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Gewerkschaftliche Demonstration in Marseille, 12. September 2017: 
„Gegen die Zerstörung des Arbeitsrechts, der sozialen Sicherung, des öffentlichen Diensts 
— Alle zusammen, vereint, entschlossen — für den sozialen Fortschritt“ 
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Vorwort 


In Frankreich gibt es eine Kette von Widerstandsaktivitäten gegen die Schock-Politik von Macron. 

Mit Hilfe einer komfortablen Mehrheit im Parlament (die nicht der Mehrheit der Bevölkerung entspricht) will die 
Macron-Regierung nicht nur das Arbeitsrecht weiter zerstören, sondern auch Änderungen der 
Arbeitslosenversicherung durchsetzen, die dem Regime von Hartz IV entsprechen würden. 

Auf dem Programm steht auch eine Steuerreform , die den Reichen dient. Diese wird von Kürzungen im 
Öffentlichen Dienst begleitet (samt Streichung von 120 000 Stellen und Einfrierung der Gehälter); weitere 
Kürzungen gibt es u.a. bei den Zuschüssen für Sozialwohnungen und bei den Kommunenhaushalten. 
Dagegen gibt eine Reihe von argumentativen Veröffentlichungen und Alternativvorschlägen im Sinne eines 
sozialen Fortschritts, einer Steuergerechtigkeit, einer Produktion, die die Umwelt schont. 

Dagegen gibt es eine Vielfalt von Aktionen - Streiks und Demonstrationen, von der deutschen Öffentlichkeit 
wenig beachtet. Der nächste Streik- und Demonstrationstag, worauf alle großen Gewerkschaften bis auf die CFDT 
sich geeinigt haben, wird für den 16. November vorbereitet. 


Wir berichten auch aus England (Wirtschaftsprogramm der Labour), über die unzureichenden Schrankensetzung 
der EU gegenüber Amazon und über das „Arbeitsunrecht“ bei H&M. Südwind hat kürzlich in einer Studie die 
Arbeitsweise und Geschichte der ILO vorgestellt, die versucht, weltweit Arbeitsstandards durchzusetzen. 


Auf die Wahlen in Deutschland geht Ulla Jelpke ein: „Die Union hat in Flüchtlingspolitik zum Aufstieg der AfD 
beigetragen. SPD kritisiert jetzt, hat aber Asylrecht verschärft“. 
In Österreich schließt die Zivilgesellschaft einen Zivilpakt. 


Vicenc Navarro beschreibt den einseitigen spanischen Nationalismus und stellt ausführlich 
die Probleme und Fehler der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung dar. 
„Ein Leben für die Revolution“ würdigt das Wirken von Che Guevara; 
aktuell werden Proteste gegen die WTO-Tagung in Argentinien vorbereitet. 


Trumps Politik ist eine weitere Bedrohung des schon ramponierten Friedens weltweit, darauf geht Mohssen 
Massarrat ein; die deutsche Friedensbewegung ruft für den 18.11. zu einem Aktionstag auf. 


Anläßlich der COP23-Konferenz finden Anfang November in Bonn mehrere Gegenaktionen statt. 
Beachtenswert in diesem Zusammenhang ist der Beschluss des britischen Gewerkschaftsbunds TUC , der u.a. 
Energieversorgung in Öffentlicher Hand fordert und sich ausführlich mit der Gefährdung des Klimas beschäftigt. 


(mdv) 


Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium für Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen 


ER. Globalisierung verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung 
‚0,0, einen gemeinsamen Ort. 


Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung. 


sandingetriebe Wir bedanken uns für die Artikelvorschläge und für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen 


MitarbeiterInnen von coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstützung!  www.coorditrad.attac.org 


Der SiG-Newsletter kann abonniert werden: 
Eintragung online (rechte Spalte!) : http://www.attac.de/bildungsangebot/sig/startseite/ 
Das Inhaltsverzeichnis aller Nummern und Sondernummern steht auch hier zur Verfügung. 


Gedruckte Exemplare von "Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (1,50 €). Bestellung in Deutschland per Mail an sig-abo@gmx.de. 
Rechnungsbetrag (inkl. Porto) einer Lieferung: 1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6€, ab 10 Hefte: 1,50 € pro Heft 
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Widerstände in Frankreich 
gegen Macrons Politik 


Die Macron-Regierung macht eine Politik im Interesse des MEDEF (Unternehmensverband in Frankreich) sowie 
vermögender und einkommensstarker Menschen. 
Einblicke in den vielfältigen und breiten Widerstand in Frankreich. Zusammenstellung: Marie-D. Vernhes 


Die Verordnungen der Macron-Regierung 
zur umfassenden „Reform“ des Arbeits- 
rechts (Code du travail) - hier deren Zu- 
sammenfassung auf Französisch — sind die 
Verallgemeinerung der „El Khomri-Geset- 
ze“ („Loi Travail“) vom Frühjahr 2016. 
Sie sind die französische Variante der An- 
griffe auf das Arbeitsrecht in anderen euro- 
päischen Ländern, es ist eine Politik im In- 
teresse des MEDEF (Unternehmensver- 
band in Frankreich) sowie vermögender 
und einkommensstarker Menschen. 





AlterSummit, Juni 2016: 
„Wir alle, die wir in vielen Ländern Euro- 
pas aktiv sind, wissen nur zu gut, welche 
Konsequenzen solche „Reformen“ nach 
sich ziehen. Diese „notwendigen Refor- 
men“, die zunächst in Deutschland mit der 
Agenda 2010, später in Griechenland, Ru- 
mänien, Spanien, Italien, Portugal, Irland 
... durchgesetzt wurden, beeinträchtigen 
unser Leben. Prekarität wird besonders für 
die junge Generation zur Alltäglichkeit, 
Arbeitsbedingungen verschlechtern sich 
von Tag zu Tag, die Arbeitslosenzahl steigt 
und Flexibilität wird zur Norm. 
Das Loi Travail ist Teil des Reformpro- 
gramms der nationalen Regierungen und 
der europäischen Institutionen. Das Pro- 
gramm untergräbt systematisch die Rechte 
aller Bevölkerungen und diese Entwick- 
lung wird vorangetrieben, wenn sie nicht 
von einer breiten Widerstandsbewegung 
gestoppt wird.“ Mehr hier. 


S. auch Rights4AllNow-Konferenz. 











12. September 2017: Belgier in Paris ge- 
gen das Arbeitsgesetz XXL, Bericht hier 
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1. „Reform“ des Arbeitsrechts 








Frankreich in „Sand im Getriebe“: 

in SiG120 , SiG 122 und SiG 124; 

in unserer Werkstatt 

hier (Frankreich April-Juni 2017, nicht 
nur über die Wahlen), 

hier (grundlegende Debatten über ein al- 
ternatives Programm — und Strategie der 
Umsetzung) 


hier (Sondernummer zu Frankreich) 




















Oberstes Ziel der Macron-Regierung ist 
die Senkung der Löhne und der Abbau 
von Arbeitsrechten, im Einzelnen: 


— Die „Hierarchie der Normen“, wonach 
die Arbeitsverhältnisse in einem Betrieb die 
Bestimmungen der Branchentarifverträge 
nicht unterlaufen dürfen, wird abgeschafft. 
Verhandelt und vertraglich geregelt wird 
auf Betriebsebene, was die Position der Be- 
schäftigten schwächt. 


— Ebenfalls sollen manche Bestimmungen 
des Arbeitsrechts (zur Arbeitszeit, zur 
Nachtarbeit ...) aufgeweicht werden; der 
gesetzliche Mutterschaftsschutz bleibt, aber 
die zusätzlichen Regelungen (Höhe der Be- 
zahlung während des Mutterschaftsurlaubs, 
längerer Urlaub, Reduzierung der Arbeits- 
zeit, Urlaub bei der Krankheit von 

Kindern ... ), die bisher auf der Branchene- 
bene getroffen wurden, sollen in den einzel- 
nen Betrieben vereinbart werden. 


- Arbeitsvertrag/Entlassung: 

a. Prekarisierung: Manche Regelungen des 
Arbeitsrechts werden außer Kraft gesetzt. 
Zum Beispiel sollen die bisherigen Rege- 
lungen über die befristeten Arbeitsverträge 
(CDD), die verhinderten, dass nur ein CDD 
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nach dem anderen „angeboten“ wird, gestri- 
chen werden. 

Auch soll jetzt das, was für Baustellen gilt 
(unbefristeter Arbeitsvertrag, der aber am 
Ende des Bauvorhabens vom Unternehmen 
gekündigt werden darf) ‚verallgemeinert 
werden, unter dem Namen „contrat de pro- 
jet“ (Projektvertrag). Fazit: Es gäbe nur 
noch CDD - mit dem einzigen Unterschied, 
dass am Anfang nicht klar ist, wann der 
Vertrag endet. Wie da eine Lebensplanung 
möglich sein soll, prangern Gewerkschaften 
und andere an. 


b. Entlassungen werden leichter: Ein 
multinationales Unternehmen darf aus 
„wirtschaftlichen Gründen“ jemanden ent- 
lassen, egal welche Gewinne es in anderen 
Ländern macht. Auch werden Höchstsum- 
men für die Entschädigung bei einer Entlas- 
sung festgelegt. 


— Frauen - die öfter nur Teilzeitverträge 
haben und in kleineren Betrieben arbeiten — 
werden besonders benachteiligt, s. die ge- 
meinsame Erklärung, 8. September 2017 


„Die Urlaubstage wegen der Erkrankung 
eines Kindes, die Verlängerung des Mutter- 
schaftsurlaubs bei voller Bezahlung, die 
Arbeitserleichterungen für Schwangere. .., 
alle diese Rechte, die bisher durch Bran- 
chenvereinbarungen festgelegt worden 
sind, können ab jetzt durch eine Betriebs- 
vereinbarung angegriffen werden.“ 


„Es wird möglich sein, per Betriebsverein- 
barung Mobilitätsklauseln einzuführen, 
ohne rechtlich festgelegte Entfernungsbe- 
grenzung bzw. Rücksicht auf die Familien- 
situation. Das Gleiche gilt für die Arbeits- 
zeiten. So werden besonders die Frauen, 
die öfter eine Teilzeitarbeit haben, benach- 
teiligt.“ 

— Vertretungsorgane der Belegschaften, 
die sich gesondert um Arbeitschutzfragen 
kümmerten, werden abgeschafft. 

Diese Aufgaben soll eine allgemeine Vertre- 
tung übernehmen, was zu einer Reduzie- 
rung der Freistellungsstunden führen wird 
und die Fachkompetenz schwächt. 

Auch sollen diese Vertretungen die Experti- 
sen selber bezahlen, die zur Klärung von 
gesundheitlichen Gefahren notwendig wä- 
ren. 





Hinweis: viele detaillierte Informatio- 
nen über die Verordnungen in Labournet 
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Ebenfalls wird das undemokratische 
Verfahren kritisiert: 

— Es sind Verordnungen der Regierung, am 
Parlament vorbei: Es kann nur ja oder nein 
zum gesamten Text sagen und die Verord- 
nungen sollen schon vor jeglicher Abstim- 
mung „vorläufig“ in Kraft treten ... 

— Die französische Regierung meint; es hät- 
te viele Gespräche mit den Gewerkschaften 
gegeben. Was war eigentlich? Zeitlich sehr 
begrenzt (2 Stunden), nur ein Teil der Ver- 
ordnungen, die der Ministerrat am 22. Sep- 
tember 2017 beschließen soll, wurde vorge- 
stellt, s. Bericht von Mediapart. Erst am 31. 
August 2017 (!!!) haben die Gewerkschaf- 
ten den Text erhalten. 

— Das Mehrheitswahlrecht in Frankreich 
führt dazu, dass die Macron-Anhänger 
(LREM) in der neuen Nationalversamm- 
lung über eine absolute Mehrheit verfügen 
(308 von 577 Abgeordneten), obgleich sich 
nur eine Minderheit der Wähler/-innen im 
ersten Wahlgang für sie entschieden hatte 
(28% der abgegebenen Stimmen und nur 
13,4% der Wahlberechtigten, s. dazu SiG 
124 ab S. 17). Auch hatte Macron im ersten 
Wahlgang nur 24% der Stimmen erhalten 
(s. auch dazu: Wahlen in Frankreich). 
Jedoch ist leider zu verzeichnen, dass eine 
Mehrheit der Wählerschaft in Frankreich 
rechts (bzw. extrem rechts) orientiert ist, 
umso bedeutender ist die Bildung einer lin- 
ken Bewegung (La France Insoumise), dazu 
weiter unten (Alternativen). 


Die Verordnungen sind Anfang Oktober 
2017 vom Präsidenten Macron unter- 
schrieben worden und treten sofort in 
Kraft - noch bevor das Parlament sie am 
20. November 2017 ratifiziert (es hat so- 
wieso keine Möglichkeit, Änderungen zu 
verabschieden, nachdem es sich selber im 
Juli 2017 „entmachtet“ hat. ‚„Friß oder ...“ 
S. auf Deutsch: Neues Deutschland vom 
3. August 2017; Freitag vom 25. Juli 2017, 
s. auch auf Französisch: http://cgt.fr/-Loi- 
Travail-XXL-.html und einen von vielen 
Flyern. to 





Der wissenschaftliche Beirat von Attac 
Deutschland hatte eine Solidaritätserklä- 
rung im Frühjahr 2016 verabschiedet: 
„Die Bundesrepublik Deutschland, die un- 
ter Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) 
mit der Agenda 2010 am frühesten mit sol- 
chen „Reformen“ begann, wurde dadurch 
zum grölsten Niedriglohnstaat in Europa. 
(...) 

Durch die Agenda 2010 und weitere Maß- 
nahmen der Folgeregierungen wurden in 
Deutschland kollektive, transparent entwi- 
ckelte Tarifverträge zurückgedrängt. Die 
Gewerkschaften werden geschwächt. Ein- 
zelbetriebliche Vereinbarungen führen un- 
ter dem internen Druck der Arbeitgeber — 
sie drohen mit der Schließung oder Ver- 
lagerung des Betriebs oder mit Entlassun- 


Selbst die deutsche Regierung muss mittler- 
weile zugeben: Wegen der Niedriglöhne 
und begleitenden Rentenkürzungen bildet 
sich bereits jetzt eine gewaltige Altersar- 
mut.“ 





Ver.di 


Solidaritätserklärung 
am 12. September 2017: 

„Oftmals wird ein verzerrtes Bild vom an- 
geblichen „deutschen Modell“ in Frank- 
reich gezeichnet. (...) 
Das verfolgte Ziel der Arbeitskostensen- 
kung wurde insbesondere über die Sen- 
kung des Arbeitslosengeldes, die Verschär- 
fung der Zumutbarkeitsregelungen für die 
Aufnahme eines neuen Beschäftigungsver- 
hältnisses auch unterhalb der tarifvertragli- 
chen Bedingungen einer Branche, die Er- 
leichterung von Befristungen oder aufge- 
zwungene Teilzeitarbeit eindrucksvoll er- 
reicht. 
Für die Beschäftigten bedeutete dies eine 
enorme Ausweitung prekärer Arbeitsver- 
hältnisse. Ein Klima der Angst zog oftmals 
in die Belegschaften in Deutschland ein. 
Heute hat Deutschland zwar offiziell weni- 
ger Arbeitslose, Millionen von Beschäftig- 
ten arbeiten dafür aber in schlechteren Ar- 
beitsverhältnissen. 
Erreicht wurde zwar eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Wettbewerbsposition und 
eine Steigerung der Unternehmensgewin- 
ne, jedoch keine Stärkung der wirtschaftli- 
chen Dynamik. 
Insgesamt haben die Agendareformen in 
Deutschland das Arbeitsvolumen nicht er- 
höht, sondern die vorhandene Arbeit wurde 
in mehr prekäre Arbeitsplätze aufgeteilt. 


In Europa hat diese Politik zudem zu deut- 
lichen außenwirtschaftlichen Ungleichge- 





wichten geführt.“ 
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Dokumente/Videos - nur auf Französisch: 
Flyer der Gewerkschaft CGT, Flyer von So- 


lidaires 

Attac Frankreich — zusammen mit den 
Economistes Atterres — hat gegen das „Loi 
travail XXL“ eine kleine 
Widerstandsbroschüre herausgegeben (s 
auch ihren Flyer, Juni 2017). 

Viele Beiträge in Les Possibles - die regel- 
mäßige Veröffentlichung des wissenschaft- 
lichen Beirats von Attac Frankreich. 

La France Insoumise — 
https://lafranceinsoumise.fr — hatte am 

12. Juli 2017 Kundgebungen in ganz 
Frankreich organisiert. Video von der 
Kundgebung in Paris mit Abgeordneten und 
Gewerkschaftsangehörigen (nach einer Ein- 
führung von ca. 10 Min.) Video von einer 
Parlamentssitzung am 1. August 2017; 
Debatte am 20. September 2017 über den 
„sozialen Staatsstreich“ Macrons. 

Dossiers der Gewerkschaften CGT, 
Solidaires — Vorher/ nachher: Übersicht 
der UGICT 


Die Zerstörung des Arbeitsrechts gehört 
zu einem Gesamtpaket, das weitere Be- 
standteile hat, u. a.: 

— Senkung der öffentlichen Ausgaben 
(Krankenhäuser, Schulen, Wohngeld ...) 

— Verschlechterung der Arbeitsbedingungen 
im öffentlichen Dienst (Bezahlung, Arbeits- 
zeiten, Abbau des Personals um 120.000 
Arbeitsplätze) 

— Steuerpolitik im Interesse einer superrei- 
chen Minderheit (Oxfam-Studie, CGT) 

— „Weiter so“ statt eines ökologischen Um- 
baus (s. unten „Alternativen —- 3 Kampa- 
gnen“) 

— Umwandlung der „Notstandsmaßnah- 
men“ von 2015, die häufig gegen soziale 
Proteste eingesetzt wurden, in ein Gesetz 





Macrons Politik ist ein weiterer und um- 


fassender Versuch, die Errungenschaften 
der gewerkschaftlichen und politischen 
Kämpfe der letzten 150 Jahren zunichte zu 


machen. 
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Attac Frankreich 


Macron erfindet die „Arbeit als Wegwerf-Produkt“ 


Emmanuel Macron sagt, er wolle mittels 
seiner Verordnungen „die Arbeit befreien“, 
und es gibt keinen Grund, daran zu zwei- 
feln. Jedoch bedeutet in seinem Weltbild die 
Freiheit der Arbeit ihre jederzeitige Verfüg- 
barkeit. Arbeit muss kurzfristig aushandel- 
bar sein, man muss sie mit einem 
Mausklick erwerben und abstoßen können 
wie einen Finanztitel. Mini-Jobs in 
Deutschland, „Null-Stunden “-Verträge in 
Großbritannien, „sharing-economy “-Platt- 
formen bevölkern diesen Traum, der über- 
all verbreitet werden soll. Dieser Beitrag, 
von Annick Coupe und Dominique Plihon 
verfasst, wurde erstmals in der Huffington 
Post veröffentlicht. 

















Dienstag, 12. September 2017 


Der rote Faden der Verordnungen ist die Ar- 
beit als ein Wegwerfprodukt. Die enormen 
Möglichkeiten aus dem El Khomri-Gesetz 
(Arbeitsgesetz von 2016, A.d.Ü., s. SiG120), 
Entlassungen auf der Basis einer einfachen 
konjunkturbedingten Schwäche von Ge- 
schäftszahlen oder sogar der Liquiditätslage 
eines Unternehmens zu veranlassen, hätten 
dem Streben der Arbeitgeber nach Flexibili- 
tät genügen können. Bei weitem nicht! Die 
Macht des Unternehmers, sich vom Be- 
schäftigten zu trennen, muss künftig 
schrankenlos sein. 


° Zur Erleichterung missbräuchlicher 
Kündigungen werden die Einspruchsfristen 
verkürzt, die Abfindungssummen aus 
Schiedsausschussverfahren gedeckelt und 
die dafür bestehenden Untergrenzen redu- 
ziert. 


®° Man ermächtigt den Unternehmer, die 
Kündigung nicht klar zu begründen, die An- 
fechtung dieser Regelwidrigkeit geht dann 
zu Lasten des Arbeitnehmers. 

° Florierenden Multis wird das Recht zu- 
gestanden, in Frankreich Entlassungen vor- 
zunehmen, wenn sie dort Verluste angemel- 
det haben. 

° Im Falle einer Betriebsvereinbarung, die 
ungünstiger als der Arbeitsvertrag ist, wird 
für die betroffenen Arbeitnehmer eine Ent- 
lassung „besonderer Art“ ermöglicht, ohne 


Hilfe zur Wiedereingliederung. 


° Erfunden wurde die „kollektive Kündi- 
gung im beiderseitigen Einvernehmen“, 
ebenfalls ohne Wiedereingliederungshilfe, 
um die Pläne zum „freiwilligen Ausschei- 
den“ abzusichern. 


° Zudem wird der alten Arbeitgeberforde- 


rung nach „Werkverträgen“ entsprochen, 
die weder ein definiertes Ende noch eine 
Entschädigung für Prekarität (bislang fälli- 
ge Entschädigungsleistung bei Nichtüber- 
nahme in ein unbefristetes Arbeitsverhält- 
nis, A.d.Ü.) aufweisen. 


e Was die Maßnahmen zur „Stärkung des 
sozialen Dialogs“ betrifft, so beteiligt sich 
deren Mehrzahl an dieser Flexibilisierung 
durch Umgehung der Gewerkschaften und 
durch die Einschränkung der Mittel der Be- 
schäftigtenvertretungen. 


Diese Verordnungen der Macron-Regierung 
(und der Arbeitgeberschaft, von der sie her- 
stammen) repräsentieren eine ganz beson- 
dere Vision von Arbeit. Ein abstrakter und 
anonymer Produktionsfaktor, „just-in-time“ 
eingekauft, dessen Produktion darauf ge- 
richtet wird, die Profitraten der Aktionäre 
zu steigern und den man wegwirft, sobald 
seine Kosten diese Profitraten gefährden. 
Dabei hat die wirkliche Arbeit, die eine ef- 
fektive Produktion sowie die Qualität der 
Produkte und Dienstleistungen ermöglicht, 
damit gar nichts zu tun. Alle Kenner der Ar- 
beit wissen folgendes: Um die vom Mana- 
gement vorgegebenen Ziele zu erreichen, 
müssen die Beschäftigten ihre verkannten 
Schätze an Erfindungsgabe einsetzen. Ohne 
das Engagement der Arbeiter würden die 
Anweisungen wirkungslos bleiben. Ohne 
ihre Erfahrung, ohne ihre Zusammenarbeit, 
ohne ihre Achtsamkeit gegenüber den Ma- 
schinen und Geräten, ohne die Verbindun- 
gen unter den Kollegen, ohne ihre Kunden- 
orientierung wäre überhaupt nichts mög- 
lich: weder Qualität, noch Wettbewerbsfä- 
higkeit noch Profit. 


Indem wir die Arbeit als Wegwerfprodukt 
und die Prekarisierung, also die zunehmen- 
de Unsicherheit unserer Lebensumstände, 
ablehnen, weisen wir gleichzeitig den Ver- 
lust des Sinns der Arbeit zurück, ihre viel 
zu häufige Absurdität, ihre ständige Unter- 
werfung unter die Ziele von Aktionären und 
Topmanagern und ihre Reduktion auf eine 
einfache Funktion. 

Wir wissen, dass der berufliche Leidens- 
druck, die stark zunehmenden Ungleichhei- 
ten, die tagtägliche Angst und Unsicherheit 
ihre Ursache in der Diktatur des Finanzwe- 
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sens über die Arbeit haben, die die Gesund- 
heit bedroht und die Demokratie untermi- 
niert. 

Gleichzeitig wissen wir, dass dieser ver- 
rückte Wettlauf nach Wettbewerbsfähigkeit 
und Profit das Überleben der Ökosysteme 
in unmittelbare Gefahr bringt. Die sich häu- 
fenden extremen klimatischen Ereignisse, 
wie derzeit in den Antillen, führen uns dies 
täglich vor Augen. 


Macrons Verordnungen verschärfen die Un- 
sicherheit, ohne die Frage der Arbeitslosig- 
keit zu lösen. Sie bringen die Kräfteverhält- 
nisse zwischen dem Finanzkapitalismus 
und dem Rest der Gesellschaft noch etwas 
weiter aus dem Gleichgewicht. Sie rufen 
den entschlossenen Widerstand all derer 
hervor, für die die Arbeit ein Raum des ge- 
meinsamen Aufbauens, der Zusammenar- 
beit und der Beratungen ist und bleiben 
muss. 

Gegen die absurde Vision einer Arbeit als 
Wegwerfprodukt stellen wir die lebendige 
Arbeit, das heißt die gemeinschaftliche Ar- 
beit — das „Zusammenarbeiten“. Jene Ar- 
beit, die uns zu menschlichen Wesen macht, 
indem sie uns mit der Wirklichkeit konfron- 
tiert, die uns sowohl die Entwicklung unse- 
rer Fertigkeiten als auch die Fürsorge für 
unsere gemeinsame Erde ermöglicht, um 
die es derzeit so schlecht steht. 


Die Moderne besteht nicht in der Arbeit als 
Wegwerfprodukt, sondern in der gemein- 
schaftlichen Arbeit, in der jede und jeder 
mitreden kann und in der Verschiedenheit 
ihrer/seiner Talente anerkannt wird. Unsere 
gemeinsame Welt stellt nicht die „Erfolgrei- 
chen“ den „Nichtsnutzen“, die „Unterneh- 
mer“ den „Faulenzern“ gegenüber. 


Diese Welt bleibt noch zu schaffen, in der 
jene, die arbeiten, und jene, die von dieser 
Arbeit profitieren, gemeinsam die Regeln 
ihrer Kooperation bestimmen können, eine 
Welt, in der der Profit nicht ein Ziel ist, 
sondern als ein Werkzeug dient, eine Welt, 
in der die Arbeit die Schule der Demokratie 
ist und die Demokratie ein Arbeitswerk- 
zeug. 

Wir haben mit dem Aufbau dieser Welt be- 
gonnen: in unseren sozialen Kämpfen, in 
unserem Widerstand und mittels unserer Al- 
ternativen. Was jetzt auf uns zukommt, 
muss uns in die Lage versetzen, die Umris- 
se dieser Welt noch schärfer zu zeichnen, 
denn die Wiederherstellung der Hoffnung 
stärkt unseren Widerstand am besten. 


Quelle: Attac Frankreich 


Übersetzung: Hans-Hermann Bohrer 
(coorditrad) 


Ele eier en 


2. Eine Kette von Widerstands-Aktionen — nicht nur zum Arbeitsrecht 


r 


'Tous ensemble!" (alle zusammen 





Es gibt vielfältige Versuche, eine breite Ein- 
heit der Kämpfe aufzubauen: 

- Der Appell „Für unsere soziale Rechte“ 
vom 4. Juli 2017 wurde sehr breit unter- 
zeichnet (u.a. attac-Mitglieder wie Th. Cou- 
trot, D. Plihon, A. Trouve). 


POUR 
NOS 


4 LA 5 


„Die Zerstörung des Arbeitsrechts ist nur 
ein Teil der Vorhaben von Macron! 

Mit der Fortführung der Notstandsmaßnah- 
men sollen die sozialen Bewegungen einen 
Maulkorb erhalten; die Austeritätspolitik 
wird fortgeführt, mit Angriffen auf den öf- 
fentlichen Dienst, auf die öffentlichen Ein- 
richtungen, z.B. die Krankenhäuser, auf die 
soziale Sicherung und die Renten. Es gibt 
Alternativen! (...) Wir rufen dazu auf, die 
Mobilisierung aufzubauen und Alternativen 
im Dienste des sozialen Fortschritts voran- 
zutreiben.“ 

- Am 9. September fand ein "Meeting 
unitaire" in Paris statt, an dem Vertreter/- 
innen von Gewerkschaften und Organisatio- 
nen - u.a. Attac Fr - teilgenommen haben. 

- Am 6. September hatte ein Treffen zwi- 
schen La france Insoumise (Melenchon) 
und der CGT stattgefunden, mit dem Ge- 
neralsekretär Philippe Martinez und Cathe- 
rine Perret (CGT) und Jean-Luc Melenchon 
(La France Insoumise). Die Gemeinsamkei- 
ten der Analysen wurden hervorgehoben 
und erneut hatte Melenchon zur Teilnahme 
an den Aktionen am 12. September aufgeru- 
fen. 

- Unterstützt werden die Gewerkschaften 
von vielen Organisationen (u.a. La France 
Insoumise und Attac Frankreich), auch von 
internationalen Delegationen (z.B. Bus 
von der belgischen Gewerkschaft CNE am 
12. September, Verdi-Gewerkschaftsvertrter 
am 10. Oktober,...) 








SOLIDARITÄTSERKLÄRUNGEN aus 
der ganzen Welt hier , auch von Verdi 
weitere hier , u.a. IG Metall Berlin und 
Aktion in Stuttgart, von Altersummit 
(Übersetzung) 








Übersicht über die vielen gewerkschaftli- 
chen und politischen Aktivitäten in Paris 


hier: https://paris.demosphere.eu/ 


12. September 2017 
Streik- und Aktionstag 


Ein Gewerkschaftsbündnis (CGT , SUD- 
Solidaires, FSU (Gewerkschaft für den öf- 
fentlichen Dienst), ebenfalls die Organisa- 
tionen von StudentInnen und SchülerInnen 
(UNEF, UNL und Fidl ) hatte zu dem 
Streik- und Demonstrationstag aufgerufen. 
Die Leitungen der Gewerkschaften CFDT 
und FO (die ebenfalls die Verordnungen 
von Macrons Regierung ablehnen) haben zu 
den Aktionen am 12.9. nicht aufgerufen; 
jedoch haben manche Mitglieder und Glie- 
derungen von der Gewerkschaft FO - u.a. 
55 Departement- und 13 Branchen-Verbän- 
de - auch an den Streiks und Demonstratio- 
nen teilgenommen, ebenfalls Mitglieder 
und Gliederungen der CFDT. 

Es gab einen gemeinsamen Aktions- UND 


Streikaufruf der Transport-Gewerkschaften 
CGT und FO am 31. August 2017). 





200 Demonstrationen und 4000 Streik- 
aufrufe wurden verzeichnet. Dazu: Frank- 
reichs-Karte der CGT 

In ganz Frankreich haben schätzungsweise 
400 000 Menschen daran teilgenommen, 
rund 50 000 in Paris. 


Bericht der CGT /Videos ; weitere Berich- 
te/Stellungnahmen bei labournet; 

Fotos der Demonstrationen in vielen Städ- 
ten, Demonstration in Toulouse , Sprüche 
Einzelne Nachrichten über Streiks und De- 
monstrationenin in „Le Parisien“ ( hier ) 
Einzelne Eindrücke auf facebook 


Melenchon in Marseille (während der 
Demonstration) „Man muss einen Block um 
die Gewerkschaften bilden, damit die Re- 
gierung einen Rückzieher macht.“ 


Alle diese Organisationen hatten schon an- 
gekündigt, sich auf weitere Aktionen vor- 
zubereiten. "Die Mobilisierung des 12. Sep- 
tembers ist nicht das Ende, sondern der Be- 
ginn der Bewegung" erklärte _Philippe 
Martinez (CGT). 


21. September 
erneut Streik- und Aktionstag 


Für den 21. September 2017 wurde erneut 


zu Demonstrationen und Arbeitsniederle- 


gungen aufgerufen. 
Gemeinsamer Aufruf für Paris und seine 


Region von der CGT, FO, FSU, Solidaires, 
UNEF, UNL, FIDL 

Interaktive Karte der CGT über die Mobili- 
sierungen in ganz Frankreich; 
Mobilisierung in Paris ; weitere Angaben 
mit vielen Plakaten /Flyer auf 

Reportage (mit kurzen Videos) über die De- 
monstrationen vom 21.9. 

Fotos von Solidaires 
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weitere Berichte: mediapart; politis (mit 
kurzen Videoberichten aus vielen Städten 


und einem Interview von Melenchon, s. un- 
ten, Zwischenbilanz) 


Fazit: Mehr Streiks als am 12.9.; 
Mitglieder ALLER Gewerkschaften haben 
an den Demonstrationen teilgenommen 
(z.B. haben in 60 Departement die FO-Ver- 
tretungen zu dem Aktionstag aufgerufen); 
auch Attac FR, La France Insoumise, die 
KPF u.a.m. waren beteiligt. 

Die Anzahl der Demonstranten ging gegen- 
über dem 12. Sept. leicht zurück, "aber die 
Unzufriendenheit ist da - auch die Mobili- 
sierung - es gibt keinen Grund, aufzuhören" 
sagte Martinez, Generalsekretär der CGT, 
und will mit den anderen Gewerkschaften 
das weitere Vorgehen abstimmen (PM der 
CGT). 

Die Gewerkschaft Solidaires wies darauf 
hin, dass es auf lokaler Ebene Fortschritte 
bei der Schaffung eines einheitlichen Vor- 
gehens aller großen Gewerkschaften gibt, 
dass die Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst weniger zahlreich in den Demonstra- 
tionen waren, denn "sie konzentrieren sich 
auf den gemeinsamen Aktionstag im Öf- 
fentlichen Dienst am 10. Oktober." 


Zwischenbilanz - Wie geht es weiter? 


Solidaires: Um die Vorhaben der Regierung 
zu verhindern "meinen wir, dass die Strate- 
gie, die uns zum Sieg verhelfen kann, darin 
besteht, massenhaft und dauerhaft zu strei- 
ken, dies auf der Grundlage der vorhande- 
nen Kämpfe in den verschiedenen Berei- 
chen. Niemand wird allein gewinnen. Dar- 
um sind die Mobilisierung der Transportar- 
beiter ab dem 25. September, der Rentner/- 
innen am 28.September, der Beschäftigten 
im Öffentlichen Dienst am 10. Oktober 
wichtige Etappen im Aufbau von einer Kon- 
vergenz der Kämpfe." 


Nach dem Aktionstag am 21.9.2017 hat die 
CGT ihren Aufruf an die anderen Gewerk- 
schaften wiederholt, sich über ein gemein- 
sames Vorgehen zu verständigen. 


Melenchon während der Demonstration 
am 21.9.: « Zur Zeit unterstützen sich die 
verschiedenen Mobilisierungen gegensei- 
tig. Die gewerkschaftlichen Aufrufe betref- 
fen die Arbeitstage. Das setzt ein hohes 
politisches Bewußtsein voraus, denn um 
einen Arbeitstag zu opfern, muss man da- 
von überzeugt sein.“ 

Auf die Frage, ob man eine Rücknahme der 
Verordnungen durchsetzen könnte, antwor- 
tete er: „ Man kann es schaffen (...) In ei- 
ner Demokratie ist die politische Führung 
der Kräfteverhältnisse bewusst. Und sie 
muss die politische Situation einschätzen. 
Wenn ein Volk etwas nicht will, kann man 
es ihm nicht aufzwingen. “ 


SS SE > BEE ER I SENBERESNED ES TERFENE 


23. September 2017 
"Marche contre le coup d'etat social" 
-(Marsch gegen den sozialen Staats- 


streich) am 23. September, 14 Uhr Place 
de la Bastille in Paris , von la France 


Insoumise initiiert - (s. auch Aufruf von La 
France Insoumise im Juli, Pressekonferenz 
am 31.8.2017) 

Übertragung der Abschlusskundgebung 
(mit einer Rede von JL Melenchon). 
Kreativität der Demonstranten: eine Aus- 
wahl, 23 Plakate - weitere hier 


Ab dem 25. September 2017: Streik 
der 'Transportarbeiter (Aufruf der Ge- 
werkschaften CGT und FO, der Gewerk- 
schaft Solidaires , auch von der UNSA), 
Bericht hier 

Sie haben es erreicht, dass die Tarifverträge 
ihrer Branche weiterhin Vorrang vor be- 
trieblichen Verträge haben — wenn sie vor- 
teilhafter sind. 





28. September 2017 
Demonstrationen der Rentner/-innen 


(28.9.) u.a. gegen die Erhöhung der 


Sozialsteuer CSG 








Gegen den Abbau von Subventionen für 
den Sozialwohnungsbau (Aide pour le 
Logement, APL) wird für den 9.Dezember 
2017 mobilisiert - https://vivelapl.org/_ 


LE 9 DECEMBRE 


Mobilisation 
nationale 


VivelAPL 














10. Oktober 2017 


Aktionstag im Öffentlichen Dienst 
gegen die Streichung von 120 000 Ar- 


beitsplätzen, den Lohnstopp und die Ar- 
beitsbelastung und für eine bessere Qualität 
der Öffentlichen Dienste - die durch die 
Kürzungsmaßnahmen der 
Kommunenhaushalte verschlechtert wer- 


den: schon 10 Mrd. weniger zwischen 2014 


und 2017; geplant sind weitere Kürzungen 
um 13 Mrd. bis 2020. 


Aufruf des Gewerkschaftsbündnisses - 
(mehr hier) 

Attac Frankreich: Aufruf gegen die Zer- 
störung der Öffentlichen Dienste und die 
weiteren Steuergeschenke für die Reichen 
(7 Mrd. Euro für 2018). 
Bericht über den Aktionstag in Mediapart, 
Weitere Berichte: jungewelt 


Auch in Belgien fanden am 10. Oktober 
Streiks im öffentlichen Dienst statt. 





SLTER 
SUMMIT 
Öffentliche Dienste überall verteidigen 
und ausbauen 


Brüssel, 5. Oktober 2017 

Alter Summit unterstützt Gewerkschaften, 
Verbände und Vereinigungen in ganz Euro- 
pa, die sich für gute Öffentliche Dienste 
einsetzen, insbesondere am 10. Oktober 
2017, an dem Gewerkschaften sowie Bür- 
gerinnen und Bürger in Belgien und Frank- 
reich streiken und auf die Straße gehen 
werden. 

Gemeingüter und öffentliche Dienstleistun- 
gen sowie ihre allgemeine Verfügbarkeit 
sind von grundlegender Bedeutung für den 
Erhalt des gesellschaftlichen Lebens und 
für das Wohlergehen aller Bürgerinnen und 
Bürger. Gleichzeitig sind sie ein Werkzeug 
für die Umverteilung des Reichtums unse- 
rer von Ungleichheit geprägten Gesell- 
schaften. Die Verteidigung der öffentlichen 
Dienste schließt den Einsatz für den Erhalt 
demokratischer Errungenschaften und für 
die Beteiligung der Bevölkerung an der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung ein. 

Die derzeit betriebene Finanzialisierung 
des Kapitalismus eröffnet neue Wege für 
die Kommerzialisierung und Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen. Freihandels- 
abkommen, die Austeritäts- und Steuer- 
politik und neue Formen der öffentlichen 
Verwaltung vervollständigen dieses Schre- 
ckensbild. 

Bei der Konferenz Rights4All Now im No- 
vember 2016 wurde besonderes Gewicht 
auf die folgenden Forderungen gelegt: 

« Verteidigung und Stärkung der Stellung 
der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
Erhalt und Erweiterung des Zugangs zu 
öffentlichen Dienstleistungen 

« Beendigung der Privatisierung Öffentli- 
cher Dienstleistungen 

« Neubewertung der Funktion öffentlicher 
Dienste bei der Befriedigung gesellschaft- 
licher Bedürfnisse und Anerkennung öf- 
fentlicher Dienste als gesamtgesellschaftli- 
ches Projekt 

Gesundheit, Bildung, Wohnungswesen, 
Wasserversorgung, Verkehr und Energie 
dürfen nicht Privatinteressen unterworfen 
werden. Verteidigen wir gemeinsam die öf- 
fentlichen Dienste in Europa! 


Öffentlicher Dienst - Deutschland wird 
kaputt gespart: ARD-Sendung Plus Minus 
Kundgebung gegen die 
Wasserprivatisierung in Griechenland 
am 13. November 2017 in BerlinGrie- 
chenland wird durch die Troika gezwun- 
gen, das Wasser zu privatisieren. 

Der Widerstand in Griechenland dagegen 
ist groß. Eine Petition wurde inzwischen 
von 200.000 Menschen unterschrieben. 

Mehr: Griechenlandsoli 
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19. Oktober 


CGT und Solidaires organisieren einen 
weiteren Streik- und Demonstrationstag 


24. Oktober 
Die Gewerkschaften CGT, FO, 
Solidaires, UNEF, UNL und FIDL 
rufen zu einem Mobilisierungstag auf 


Die am 24. Oktober 2017 zusammenge- 
kommenen gewerkschaftlichen Organisatio- 
nen von Beschäftigten, Studierenden, Schü- 
lerinnen und Schülern CGT, FO, Solidaires, 
UNEF, UNL und FIDL konstatieren die 
Verfolgung einer Politik der Liberalisie- 
rung, die zum Ziel hat, zugunsten einer 
Minderheit die Ungleichheiten zu verschär- 
fen. 

Diese Politik enthält folgende Bestandteile: 
— Verordnungen mit zahlreichen inakzepta- 
blen Bestimmungen, die die Rechte der Be- 
schäftigten einschränken 

— Beeinträchtigungen der Rechte der Be- 
schäftigten und Arbeitsuchenden in Bezug 
auf die Arbeitslosenversicherung und die 
Berufsausbildung 

— Maßnahmen, die zu einer Ausweitung der 
Prekarität bei den Arbeitsverhältnissen und 
der Eingliederung der Jugendlichen in den 
Arbeitsmarkt führen 

— Abbau der Rechte der Jugendlichen durch 
die Einführung eines Auswahlverfahrens zu 
Beginn der Hochschulausbildung 

— Lohnzurückhaltung und Erhöhung der 
CSG (Sozialsteuer) 

— Angriffe auf den öffentlichen Dienst und 
die sozialen Sicherungssysteme 


Die unterzeichnenden Organisationen rich- 
ten an die Regierung den dringenden Ap- 
pell, die von den Beschäftigten, der Jugend, 
den Arbeitsuchenden und den Rentnerinnen 
und Rentnern an den Öffentlichen Dienst 
und die Privatwirtschaft gestellten vielfälti- 
gen sozialen Erwartungen zu berücksichti- 
gen. 


Angesichts der ernsten Situation be- 
schließen die unterzeichnenden Organi- 
sationen, am 16. November 2017 einen 
Mobilisierungstag der Beschäftigten, Stu- 
dierenden und Schüler/-innen mit Streiks 
und Demonstrationen durchzuführen. 

Sie laden die anderen Gewerkschafts- und 
Jugendorganisationen dazu ein, sich anzu- 
schließen. 


Infos: demosphere 


Mobilisation 


reve 














SET werner nen 


3. „Robin der Reichen“ 





Thomas Pany: Macrons Vermögenssteuer: Der Staat verzichtet auf 3,2 Milliarden 


Rein rechnerisch - und darin sind sich alle 
einig - läuft Macrons Reform der Vermö- 
genssteuer auf ein Fazit hinaus, das bekannt 
ist: "Es profitieren hauptsächlich die Rei- 
chen." Interessant ist die Verpackung des 
Geschenks aus dem Elyseepalast. 

"Ich mag den Neid nicht", sagte Macron am 
Montagabend zur Kontroverse über die 
neue ISF (impöt de solidarite sur la fortu- 
ne), die auf Deutsch mit "Solidaritätssteuer 
auf das Vermögen" wiedergegeben werden 
kann. 

„Ich mag diese traurige Leidenschaft derer 
nicht, die die Reichsten besteuern wollen. 
Aber genauso wenig mag ich den Zynismus 
derer, die sich gelegentlich ganz auf den 
Egoismus zurückziehen, wo das einzige Le- 
bensziel darin besteht, immerfort noch 
mehr Geld anzuhäufen. Es ist nötig, dass 
sie sich in der Gesellschaft engagieren.“ 
Emmanuel Macron 


Der US-Präsident Trump liebt Unterhal- 
tungsfernsehen und hatte dort eine eigene 
Sendung, er feuert noch immer gerne. Der 
französische Präsident Macron liebte als 
junger Mann das Theater und er liebt es 
noch immer, große Teile seiner Reden von 
ihm klingen wie Deklamationen. Beide ma- 
chen Steuerpolitik, die Reiche überpropor- 
tional begünstigen. 'Trump bleibt lakonisch, 
Macron bedient sich moralischer Preziosen. 


Sozial verantwortungsvolle 
Investitionen? 


Sein steuerpolitischer Ansatz läuft darauf 
hinaus, dass die Begüterten, wenn sie der 
Staat nicht mit unangenehmen Steuern und 
die Gesellschaft nicht mit hässlichen Neid- 
gefühlen belästigt, freiwillig geben. "Ge- 
ben" heißt im Vokabular Macrons "Investie- 


ren". 
Es ist eine Wette, kommentiert Le Monde, 


LES 10% LES 10% 
LES PLUS PAUVRES LES PLUS RICHES 


GAIN DE 
POUVOIR D’ACHAT 


EN TENANT COMPTE DE 
LA BAISSE DES 
PRESTATIONS SOCIALES 
[logement, securite 
sociale, collectivites...] 


Oxfam-Studie über die Auswirkungen der Steuerreformen und der 
Streichung von Zuschüssen: Die ärmsten 10% verlieren 337 Euro 
pro Jahr, die reichsten 10% erhalten 1193 Euro mehr. 
S. auch Oxfam, Angaben über die Methodologie und die Quellen 
für diese Berechnung 





ein bisschen stichelnd ("Kann man den Rei- 
chen trauen?"), aber in der Kritik sehr vor- 
sichtig - wie der Wahlkampf zeigte, pflegt 
man ein eher unterstützendes Verhältnis 
zum talentierten Jungpräsidenten. 

Die Wette besteht darin, dass die Begüterten 
mitmachen und ihr Geld, das sie künftig 
durch die Steuerreform sparen, nicht eigen- 
nützig anlegen oder in Werte investieren, an 
denen nur sie selbst Vergnügen haben, son- 
dern es in eine für die Gesellschaft nützli- 
che Weise zur Verfügung stellen. Der 
Grundgedanke Macrons zur Steuerpolitik 
lautet: 

„Ich wünsche mir eine Besteuerung, die es 
belohnt, wenn Risiken eingegangen werde, 
die Vermögensvermehrung mehr durch das 
Ialent, die Arbeit und die Innovation als 
durch Besitzeinkommen oder Investitionen 
in Immobilien. Unsere Steuerpolitik, und 
ich schließe die Vermögenssteuer darin ein, 
darf nicht mehr diejenigen bestrafen, die 
Erfolg haben und in Unternehmen investie- 
ren.“ (Emmanuel Macron, "Revolution" ) 


Vermögenssteuer nur mehr für 
Immobilienbesitz 


Die Parlamentarier beraten seit dem 17.Ok- 
tober über die Steuergesetze, worunter auch 
die Reform der Vermögenssteuer fällt. Die 
Neuerung besteht darin, dass künftig nur 
mehr der Immobilienbesitz als Vermögen 
besteuert wird, wenn er denn den Wert von 
1,3 Millionen übersteigt. Geldvermögen 
oder Wertanlagen wie Möbel, Fuhrpark, 
Schmuck, Rennpferde werden nicht mehr 
besteuert. 

Laut Wirtschaftsminister Bruno Le Maire 
betrugen die Einkünfte aus der alten Vermö- 
genssteuer 4,1 Milliarden Euro. Mit der re- 
formierten ISF rechnet man mit Steuerein- 
künften in Höhe von 850 Millionen Euro. 
Der Wert des Geschenkes beträgt demnach 


Source : OFCE 
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geschätzt 3,2 Milliarden Euro. Das ent- 
spricht fast dem jährlichen Budget des na- 
tionalen Forschungszentrums CNRS, wie 
Le Monde stichelt. Ob die Geschenkemp- 
fänger daran denken, in Wissenschaft, For- 
schung und Bildung zu investieren, da der 
Staat wegen der Knappheit der öffentlichen 
Kassen dort Sparprogramme auflegt? 


330.000 Haushalte 


Es geht um c.a. 330.000 Haushalte (die 
französische Vermögensteuer betrifft Haus- 
halte, keine Einzelpersonen), die über ein 
Immobilienvermögen oberhalb der Besteue- 
rungsschwelle von 1,3 Millionen Euro ver- 
fügen. Die Abgaben sind gestaffelt, wie hier 
genau aufgelistet wird. Den höchsten Steu- 
ersatz, nämlich 1,5 Prozent, haben diejeni- 
gen, die über Immobilienbesitz im Wert von 
über 10 Millionen Euro besitzen. 

Die höheren Immobilien-Vermögen kom- 
men jedoch mit der neuen Besteuerung sehr 
viel besser weg, rechnet Le Monde vor. Der 
alles überragende Vorteil liegt allerdings bei 
den Personen mit Finanzvermögen, das 
künftig nicht mehr unter die Vermögensteu- 
er fällt. In Frankreich besitzen etwa 
300.000 Haushalte ein Vermögen, das höher 
als 2 Millionen Euro ist, der Anteil der Fi- 
nanzanlagen beträgt bei ihnen 70 Prozent 
Der Höchststeuersatz für Einkommen aus 
"Dividenden und Zinsen" beträgt 30 Pro- 
zent, bei Gehältern und Einkommen beträgt 
er 55 Prozent, weshalb Piketty die Vermö- 
genssteuerreform und andere Steuerge- 
schenke auf Gesamtkosten von mehr als 5 
Milliarden Euro schätzt. Für ihn ist das ein 
Fehler "historischen Ausmaßes". 


https://www.heise.de/tp/features/Macrons- 


Vermoegenssteuer-Der-Staat-verzichtet-auf- 
3-2-Milliarden-3863931.html 





Attac Frankreich über Macrons Politik, Juli 2017 „An unsere 
Freundinnen und Freunde, die meinen, Macron sei nicht der 
Präsident der Banken. „: „Die 10% reichsten Menschen werden 
46% der Steuererleichterungen für sich buchen können - In dem 
neuen Frankreich, von Macron gezeichnet, ist es gut, ein Banker 
und reich zu sein, sonst istman „nichts“! 
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„Emmanuel Macron [hat sich] schon für 
eine mögliche Konfrontation gerüstet. 
Amnesty International hat die Bürger- 
rechtsverletzungen und die Polizeigewalt 
angeprangert, die in jüngster Zeit in Frank- 
reich gegen Demonstrant/innen, Gewerk- 
schafter/innen, Journalisten und Sanitäter 
massiv zugenommen haben. Vorwand für 
dieses Verhalten war die Verhängung des 
Ausnahmezustands nach den Pariser Ter- 
roranschlägen gewesen. Mit einem neuen 
Gesetz hat Präsident Macron nun die Be- 
stimmungen des Ausnahmezustands zum 
Regelfall gemacht.“ (Guillaume Paoli in 
ver.di publik) 


Das „Gesetz zur Stärkung der inneren Si- 
cherheit und zum Kampf gegen den Terro- 
rismus“ wurde in erster Lesung mit einigen 
Entschärfungen vom Senat angenommen 
(Le Monde; Details hier), und die National- 


4. Ausnahmezustand 


versammlung hat es am 4. Oktober 2017 
angenommen. 

Endgültige Fassung nach einer Einigung 
zwischen Senat und Nationalversammlung. 


Attac Frankreich: Das ist ein Gesetz ge- 
gen die aktiven Bürger/-innen und die so- 
zialen Bewegungen. 


Dagegen hatte ein breites Aktionsbündnis 
(Attac Frankreich gehört dazu) zu einer De- 
monstration am 10. September 2017 um 
15 Uhr aufgerufen. 

— Aufruf und Liste der teilnehmenden Orga- 
nisationen; Bilder der Demonstration 

— Stellungnahme des Syndicat de la Magis- 
trature vom 26. September 2017 

— Rede von Daniele Obono (La France In- 
soumise) gegen das Gesetz im französi- 
schen Parlament 


„Das Gesetz erweitert die Kompetenzen 
von Behörden und Polizei auf Kosten der 
Justiz. So kann das Innenministerium künf- 
tig ‚jede Person, bei der es ernsthafte 
Gründe zur Annahme gibt, dass ihr Verhal- 
ten eine Gefahr für die Sicherheit und die 
öffentliche Ordnung darstellt‘, mit zeitlich 
unbegrenztem Hausarrest belegen. Das Ab- 
hören von Wohnungen und Autos sowie 
Hausdurchsuchungen sind zu jeder Tages- 
und Nachtzeit und ohne richterliche Anord- 
nung möglich, sobald ‚ernsthafte Gründe 
zur Annahme bestehen, dass sich dort Per- 
sonen befinden, deren Verhalten eine Ge- 
fahr für die Sicherheit und die öffentliche 
Ordnung darstellt‘. Nach bisherigem Recht 
mussten konkrete Aktivitäten in diese Rich- 
tung vorliegen.“ (ND vom 5. Oktober 2017) 
Artikel dazu in Labournet vom 4. Oktober 
2017 





5. Alternativen 


Alternativen zu der „Reform“ des Arbeitsrechts 


Die Forschungsgruppe für ein 
anderes Arbeitsrecht (Groupe de 
recherches pour un autre Code du 
travail) hat im März 2017 einen 
Vorschlag zum Arbeitsrecht 
veröffentlicht. Die 20 Mitglieder 
dieser Gruppe - alle 
Hochschullehrer/-innen - hatten seit 
dem Herbst 2015 eine Reihe von 
Gesprächen geführt, u.a. mit 
Gewerkschaftsvertretern und — 
vertreterinnen im In- und Ausland. 
„Ziel war es, aufzuzeigen, dass das 
Arbeitsrecht klarer verfasst werden 
kann, aber auch mit schützenden und 
den aktuellen Problemen angepassten Bestimmungen.“ Mehr hier 
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„Die Arbeit befreien“, schreibt Attac Frankreich in Anspielung auf 
Macrons Begründung für die Änderungen des Arbeitsrechts und 
erklärt, was das bedeutet: eine sinnvolle Arbeit — eine sichere 
Arbeit — Entscheidungsrechte für die Arbeitenden. 


Gewerkschaft CGT: 

Die CGT setzt sich für Maßnahmen ein, wie Lohnerhöhungen, eine 
andere Verteilung des Reichtums (41 Milliarden Dollar wurden für 
die zweite Hälfte 2017 an Aktionäre ausgeschüttet, damit steht 
Frankreich an erster Stelle in Europa), Arbeitszeitreduzierung, 
Arbeitsrechte, die an die Person gebunden sind und von einem 
Betrieb zum nächsten übertragbar sind, eine berufliche soziale 
Sicherung beim Verlust des Arbeitsplatzes. 

Aus dem Kommunique vom 31. August 2017 


Gewerkschaft Solidaires 
„Unsere Vorschläge,, 

- Mindestlohn: 1700 Euro 

- Arbeitszeitreduzierung auf 32 
Stunden 

- Keine befristeten Arbeitsverträge 
- Rentenalter: 60 Jahre 

- Mehr Einnahmen für die 
Sozialversicherungen durch eine 
Steuerreform 

- Schaffung von Arbeitsplätzen in 
dem Umwelt und- Sozialbereich 


UN 
PROJET 


POUR LES 
7.17 le]/) 
UN PROJET 
CONTRE LES 
SALARIE-ES 
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Alternativen zum Steuerrecht 


Geld zurück - für ökologische und soziale Veränderungen! 





JA 


attac 





Eine Kampagne von Attac Frankreich, von vielen anderen Organi- 
sationen mitgetragen, weist auf 200 Milliarden Euro hin, die der 
Staat mehr einnehmen könnte: 


— Steuerflucht: 80 Milliarden 

— Besteuerung aller Finanztransaktionen: 36 Milliarden 

— Steuerreform mit dem Ziel einer größeren Steuergerechtigkeit: 
20 Milliarden 

— Streichen der Subventionen für fossile Energien: 10 Milliarden 
— Streichung von ungerechten und nutzlosen Steuererleichterungen: 
55 Milliarden (dazu gehören die 40 Milliarden für Unternehmen, 
was angeblich zur Schaffung von Arbeitsplätzen hätte führen sol- 
len - tat es aber nicht, weil die Erleichterungen bedingungslos wa- 
ren) 

(Bei jedem Vorschlag wird ausgeführt, wie diese Summen erhalten 
werden könnten.) 


Darüber hinaus sollte die Staatsschuld restrukturiert werden — mit 
einer Streichung der Schulden gegenüber spekulativen Fonds — und 
eine Reihe von kostspieligen Projekten gestrichen werden. 


Die so gewonnenen Geldsummen sollten folgendermaßen einge- 
setzt werden: 

— 105 Milliarden für Klima und Arbeitsplätze 

— 22 Milliarden für Bildung 

— 15 Milliarden für das Gesundheitswesen 

— 10 bis 15 Milliarden für Wohnungen 

— 12 Milliarden für die öffentliche Forschung 

— 14 bis 17 Milliarden für die internationale Solidarität 


Klimagerechtigkeit 
"1 Million d'’emplois pour le climat" (1 Million Ar- 
beitsplätze für das Klima) Heft auf Französisch 


Politische Alternativen? 


Nach dem Zusammenbruch der Sozialistischen Partei und den 
beachtenswerten Wahlerfolgen von „La france Insoumise“ (S. 
SiG 124) gibt es Bestrebungen, die Zersplitterung der linken 
Kräfte zu überwinden (mehr dazu in der Werkstatt für SiG 126) 
Die vielen lokalen Gruppen von La France Insoumise , die 
bisherige Leitung und die Abgeordneten bereiten sich auf eine 
Versammlung im November vor 


https://lafranceinsoumise.fr/category/actualites/ 
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Vicenc Navarro 


Die Probleme und Fehler 
der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung 


Katalonien durchlebt die schwerste soziale, 
politische und demnächst wirtschaftliche 
Krise, die es je in den aktuellen demokrati- 
schen Zeiten gegeben hat. 

In einem vorherigen Artikel habe ich die 
Dimensionen der sozialen Krise in Katalo- 
nien, der schwersten in diesem Jahrhundert 
und dem Ende des vorherigen, ausführlich 


geschildert (“El mayor problema que tiene 


hoy Catalunya del cual no se habla: la crisis 
social” Publico, 30 de Junio 2017). 


Zu dieser Krise kommt die enorme politi- 
sche Krise hinzu, indem in die Institutionen 
der Generalitat [der Begriff Generalitat be- 
zeichnet die Gesamtheit der Institutionen 
katalanischer Selbstverwaltung — EDE] 
durch den Zentralstaat eingegriffen wird, 
mit der Möglichkeit und der Gefahr (zudem 
mit erhöhter Wahrscheinlichkeit), dass die 
Entscheidungs- und Verwaltungs- 
kompetenzen für die katalanische Regie- 
rung im Rahmen der katalanischen Institu- 
tionen noch weiter beschnitten werden. 

Auf der anderen Seite hat die Furcht davor, 
dass die großen politischen Spannungen in 
Katalonien die großen Firmen und Konzer- 
ne mit Sitz in Katalonien negativ beein- 
trächtigen, zu einer massiven Flucht vieler 
Firmen in andere Teile Spaniens geführt — 
wodurch eine wirtschaftliche Krise produ- 
ziert wird. 


Es muss nicht betont werden, dass die maß- 
gebliche Verantwortung für das Geschehen 
in Katalonien in der Politik der spanischen 
Zentralregierung, geführt vom Partido Po- 
pular und ihrem Präsidenten Mariano Ra- 
joy, liegt. 

Allerdings, und fern jeglicher Behauptung 
einer gleichen Verteilung der Verantwortun- 
gen und einer neutralen Position einer ge- 
rechten Mitte zwischen den jeweiligen Po- 
sitionen und Gründen, ist das katalanische 
Regierungsbündnis unter dem Namen 
Junts Pel Sı [,‚ Gemeinsam für das Ja‘] 
ebenfalls für jede einzelne dieser Krisen 
verantwortlich. Auch wenn diese Tatsache 
in den Medien in Madrid unterstrichen (und 
auch übertrieben) wird, so wird sie in einem 
Großteil der Medien in Barcelona ignoriert, 
sowohl in den von der katalanischen Regie- 
rung der Sezessionisten kontrollierten Öf- 
fentlichen Medien als auch in den von ihr 
über großzügige öffentliche Subventionen 
hochgradig beeinflussten privaten Medien. 


Angesichts meiner kritischen Analysen des 
spanischen Zentralstaats und der spanischen 
Regierung in vorherigen Artikeln (vgl. “La 
necesaria movilizaciön de las fuerzas 
democräticas frente a los herederos del 
franquismo” Püblico, 28 de Septiembre 


2017), versuche ich mich hier auf das Auf- 
treten der Regierung von Junts Pel Sı zu 
konzentrieren und ihren Teil der Verantwor- 
tung an den eingangs erwähnten schweren 
Krisen aufzuzeigen. 


Auf die soziale Krise werde ich dabei nicht 
weiter eingehen, d.h. auf die bereits be- 
schriebene maßgebliche Verantwortung an 
den Einbußen der Lebensqualität und der 
sozialen Absicherung der breiten Bevölke- 
rung in Katalonien seitens der Regierungen 
der Convergencia (im Bündnis mit Uni6 
Democrätica bis 2015 und mit ERC da- 
nach), durch ihre klar neoliberale Politik 
(wie etwa in der Arbeitsrechtsreform, mit 
der Folge des Anstiegs von Arbeitslosigkeit 
und prekären Arbeitsverhältnissen sowie 
dem Sinken der Löhne und des sozialen 
Schutzes) und die enormen Kürzungen der 
Sozialausgaben sowie die Privatisierun- 
gen öffentlicher Leistungen des Sozialstaa- 
tes. Diese neoliberale Politik wurde im spa- 
nischen Parlament beschlossen (zusammen 
mit der ebenfalls neoliberalen PP), durch 
die Partei Convergencia (jetzt unter dem 
Namen PDeCAÄAT, die in Katalonien die 
meiste Zeit in der Demokratie ab 1978 re- 
giert hat). 


Die politische Krise: 
Eine Folge des sogenannten ‚Proces‘ 


Hinsichtlich der politischen Krise liegt ein 
maßgeblicher Grund in der entworfenen 
Strategie, eine Unabhängigkeit ‚express‘ 
zu erreichen. Diese Strategie hat Conver- 
gencia umgesetzt, in einer Koalition zusam- 
men mit der Partei ERC, unter dem Namen 
Junts Pel Si, und mit Hilfe und Tolerierung 
seitens der sehr kleinen, doch durch die 
knappen Mehrheitsverhältnisse im katalani- 
schen Parlament einflussreichen CUP, ohne 
die es keine Regierungsmehrheit gibt. 
Entscheidend ist hierbei, dass sich diese 
parlamentarische Mehrheit einem Wahlge- 
setz verdankt, dessen Entwurf (mit dem 
Ziel der Begrenzung des Einflusses der Ar- 
beiterklasse) noch aus der vordemokrati- 
schen Zeit stammt. Die Regierung von Pu- 
jol hätte es ändern können, doch sie rührte 
es nicht an, und bevorzugte weiterhin die 
ländlichen Gegenden und Kleinstädte auf 
Kosten der Großstädte, in denen die Mehr- 
heit der Arbeiterklasse lebte. Daraus folgt, 
dass eine Mehrheit im Parlament nicht einer 
Mehrheit der Stimmen entspricht. 

Die Stimmen der Parteien für die Unabhän- 
gigkeit haben nie eine Mehrheit der Wäh- 
lerschaft in Katalonien erreicht. 
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Die als sogenannter ‚Proces‘ bekannte Stra- 
tegie besteht aus mehreren Komponenten. 
Eine dieser Komponenten ist die zeitliche 
Abfolge des Vorgehens zur Erreichung der 
Unabhängigkeit als unmittelbares und im- 
mer vorrangiges Ziel gewesen, das vor alle 
anderen gestellt wurde (tatsächlich ist die 
eigentliche gesetzgeberische Aktivität die- 
ser parlamentarischen Mehrheit sehr gering 
gewesen). Präsident Puigdemont versicher- 
te, 45 Gesetze in den 18 Monaten seiner 
Regierung zu verabschieden. Doch in Wirk- 
lichkeit sind es bisher nur 23 gewesen (18 
in diesem und 5 im vergangenen Jahr). (Die 
geringe Aktivität ergibt sich aus dem 
Schwerpunkt, der auf agitatorische statt auf 
legislative Funktionen gelegt wurde.) 


Die katalanische Regierung wollte sich auf 
das Erreichen der Unabhängigkeit ‚express‘ 
konzentrieren. Als Teil dieses beschleunig- 
ten Prozesses hatte man das Niveau des 
Vorgehens gesteigert bzw. eskaliert. Sei es 
durch die politischen Reden und Botschaf- 
ten, sei es durch die Argumente zur Begrün- 
dung des Vorgehens, sei es in Aktionen sei- 
tens der katalanischen Regierung, die die 
Spannung gegenüber dem Zentralstaat er- 
höhten, mit der Absicht die Unterstützung 
der öffentlichen Meinung für die katalani- 
sche Regierung zu mobilisieren. Tatsächlich 
haben genau dies einige Verantwortliche 
von Junts Pel Si mehrmals zu verstehen ge- 
geben. (...) 


Die Monopolisierung des Strebens 
nach Souveränität durch das Streben 
nach Unabhängigkeit 


Ein weiteres Charakteristikum dieses Pro- 
zesses ist die Monopolisierung der Bedeu- 
tung von Souveränität (dem Recht auf Ent- 
scheidung) durch die von Unabhängigkeit 
(die Trennung Kataloniens vom Rest Spani- 
ens), und das Vermischen beider Konzepte 
und Begriffe bis hin zu ihrer Vertauschbar- 
keit und Gleichsetzung. Der mittels dieser 
Strategie erzeugte Gegensatz bestand darin, 
mögliche Alternativen zur ‚Unabhängig- 
keit‘ bzw. das, was die Sezessionisten 
‚Unionismus‘ nennen, zu begrenzen, indem 
man als solche alle anderen Optionen jen- 
seits des eigenen Sezessionismus definierte. 
Diese Strategie hatte die Alternativen 
enorm begrenzt und nur auf zwei mögliche 
reduziert. Eine war, die Unabhängigkeit zu 
erreichen, und die andere, in dem gegebe- 
nen Status Quo fortzufahren. Ein Gegen- 
satz, der die erste Option begünstigte, in 
dem Maße, in dem das repressive und un- 
sensible Vorgehen gegenüber dem katalani- 
schen Identitätsbewusstsein und das Nicht- 
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anerkennen einer katalanischen Nation sei- 
tens der Zentralregierung Rajoys die Attrak- 
tivität der zweiten Option immer mehr ver- 
ringerte. 

In dieser Strategie des Sezessionismus war 
es entscheidend, ganz Spanien als unverän- 
derbar und Katalonien gegenüber feindlich 
zu präsentieren. Und tatsächlich waren in 
den Augen dieser Unabhängigkeitsstrategie 
die politischen und sozialen Bewegungen in 
Katalonien, bekannt als En Comü Podem, 
angeführt von der Bürgermeisterin Barcelo- 
nas, Ada Colau, sowie die politischen und 
sozialen Bewegungen in Spanien, Unidos 
Podemos, Hindernisse für das Erreichen ih- 
res Ziels, denn diese präsentierten ein 
freundliches und attraktives Bild von Spani- 
en. Das Ergebnis von En Comü in den letz- 
ten Wahlen in Katalonien löste große Beun- 
ruhigung innerhalb der konservativen und 
liberalen Strömungen von Junts Pel Si aus. 
So stimmte etwa Convergencia (PDeCAT) 
gegen das konstruktive Misstrauensvotum, 
das Podemos gegen die Regierung Rajoys 
einbrachte. 

Beide politischen Formationen, En Comü 
Podem und Unidos Podemos, unterstützten 
das Recht auf Entscheidung der katalani- 
schen Bevölkerung, das Recht, zwischen 
mehreren Alternativen zu wählen, von de- 
nen eine die Sezession wäre, auch wenn 
keine der beiden Formationen diese Alter- 
native bevorzugte. Die Mehrheit der katala- 
nischen Bevölkerung ist für die Souveräni- 
tät (d.h., sie unterstützt das Recht auf Ent- 
scheidung), doch nicht für die Unabhängig- 
keit. Alle Anhänger der Unabhängigkeit 
sind für die Souveränität, doch nicht alle 
Anhänger der Souveränität sind für die Un- 
abhängigkeit. Diese Klarstellung kam nie 
von den Sezessionisten. Womit sie die Un- 
wahrheit behaupten, wenn sie sagen, dass 
‚die katalanische Bevölkerung die Unab- 
hängigkeit wünscht‘, es sei denn, man be- 
grenzt die Bedeutung des Wortes ‚katala- 
nisch‘, denn die Daten zeigen, dass die 
Mehrheit der Wählerschaft nicht sezessio- 
nistisch ist. 


Das sogenannte Referendum als 
Instrument der Mobilisierung 


Eine weitere Eigenschaft des ‚Prozes‘, ver- 
bunden mit der vorgenannten (die Identifi- 
zierung des Referendums mit dem Streben 
nach Unabhängigkeit), war der Ausschluss 
von Organisationen, die nicht sezessionis- 
tisch waren, an der Vorbereitung der Kam- 
pagne zum Referendum. Tatsächlich margi- 
nalisierten sie die Organisation des Pacto 
Nacional, die neben den Parteien für die 
Souveränität (Sezessionisten und Nicht- 
Sezessionisten) die größten Organisationen 
der Zivilgesellschaft umfasste, wie etwa 
Gewerkschaften, Nachbarschaftsvereine, 
Vereinigungen der Freiberufler, der Landar- 
beiter, der Kleinbetriebe und etliche mehr. 
Den sichtbarsten Ausdruck fand diese Mo- 
nopolisierung in der Organisation der Diada 


in diesem Jahr (wenn die Bevölkerung auf 
der Straße das kollektive Gedenken an Die- 
jenigen begeht, die 1714 zur Verteidigung 
der Rechte Kataloniens gegen den König 
der Bourbonen, Felipe V., kämpften), die 
ein lautes Fordern der Unabhängigkeit war, 
in dem gegen die in Spanien fehlende Frei- 
heit protestiert wurde, doch zugleich die 
fehlende Freiheit und Pluralität im Vorge- 
hen der Regierung von Junts Pel Si und in 
ihren missbräuchlicherweise instrumentali- 
sierten Medien (IV3 und Catalunya Radio) 
ignoriert wurde. 

Die Diada, der Nationalfeiertag Kataloni- 
ens, war eine Demonstration für das JA in 
einer Wahlkampagne, die sich fälschlicher- 
weise als Referendum ausgab. Dies erklärt, 
weshalb viele, wie auch ich, die sonst jedes 
Jahr an den zahlreichen Feierlichkeiten des 
katalanischen Nationalfeiertags teilnahmen, 
dieses Mal nicht dabei waren, abgestoßen 
und beleidigt durch einen derartig einseiti- 
gen und sektiererischen Charakter der Ver- 
anstaltung. Als Folge dessen lag die Anzahl 
der Teilnehmer in diesem Jahr niedriger als 
in den Jahren zuvor. 


Der Mobilisierungsgrund: 
Von der Unabhängigkeit zur 
Demokratie 


Die Polizeigewalt am 1. Oktober verän- 
derte die Art und das Ziel der Mobilisie- 
rung. Die Polizeigewalt erklärt, weshalb 
viele der Leute, die vorher nicht am Refe- 
rendum teilnehmen wollten, nun auf die 
Straße gingen, um zu wählen, als Zeichen 
ihrer Ablehnung gegenüber diesem Vorge- 
hen und gegenüber der klar repressiven und 
antidemokratischen Haltung des Zentral- 
staates. Besonders bedeutsam ist dabei, dass 
die Zunahme der Beteiligung in den Arbei- 
tervierteln des ‚roten Gürtels“ Barcelonas 
höher ausfiel als in anderen Gegenden Bar- 
celonas und Kataloniens. Die Demonstrati- 
on verlagerte sich von einer für die Un- 
abhängigkeit zu einer für die Demokra- 
tie. Ein Schritt, der durch die Geschehnisse 
des 3. Oktober bestätigt wurde, als Katalo- 
nien (und speziell Barcelona) stillstand. 
Dieser Generalstreik wurde organisiert 
von der Taula Demöcrata [Der Demokrati- 
sche Tisch], der sich aus den großen Orga- 
nisationen der Zivilgesellschaft zusammen- 
setzt, von den Gewerkschaften, über die 
Nachbarschaftsvereine, die Vereinigungen 
der Freiberufler, der Landarbeiter, der 
Kleinbetriebe und etliche mehr. Es war ein 
Generalstreik in ganz Katalonien. Und es 
war ein Wechsel in der Ausrichtung der 
Mobilisierung. Entgegen den Versuchen der 
Regierung von Junts Pel Si, und ihrer Werk- 
zeuge wie die Organisationen Omnium und 
ANC, übernahm Der Demokratische Tisch 
eine Rolle und Führung, die die Unabhän- 
gigkeitsparteien störte, nahmen sie doch 
einen solchen Wechsel als Aufweichung ih- 
res Anliegens war. 
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Die katalanische Arbeiterklasse ist 
nicht sezessionistisch 


Ein weiterer Fehler der Unabhängigkeitsbe- 
wegung war die mangelnde Attraktivität der 
Unabhängigkeit in der Arbeiterklasse Kata- 
loniens. 

Auch wenn es die Unabhängigkeitsparteien 
ignorieren, so sind die Anzeichen dafür be- 
kannt. Die Arbeiterklasse Kataloniens ist 
nicht sezessionistisch, aus mehreren Grün- 
den. 

Einer ist, dass die Unabhängigkeitsbewe- 
gung von einer Koalition unter Leitung 
der Partei von Artur Mas |dem vorheri- 
gen Präsidenten der Generalität] angeführt 
wird, d.h. von der katalanischen Rechten, 
deren neoliberale Politik von der Arbeiter- 
klasse zurecht als schädlich für ihre Interes- 
sen wahrgenommen wird. Die Nähe von 
Präsident Puigdemont zu Mas ist bekannt, 
und Mas war nie populär in der katalani- 
schen Arbeiterklasse. 

Ein weiterer Grund für die fehlende Unter- 
stützung der Unabhängigkeit durch die Ar- 
beiterklasse ist, dass sie mehrheitlich aus 
anderen Gegenden Spaniens stammt und 
sich emotional als spanisch empfindet und 
gegen die Sezession ist. Die Mehrheit der 
Arbeiterklasse in Katalonien spricht Spa- 
nisch (Castellano). Die Anzeichen dafür 
sind eindeutig, wie sich etwa in den Daten 
der Umfrage vom Juni 2017 durch das CEO 
[katalanisches Sozialforschungsinstitut] 
zeigt, aus denen sich ergibt, dass mit stei- 
gendem Haushaltseinkommen die Unter- 
stützung der Unabhängigkeit steigt und um- 
gekehrt mit sinkendem Haushaltseinkom- 
men die Unterstützung der Unabhängigkeit 
sinkt. Darüber hinaus sind in Katalonien 
diejenigen, die sich selbst als einfaches 
Volk bezeichnen (Klassen der unteren mitt- 
leren und der unteren Einkommen), klarer- 
weise keine Sezessionisten: 56,15% dieser 
Volksklassen sind gegen die Unabhängig- 
keit, gegenüber nur 33% dafür. 

Dies erklärt, weshalb die Unabhängigkeits- 
bewegung in Katalonien nie eine Mehr- 
heitsbewegung war und weiterhin nicht sein 
wird, denn die Unabhängigkeit allein als 
solche ist kein ausreichendes Motiv für die 
Mehrheit der Bevölkerung. 

Nur wenn das Projekt Unabhängigkeit eine 
klare und starke soziale Komponente hätte, 
gäbe es dafür eine Möglichkeit. Doch ein 
solch soziales Thema fehlt in der Unab- 
hängigkeitsbewegung. Lediglich unbe- 
stimmte Generalisierungen, mit zweifelhaf- 
ter Glaubwürdigkeit, fanden sich im sozia- 
len Diskurs der Sezessionisten mit einiger- 
maßen übertriebenen und unglaubwürdigen 
Versprechungen. Ein klarer Fall dessen war 
die Behauptung führender Stimmen von 
Junts Pel Si und nahestehender Ökonomen, 
inklusive des ‚Wirtschaftsweisen‘ von TV3 
(dem öffentlichen TV-Kanal der Generalitat 
Kataloniens), Xala i Marti, dass die Renten 
vom Übergang in die Unabhängigkeit nicht 
negativ beeinflusst würden. Eine offensicht- 
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liche Falschaussage, da eine Zusammenar- 
beit und Koordination mit dem Zentralstaat, 
und seiner Sozialversicherung, während der 
Phase des Übergangs unverzichtbar ist, und 
im gegenteiligen Fall ein enormes Problem 
für die katalanischen Rentner bestünde. Im 
August 2017 gab es in Katalonien 
1.704.692 Rentner mit einer durchschnittli- 
chen Rente in Höhe von 957 €, finanziert zu 
einem Teil von 3.294.418 Beitragszahlern. 
Doch diese Beiträge sind nicht ausreichend, 
so dass ein Defizit von 4.700 Millionen Eu- 
ros besteht (eine höhere Zahl als die von 
den Sezessionisten genannte). Dieses Geld 
müsste von der Generalitat kommen, Jahr 
für Jahr, womit ein formidabler Schulden- 
berg anwüchse, denn der spanische Staat 
könnte die Zahlungen der katalanischen 
Pensionen womöglich verweigern. Die Pro- 
bleme des Überganges für diese Pensionäre 
wären enorm und bestünden über Jahre 
(und nicht lediglich für 6 Monate, wie eini- 
ge Sprecher der Sezessionisten prophezeit 
haben). 

In dieser Hinsicht handeln diese Parteien an 
der Grenze der Unverantwortlichkeit, in- 
dem sie klarerweise unhaltbare Verspre- 
chungen machen, etwa, dass es keine Las- 
ten und Opfer während eines Überganges 
gäbe, sondern die Beibehaltung der Renten 
und anderer Transferleistungen und öffentli- 
cher Dienste. Doch die größte Übertreibung 
aller Übertreibungen war die Behauptung, 
die Unabhängigkeit in sechs Monaten zu er- 
reichen. Es ist schwer vorstellbar, dass die- 
jenigen, die solches behaupteten, tatsäch- 
lich glaubten, was sie sagten. 

In Wirklichkeit hatte Junts Pel Si in seiner 
Kampagne für die Unabhängigkeit die Kos- 
ten einer solchen Express-Unabhängigkeit 
kleingerechnet, in einer derart übertriebe- 
nen und unglaubwürdigen Weise, die den- 
noch als Wahrheit in einer unkritischen 
Medienlandschaft durchging. Beständig un- 
terstrichen sie, dass alles, vom Renten- bis 
zum Gesundheitswesen, in einem unabhän- 
gigen Katalonien sehr viel besser wäre, und 
all dies entgegen den Anzeichen für eine 
lange Phase der Entbehrungen, auf die man 
die Bevölkerung nicht hinwies (und von der 
die Firmenflucht einen ersten Vorge- 
schmack auf die bevorstehende ökonomi- 
sche Krise gibt). Die Anzeichen solcher 
Falschaussagen sind überwältigend. 


Wohin führt uns die aktuelle 
Situation? 


Es ist unmöglich, dass die Führer der Unab- 
hängigkeitsbewegung unter Leitung der ka- 
talanischen Regierung nicht sahen, dass 
dieser Prozess zur aktuellen Situation füh- 
ren musste, die enorme Frustration und 
Schmerzen auslöst. Es gab etliche Gründe, 
dass diese Strategie nicht funktionieren 
konnte. 

Einer war der spanische Staat, Erbe einer 
Diktatur und eines spanischen Nationalis- 


mus, der sich (als Folge von 40 Jahren einer 
Diktatur und 40 Jahren einer überwachten 
und unvollständigen Demokratie) in großen 
Teilen der spanischen Gesellschaft festge- 
setzt hat. Die Machtverhältnisse in Spanien 
sind für die Kräfte der Unabhängigkeit sehr 
ungünstig gewesen. 

Und zu diesem enormen Ungleichgewicht 
der Kräfte in Spanien kommt noch die feh- 
lende Unterstützung seitens der Europäi- 
schen Union. 

Doch nicht nur das, denn durch die Auffas- 
sung und Darstellung Spaniens als unverän- 
derbar hatte es die Unabhängigkeitsbewe- 
gung versäumt, die Transformation in 
Katalonien an die bestehende Transfor- 
mation in Spanien anzuknüpfen. Tatsäch- 
lich hatte ihre Kampagne eines Anti-Spani- 
en verhindert, dass große Teile der Gesell- 
schaft Spaniens sich den Kampf für ein 
neues Katalonien zu eigen machen konnten. 


Das Ergebnis von all dem ist, dass ihre 
Strategie Katalonien in eine Situation führt, 
in der wir den totalen Verlust der Autono- 
mie und den Verlust von Rechten erleben 
werden. Tatsächlich hat der spanische Staat 
die Ungeschicktheit der Sezessionisten sei- 
nerseits geschickt genutzt, um bereits er- 
langte Rechte Kataloniens zu beschneiden, 
und damit gleichzeitig einen enormen 
Rückschritt in ganz Spanien zu ermögli- 
chen, in dem Maße, in dem radikale Kräfte 
aus der Vergangenheit wiedererweckt und 
wiedererstarkt werden. Es ist besonders 
frustrierend, wie leicht es vorherzusagen 
war, dass genau das geschehen würde. 

Der einzige Grund, der entgegen dieser Of- 
fensichtlichkeiten des drohenden Gesche- 
hens, das Vorgehen der Sezessionisten er- 
klären könnte, wäre, dass dahinter in Wirk- 
lichkeit das Vorhaben steckt, aus der aktuell 
enormen Mobilisierung in den bald bevor- 
stehenden Wahlen in Katalonien Kapital zu 
schlagen. 


Eine andere Alternative wäre 
möglich gewesen 


Eine andere Alternative wäre gewesen, we- 
niger die Unabhängigkeit zu betonen, son- 
dern stattdessen die Bildung eines neuen 
Kataloniens im Zusammenwirken mit 
den linken Kräften Spaniens, die bereits 
versuchen, Spanien zu verändern. Die Bil- 
dung eines neuen Kataloniens wäre ein 
Ausgangspunkt für einen Wechsel in Spani- 
en gewesen, in dem Maße, in dem es der 
spanischen Bevölkerung geholfen hätte, im 
Kampf um das Recht auf Entscheidung in 
Katalonien auch einen Kampf für die Trans- 
formation Spaniens erkennen zu können. 
Die zu verfolgende Strategie wäre die der 
Demokratisierung Kataloniens und Spani- 
ens gewesen, in einem Projekt profunder 
demokratischer Transformation, in dem 
die Lösung der großen sozialen Krise im 
Zentrum der Kämpfe für die Vielfalt der 
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Nationen Spaniens stünde. Der General- 
streik des 3. Oktober, geführt von Kräften 
mit dem Ziel einer Demokratisierung, war 
ein Anzeichen für die Möglichkeit einer 
solchen Strategie. 

Dass man eine solche nicht verfolgt hatte, 
hinterlässt einen irreparablen Schaden in 
Katalonien und Spanien. Dass man derart 
das Thema Nationalismus betont hat, mit 
einer Polarisierung der Gesellschaft zwi- 
schen Sezessionisten und Verteidigern der 
‚Nationalen Einheit‘, schwächt die pro- 
gressiven und demokratischen Kräfte, 
insbesondere die der Linken, womit wieder- 
um die Reproduktion neoliberalen Gedan- 
kenguts erleichtert wird, das auf beiden Sei- 
ten dieser Polarisierung federführend wirkt. 


aus dem Spanischen von EmD. Ell. 
In den Nachdenkseiten veröffentlicht, 
15.Oktober 2017 


Der einseitige spanische 
Nationalismus, 
der sich nicht als solcher 
definiert 


Der Spanische Staat ist immer das wichtigs- 
te Werkzeug des spanischen Nationalismus 
gewesen, angeführt von der Bourbonischen 
Monarchie. 

Der einseitige spanische Nationalismus 
wurde mit Blut und Feuer in Katalonien 
während des Bürgerkriegs durchgesetzt. 
Man will beispielsweise nicht anerkennen, 
dass die Katalanische Sprache unter den 
Besatzern in Katalonien verboten war (sie 
war lediglich geduldet im Familiären Um- 
feld), und es lediglich erlaubt war, ‚Die 
Sprache des Reiches‘ zu sprechen, als wel- 
ches man das Kastilische definierte. Der 
Faschismus, höchster Ausdruck dieses spa- 
nischen Nationalismus, bedeutete nicht nur 
die Unterdrückung der sozialen Klassen, 
sondern auch die der Nation. Diesen letzten 
Punkt erkennt man weder an, noch lässt 
man ihn zu. Man vergisst vorsätzlicherwei- 
se die enorme Brutalität, die sogar Führer 
des deutschen Nazismus und italienischen 
Faschismus während ihres Aufenthaltes in 
Barcelona zu Zeiten der Besatzung über- 
raschte. Der Terror war eine Taktik der Put- 
schisten, die in ein republikanisch demokra- 
tisches System einbrachen, denn die Besat- 
zungskräfte waren sich dessen wohl be- 
wusst, dass sie die Mehrheit der Bevölke- 
rung gegen sich hatten. (...) 

Es gab eine brutale Unterdrückung, zusätz- 
lich zum in ganz Spanien verbreiteten Ter- 
ror, durchgesetzt von der Oligarchie und 
den Eliten der Machtstruktur gegen die 
Mehrheit der Volksklassen, einen Terror 
durch die selben Minderheiten, die gegen 
die katalanische Kultur vorgingen. Hier 
liegt der Grund, weshalb die katalanischen 
Linken immer den Kampf für die Befreiung 
der Volksklassen als identisch mit dem für 
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die Katalanische Nation ansahen, eine Tat- 
sache, die sogar der rechte katalanische Na- 
tionalismus unter der Führung von Pujol 
anerkennen musste. 

In Spanien erklärt der große Einfluss des 
spanischen Nationalismus, dass jegliche 
Verteidigung der Katalanischen Identität 
und der nationalen Vielfalt des Staates im- 
mer als Sezessionismus angesehen wird. 
(...) Die Unabhängigkeitsbewegung in Ka- 
talonien ist nur in dem Maße gewachsen, 
wie der Spanische Staat die nationale Viel- 
falt nicht akzeptiert hat. Die aktuelle Situa- 
tion ist ein Beispiel dafür. 


(...) Man darf nicht vergessen, dass die 
Truppen der Putschisten, die sich selbst als 
‚Nationalisten‘ bezeichneten (und sich 
durch enorme Brutalität und Unterdrückung 
auszeichneten), Katalonien mit dem Hissen 
der Bourbonischen Fahne und dem Abspie- 
len des Königlichen Marsches als National- 
hymne besetzten. Wie kommt also das 
politisch-mediale Establishment auf die 
Idee zu glauben, solche Symbole seien in 
Katalonien populär? Merken sie nicht, dass 
die Leute ein Gedächtnis haben? In Katalo- 
nien war die Bourbonische Flagge Spaniens 
nur in den wohlhabenden Gebieten beliebt, 
in denen diese Fahne jene repräsentierte, 
die ihre Rechte zurückerlangt hatten. 





Flagge Spaniens 


Nicht so in den Straßen der einfachen Leu- 
te, in denen die Spanische Fahne die der 
Republik war, der Fahne, die die Soldaten, 
die das demokratische System an der Front 
verteidigten, zusammen mit der Katalani- 
schen Flagge trugen. 





Flagge der Spanischen Republik 


(...) In der heutigen Situation ist es ausge- 
sprochen schwierig für all die Katalanen, 
die sich auch als Spanier empfinden, für 
eine alternative Haltung gegenüber dem Se- 
paratismus einzutreten, denn das Bild, das 
Spanien heutzutage bietet, ist alles andere 
als einladend. 

Und so ist es gerade hier so ausgesprochen 
positiv, dass überall in Spanien neue und 
progressive Kräfte auftauchen, die die na- 
tionale Vielfalt anerkennen, schließlich sind 
sie die einzigen, die Spanien retten könnten, 
denn die Unterdrückung und wiederholte 
Beleidigung Kataloniens durch den Spani- 
schen Staat hat nahezu das erreicht, was 
sich der Separatismus immer gewünscht 
hat: eine massive Ablehnung in weiten Tei- 
len der katalanischen Gesellschaft gegen- 
über dem Spanischen Staat und gegenüber 
Spanien (letzteres durch das Schweigen und 
die Apathie großer Teile des politisch- 
medialen-intellektuellen Establishments 
Spaniens). Heute ist es nötiger denn je zu 
unterstreichen, dass ein anderes Spanien 
möglich ist, ein national vielfältiges und 
republikanisches, von dem ein neues Kata- 
lonien ein Teil sein kann. Die Fortsetzung 
der beständigen Vorherrschaft des aktuellen 
Bourbonischen Staates hat zu einer emotio- 
nalen Trennung großer Teil der katalani- 
schen Bevölkerung geführt. 


http://www.nachdenkseiten.de/?p=40663 


Erklärung von Attac Madrid zu den Ereignissen in Katalonien 


Angesichts der ernsten Geschehnisse, die 
sich am 1. Oktober und in den vergangenen 
Tagen in Katalonien ereigneten, den wahl- 
losen Repressalien der Zentralregierung ge- 
gen die Zivilbevölkerung, erklärt Attac Ma- 
drid seine Empörung und Ablehnung und 
verlangt, dass diejenigen, die diese Repres- 
salien beschönigt und unterstützt haben zur 
politischen Verantwortung gezogen werden. 
Seit der Verkündung der so genannten 
„Knebelgesetze“, der Sicherheitsgesetze, 
die das Recht auf freie Meinungsäußerung 
sowie die Versammlungsfreiheit drastisch 
beschneiden und Verstöße unter Strafe stel- 


len, womit elementare Menschenrechte ver- 
letzt werden, hat Attac Madrid vor einem 
autoritären Abdriften der konservativen PP 
Regierung gewarnt. 

Gestern zeigte sich dies in Katalonien, wo 
eine wehrlose Bevölkerung mittels Urnen- 
gang auf friedliche Weise von ihrem Recht 
gebrauchen machen wollte, über ihre Zu- 
kunft zu entscheiden — davor in Murcia, 
Andalusien oder Madrid. Dieser autoritäre 
Schwenk der Regierung beeinträchtigt alle 
Staatsbürger und gibt Anlass zum Zweifel 
an der demokratischen Rechtmäßigkeit, auf 
die sich die Regierung beruft . 


Attac Madrid fordert: 

die Aufhebung der so genannten Knebelge- 
setze 

den Rücktritt aller Verantwortlichen in 
Politik und Polizei, das Fallenlassen aller 
gerichtlichen Anklagen, die zu dieser Situa- 
tion in Katalonien geführt haben 
politisches Handeln, das den Dialog sucht, 
um eine demokratische und einvernehmli- 
che Lösung zu finden, die den Bedürfnissen 
der katalanischen Bevölkerung entspricht. 


Attac Madrid, 2.10.2017 
(Übersetzung SiG-Redaktion) 


Iglesias (Podemos) in einem Interview der Frankfurter Rundschau 9.10.2017 „Man muss die plurinationale Realität Spaniens 
anerkennen, das ist Teil unserer Geschichte. Und es gibt demokratische Mechanismen, um die Bürger eines Teilgebietes als Demos 
anzuerkennen, als souveränes Subjekt, das über gewisse Dinge abstimmen kann. Wobei wir als Podemos nicht wollen, dass 

Sa onen Spanien verlässt. Wir wollen eine neue konstitutionelle Einpassung eines Kataloniens, das als Nation anerkannt wir 





Stellungnahme von Ada Colau, Bürgermeisterin von Madrid: https://www.jungewelt.de/artikel/319421.barcelona-b 
%C3%BCrgermeisterin-wehrt-sich-gegen-nazivergleich.html?sstr=katalonien 
„Ich bin keine Unabhängigkeitsbefürworterin, ich unterstütze nicht den einseitigen Weg. Das habe ich oft gesagt, und das 
wiederhole ich. Ich bin sehr kritisch gegenüber der Regierung von Puigdemont, und mir gefällt nicht, wie sie die Dinge 
angegangen sind. Aber es gibt etwas, das über dem steht, was wir einen oder anderen meinen, und was uns alle, die wir an die 
Rechte, Freiheiten und die Demokratie glauben und sie verteidigen, vereinen sollte: Der Einsatz von Gewalt des Staates gegen die 
friedliche Bevölkerung ist nicht hinnehmbar. (...) Wer die Verantwortung für den Staat trägt, muss zuhören, die Bevölkerung 
respektieren, positive Vorschläge machen und Alternativen anbieten — aber niemals die wehrlose Bevölkerung unterdrücken. “ 
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Christian Bunke 


Labour-Politiker McDonnell stellt auf Parteitag 
linkes Wirtschaftsprogramm vor 


Wenn alle Medien und Unternehmerverbän- 
de einen anschreien, dann hat man als große 
linke Partei wohl etwas richtig gemacht. 
Das könnte sich zumindest Jeremy Corbyn, 
der Vorsitzende der britischen Labour Partei 
zum Abschluss des diesjährigen Parteitags 
in Brighton denken. In seiner Abschlussre- 
de am Mittwoch bezeichnete er Labour als 
»Regierung im Wartestand«. Premierminis- 
terin Theresa May rief er zum Rücktritt im 
»Interesse des Landes« auf. 


Das buchstäbliche rote Tuch für die auf der 
Insel ansässigen Großbänker und Industriel- 
len war wie in den Jahren zuvor mal wieder 
Labours wirtschaftspolitischer Sprecher 
John McDonnell. Er würde beim Antritt ei- 
ner von Corbyn geführten Regierung die 
Rolle des Finanzministers übernehmen. 
Am Montag präsentierte er dem Parteitag 
die neueste Version seines Wirtschaftspro- 
gramms. Darin heißt es: »Wir wollen eine 
Wirtschaft für die vielen, nicht die wenigen 
aufbauen. ... Das können wir nur machen, 
wenn wir den Besitz von Eigentum dras- 
tisch ausweiten. Wir werden Arbeiterkon- 
trolle und den kooperativen Sektor ausdeh- 
nen wie nie zuvor in der britischen Ge- 
schichte.« 

Das bedeute aber auch, die Energieversor- 
ger und »wichtige Dienstleister« wieder in 
»die Hände jener zu übergeben, die dort 
arbeiten und die sie nutzen. Ich möchte, 
dass hier kein Zweifel besteht. Eisenbah- 
nen, Wasser, Energie, die Post: Wir holen 


sie uns zurück.« An dieser Stelle brach der 
Parteitag in tosenden Applaus und stehende 
Ovationen aus. 


Nachdem McDonnell weitere Programm- 
punkte vorgestellt hatte, darunter die Ein- 
führung eines Mindestlohns von zehn Pfund 
pro Stunde, die Abschaffung der Antige- 
werkschaftsgesetze, die Stundung von Kre- 
ditkartenschulden, wandte er sich einer wei- 
teren Schlüsselaufgabe zu: der Rücknahme 
von Privatisierungen durch PFI. Die Public 
Finance Initiative wurde von der konserva- 
tiven Regierung unter Premier John Major 
eingeführt und von den »New Labour«-Re- 
gierungen unter Tony Blair und Gordon 
Brown drastisch ausgeweitet. 

PFI sieht vor, dass private Unternehmen 
Krankenhäuser und andere öffentliche Ein- 
richtungen bauen und betreiben, dafür zu- 
sätzlich noch reichlich Geld von der öffent- 
lichen Hand bekommen. PFI-Verträge se- 
hen vor, dass der Staat nicht nur für die 
Bau- und Betriebskosten aufkommt, son- 
dern auch zweistellige Profitmargen für die 
»Investoren« garantiert. 

Glaubt man John McDonnell, wird die 
nächste Labour-Regierung damit Schluss 
machen. »200 Milliarden Pfund werden 
durch PFI im nächsten Jahrzehnt vom öf- 
fentlichen an den privaten Sektor fließen. 
Was für eine Verschwendung von Steuergel- 
dern«, rief er den Delegierten zu. »Nie wie- 
der wird so viel Geld verwendet werden, 
um in Steueroasen sitzende Aktionäre zu 


bezahlen. Unsere Regierung wird keine 
neuen PFI-Verträge aufnehmen.« 

Darüber hinaus hat McDonnell auch die 
komplette Abschaffung der PFI in Großbri- 
tannien versprochen. Das wird schwierig 
werden. Die Ausstiegsklauseln aus den Ver- 
trägen sind drakonisch. Der Unternehmer- 
verband CBI protestierte bereits heftig. 
»Die Vision des Schattenwirtschaftsminis- 
ters für eine massive staatliche Intervention 
ist der falsche Plan zur falschen Zeit«, ließ 
CBI-Generaldirektorin Carolyn Fairbairn 
den Medien ausrichten. »Erzwungene Ver- 
staatlichungen großer Teile der britischen 
Industrie werden die Investoren zur Flucht 
veranlassen. Es handelt sich hier um fehl- 
geleitete Nostalgie und nicht um eine pro- 
gressive Vision.« 


In den kommenden Tagen wird man die De- 
tails von McDonnells Plänen prüfen müs- 
sen. Möglich ist, dass er, um eine direkte 
Konfrontation mit dem Kapital ausweichen, 
bestehende Verträge mit privaten Betreibern 
auslaufen lassen will, anstatt sie aufzukün- 
digen. Doch auch eine solche sanfte Metho- 
de würde von der britischen Oligarchie als 
das verstanden, was sie ist: eine Kriegser- 
klärung. 

Quelle: JungeWelt, 28.9.2017 





The Labour Party’s 2017 election 
manifesto 

„Unser Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts“ — Jeremy Corbyns 
Parteitagsrede, Nachdenkseiten_ 











Perspektive nach der neoliberalen Hegemonie 
Symposium in Erinnerung an Herbert Schui 


vom 24. bis 26. November 2017 


am Fachbereich Soz1aloF JnonNe der Universität Hamburg (ehem. HWP), Von-Melle-Park 9, 20146 Hamburg 





Nachfolgeinstitution der ae Hochschule für Wirtschaft und Politik. 


Kontakt: schui-symposium@posteo.net ; 


„Eine Lösung ist von einem höheren Wesen oder von einem entkultivierten und rabiaten 
Bürgertum nicht zu erwarten. Da hilft nur eines: Die große Mehrheit, die von Arbeit lebt, 
Erwerbsarbeit sucht, wegen geringen Lohns zu wenig Altersrente hat, noch in der Ausbildung 
ist, all die müssen die Sache selbst in die Hand nehmen. Da hilft kein Bewerbungstraining für 
Stellen, die es nicht gibt. Also weg mit der Resignation, mit der Selbstbezichtigung, dass Armut 
und Arbeitslosigkeit der eigene Fehler gewesen sei! Trainieren wir stattdessen, uns selbst um die 
öffentlichen Angelegenheiten zu kümmern [...] Packen wir die Sache an mit Solidarität und Elan 
— geduldig und beharrlich! Es ist viel zu tun.“ (Herbert Schui, „Wollt ihr den totalen Markt...?“ 

ı in der „Hamburg Debatte“ Nr. 9, Juni 2013) 


Am 14. August letzten Jahres verstarb Herbert Schui. Er hinterlässt ein umfangreiches Werk, das 
lehrreich für die aktuellen Auseinandersetzungen und Herausforderungen ist. 

| Sehr passend schloss Herbert Schuis Freund und Genosse Norman Paech seine Gedenkrede mit 

den Worten: „Lest den Schui — das bringt uns alle weiter!“. Wir schließen uns dieser 

Aufforderung an und laden zu einem Öffentlichen sozialökonomischen Symposium in memoriam 

Herbert Schui für alle Interessierten aus Wissenschaft, Politik, Gewerkschaft und Kultur vom 24. 

| - 26.11.2017 am Fachbereich Sozialökonomie der Universität Hamburg, der 


Weitere Informationen zum Werk von Herbert Schui: www.herbert-schui.de 


http://fsr-sozialoekonomie.de/schui-symposium-2/schui-symposium/ 
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(Fotos: ILO, Decent work and the 2030 Agenda for sustainable development) 


Mission gescheitert? Die Internationale 
Arbeitsorganisation (ILO) und ihr Einsatz für 
menschenwurdige Arbeit 


Auszüge aus dem Fact Sheet , Sept.2017 


Die Kriegserfahrungen zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts, aber auch die ausbeuterischen 
Arbeitsbedingungen und sozialen Verwer- 
fungen des 19. Jahrhunderts führten zur 
Gründung der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation (ILO), die erstmals Arbeits- und 
Sozialrechte im Völkerrecht verankerte. 
Mit der ILO sollten Rahmenbedingungen 
für menschenwürdige Arbeit geschaffen, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen aller 
Menschen verbessert und so der Weltfrie- 
den gesichert werden. 


Schaut man auf die Arbeitswelt des 21. 
Jahrhunderts, könnte man sagen, dass die 
Mission der ILO gescheitert ist: 

Global müssen mehr als 830 Mio. Männer 
und Frauen mit weniger als 2 US-Dollar am 
Tag auskommen, 1,5 Mrd. Menschen arbei- 
ten in unsicheren Beschäftigungsverhältnis- 
sen. Jeden Tag sterben 6.400 Menschen bei 
Arbeitsunfällen. Sozialer Schutz ist zudem 
nur für 27 % der Weltbevölkerung in einem 
ausreichenden Maße zugänglich. 


Aus diesen wenigen Zahlen wird schon 
deutlich, dass bei weitem nicht jede Arbeit 
eine gute Arbeit ist. Dennoch ist die ILO 
ein wichtiger Meilenstein in der Formulie- 
rung und Umsetzung internationalen Ar- 
beitsrechts: 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts stellte sie 
ein Novum dar: Mit der Gründung der ILO 
wurde erstmals allgemein anerkannt, dass 
sozialpolitische und arbeitsrechtliche Fra- 
gen nicht nur innenpolitische, sondern in- 
ternationale Fragen sind und dementspre- 
chend internationaler Lösungsansätze be- 
dürfen. Diese Erkenntnis ist zu Beginn des 
21. Jahrhunderts aktueller denn je. 


Doch bereits die Geburtsstunde der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation wurde von ei- 
nem Kompromiss geprägt: Die am Grün- 
dungsprozess beteiligten Gewerkschaften 
wollten die neu zu gründende Organisation 
mit einer Autorität ausstatten, die ihr die 
Durchsetzung ihrer Normen in den Mit- 
gliedsstaaten erlaubt hätte. Die schließlich 
verabschiedete Struktur sah allerdings nicht 


so weitgehende Kompetenzen für die ILO 
vor. Stattdessen erhielten nationale Interes- 
sen insofern Vorrang, als den Mitgliedsstaa- 
ten die Möglichkeit blieb, über den Prozess 
nationaler Ratifikationen jede ILO-Norm 
einzeln anzunehmen oder abzulehnen. 


Neben dieser Strukturfrage wurde die 
Agenda der ILO in den ersten Jahren nach 
ihrer Gründung von der Umsetzung der 
neun Grundsätze bestimmt, die in Art. 
427 des Friedensvertrags von Versailles 
formuliert wurden: 


1. Arbeit darf nicht lediglich als Ware oder 
Handelsgegenstand angesehen werden. 


2. Sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeitge- 
ber haben das Recht, sich (zu gesetzeskon- 
formen Zwecken) zusammenzuschließen. 


3. Der Lohn, mit dem die Beschäftigten ent- 
golten werden, muss ihnen „eine nach der 
Auffassung ihrer Zeit und ihres Landes an- 
gemessene Lebensführung“ ermöglichen. 


4. Der Achtstundentag oder die 48-Stunden- 
Woche sollen überall da angenommen wer- 
den, wo sie noch nicht erreicht sind. 


5. Eine wöchentliche Arbeitsruhe von min- 
destens 24 Stunden, die nach Möglichkeit 
immer den Sonntag einschließt, soll erreicht 
werden. 


6. Kinderarbeit soll beseitigt werden und 
die Arbeit Jugendlicher soll weder Ausbil- 
dung noch die weitere körperliche Entwick- 
lung verhindern bzw. beeinträchtigen. 


7. Für gleiche Arbeit soll gleicher Lohn 
ohne Unterschied des Geschlechts gezahlt 
werden. 


8. Allen Beschäftigten, die sich legal im 
Land aufhalten, ist eine gerechte wirtschaft- 
liche Behandlung zuzusichern. 


9. Jeder Mitgliedsstaat soll einen Aufsichts- 
dienst (unter Beteiligung von Frauen) ein- 
richten, um die Durchführung der Gesetze 
und Vorschriften für den Arbeiterschutz si- 
cherzustellen. 


Die neun ILO-Grundsätze aus Art. 427 fin- 
den sich sowohl in den Übereinkommen 
wieder, als auch im Ausbau des Aufsichts- 
systems, mit dem die Ratifizierung und 
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Umsetzung der Übereinkommen durch die 
Mitgliedsstaaten überwacht und unterstützt 
wird. Bis heute nahm die ILO insgesamt 
189 Übereinkommen und 204 Empfehlun- 
gen an. 


Wie arbeitet die ILO? 


Grundlegendes Prinzip der ILO ist die sog. 
Dreigliedrigkeit, d.h. dass Gremien in der 
Regel aus den drei Akteursgruppen Staa- 
ten, Arbeitgeber und Gewerkschaften be- 
setzt werden. 


Mitglieder 

ILO-Mitglied können nur Staaten werden, 
aktuell hat die ILO 187 Mitglieder. 

Alle Mitglieder verpflichten sich mit ihrem 
Beitritt, die Verpflichtungen einzuhalten, 
die sich aus der ILO-Verfassung ergeben. 
Zu diesen Verpflichtungen gehören — neben 
der Anpassung des nationalen Rechts und 
der faktischen Situation im Land an die rati- 
fizierten ILO-Übereinkommen - insbeson- 
dere jährliche Berichte, in denen das Mit- 
glied über die Umsetzung der ratifizierten 
Übereinkommen berichtet. 

Jeder Mitgliedsstaat kann frei entscheiden, 
welches Übereinkommen oder welche 
Empfehlung es ratifiziert. 


Die Internationale Arbeitskonferenz 
(IAK) 

Die IAK ist das oberste Organ der ILO und 
tagt jährlich am Sitz der ILO in Genf. 

Sie berät und verabschiedet Übereinkom- 
men und Empfehlungen, überprüft aber 
auch die Umsetzung der von den Mitglie- 
dern ratifizierten Übereinkommen. 

Sie setzt sich aus jeweils vier Delegierten 
pro Mitgliedsstaat zusammen. Die Mit- 
gliedsstaaten wiederum bilden ihre Delega- 
tionen aus zwei VertreterInnen des Staates 
und je eineR VertreterIn der Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmergruppe. 


Verwaltungsrat und Generaldirektor 
Der Verwaltungsrat ist das Exekutivorgan 
der ILO und leitet die ILO zwischen den 
jährlichen Sitzungen der IAK. An der Spit- 
ze des Verwaltungsrats steht der vom Ver- 
waltungsrat gewählte Generaldirektor. 


Bere Use ee a 


Der Verwaltungsrat hat insgesamt 56 Mit- 
glieder. Unter diesen sind 28 Regierungs- 
vertreterInnen und je 14 VertreterInnen aus 
der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmer- 
gruppe. Zehn der 28 RegierungsvertreterIn- 
nen werden durch die ökonomisch bedeu- 
tendsten Mitglieder ernannt. Zu diesen zäh- 
len in alphabetischer Reihenfolge Brasilien, 
China, Deutschland, Frankreich, Großbri- 
tannien, Indien, Italien, Japan, Russland 
und die USA. Von den zehn ökonomisch 
bedeutendsten Mitgliedsstaaten im Verwal- 
tungsrat haben bei weitem nicht alle die 
acht Kernarbeitsnormen der ILO ratifiziert. 


Das Herz der ILO: Das Aufsichtssystem 
Mit einem mehrstufigen Aufsichtssystem 
kontrolliert die ILO die Umsetzung der ver- 
einbarten Inhalte und Ziele und berichtet 
transparent darüber. Zwei Ausschüsse, der 
sog. Sachverständigenausschuss und der 
Konferenzausschuss, bereiten die Mit- 
gliedsberichte soweit vor, dass die IAK sich 
auf die wichtigsten Fälle konzentrieren 
konnte 

Neben diesen zwei Ausschüssen kennt die 
ILO noch besondere Beschwerde- und Kla- 
gemechanismen für Mitgliedsstaaten und 
Berufsverbände von ArbeitnehmerInnen 
und ArbeitgeberInnen. Außerdem hat sie 
mit dem Ausschuss für Vereinigungsfreiheit 
ein Gremium geschaffen, dass speziell die 
Umsetzung des wichtigen Rechts auf Verei- 
nigungsfreiheit und Kollektivverhandlun- 
gen überwacht. Im Laufe seiner mehr als 
60-jährigen Tätigkeit hat der Ausschuss 
mehr als 3.000 Einzelfälle bearbeitet. Aktu- 
ell behandelt der Ausschuss mehr als 170 
Fälle oder Beschwerden. 


Grundlagendokumente und 
Übereinkommen 

Im Laufe ihrer Geschichte hat die ILO vier 
Dokumente verabschiedet, die man als ihre 
Grundlagendokumente bezeichnen kann: 

- die Verfassung von 1919, 

- die Erklärung von Philadelphia von 
1944, 

- die Erklärung über die Fundamentalen 
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 
1998 

- sowie die Erklärung über soziale Gerech- 
tigkeit für eine faire Globalisierung von 
2008. Letztere formuliert vier strategische 
Ziele: Beschäftigung soll gefördert werden. 
Maßnahmen des sozialen Schutzes — soziale 
Sicherheit und Arbeitnehmerschutz - sollen 
entwickelt und gestärkt werden. Sozialer 
Dialog und Dreigliedrigkeit sollen gefördert 
werden. Die grundlegenden Rechte und 
Prinzipien bei der Arbeit sollen geachtet, 
gefördert und verwirklicht werden. 


Diese Grundrechte bei der Arbeit finden 
ihren Niederschlag vor allem in den acht 
Übereinkommen, die auch als Kernar- 
beitsnormen bezeichnet werden. 

Je zwei Übereinkommen behandeln die Ab- 
schaffung der Kinderarbeit, die Beseitigung 
der Zwangsarbeit, das Verbot der Diskrimi- 
nierung in Beschäftigung und Beruf sowie 
die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf 
Kollektivverhandlungen. In juristischen 
Kreisen wird die Auffassung vertreten bzw. 
diskutiert, dass die in den Kernarbeitsnor- 
men enthaltenen vier Grundprinzipien zum 
völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht gehö- 
ren und damit alle Staaten binden, unabhän- 
gig davon, ob sie die einzelnen Überein- 
kommen ratifiziert haben. 

Die Deklarierung der acht Übereinkommen 
zu Kernarbeitsnormen sollte die Bereit- 
schaft zur Ratifizierung dieser zentralen 
Übereinkommen durch die Mitgliedsstaaten 
erhöhen, sozusagen als ein menschenrecht- 
licher Mindeststandard. Und diese Kalkula- 
tion ist auch aufgegangen. 


Abgesehen von den acht Kernarbeitsnor- 
men hat die ILO im Laufe der Jahrzehnte 
ein umfangreiches Werk an Übereinkom- 
men und Empfehlungen angenommen. 
Mit diesen deckt sie fast alle vorstellbaren, 
relevanten Themen im Bereich der Arbeits- 
welt ab - ob dies Löhne, Arbeitszeiten, Be- 
schäftigungspolitik, Sicherheit und Gesund- 
heit am Arbeitsplatz, Mutterschutz, Arbeits- 
inspektionen oder soziale Sicherheit oder 
spezielle Gruppen wie WanderarbeiterIn- 
nen, informell Beschäftigte, indigene Be- 
völkerungen, Hausangestellte oder Beschäf- 
tigte auf See sind. 


Deutschland in der ILO 


Deutschland war zunächst von 1919 bis 
1935 und ist erneut seit 1951 Mitglied der 
ILO. Damit ILO-Übereinkommen in 
Deutschland Gültigkeit erlangen, müssen 
sie laut Grundgesetz durch den Gesetzgeber 
in Form eines Bundesgesetzes verabschie- 
det werden (Art. 59 Abs. 2 GG). Von den 
ILO-Übereinkommen hat Deutschland alle 
Kernarbeitsnormen, die vier Steuerungs- 
Übereinkommen sowie weitere 47 der aktu- 
ellen technischen Übereinkommen ratifi- 
ziert. Damit gehört die Bundesrepublik 
nach eigenen Angaben zu den 15 Mitglieds- 
staaten mit den meisten Ratifikationen. 


Die Zuständigkeit für die ILO liegt inner- 
halb der Bundesregierung beim Bundesmi- 
nisterium für Arbeit und Soziales. Die Ar- 
beitgebergruppe wird vom BDA (Bundes- 
verband der Deutschen Arbeitgeberverbän- 








Die Studie als pdf-Datei 


de) vertreten und die Arbeitnehmergruppe 
vom DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund). 


Seit 1954 gehört Deutschland auch zu den 
zehn ständigen Mitgliedern des Verwal- 
tungsrates der ILO. Die Bundesrepublik ist 
nach den USA und Japan der drittgrößte 
Beitragszahler im Rahmen des regulären 
ILO-Haushalts und bringt zusammen mit 
den anderen neun ständigen Mitgliedern 
rund 80 % der Mitgliedsbeiträge auf. 


Das Engagement Deutschlands in der ILO 
konzentriert sich nicht auf die Verabschie- 
dung und Ratifizierung von Übereinkom- 
men, sondern drückt sich auch in ILO-Pro- 
grammen zur technischen Unterstützung 
aus. Einerseits trägt Deutschland dadurch 
zur globalen Umsetzung existierenden 
Rechts bei. Andererseits setzt es seine star- 
ke Position in der ILO als ständiges Mit- 
glied im Verwaltungsrat nur unzureichend 
zur Schaffung neuen Rechts und mit zu we- 
nig Erfolg zur Umsetzung des bestehenden 
Rechts ein. 


Ausblick 


In sozialer Hinsicht hat die ILO schon in ih- 
ren Gründungsdokumenten ein über die all- 
tägliche Verwertung der Arbeitskraft hin- 
ausreichendes Verständnis der Arbeitswelt. 
Denn zu ihren Grundbekenntnissen ge- 
hört, dass Arbeit keine Ware ist. Damit 
weist sie auf das besondere Schutzbedürfnis 
von Beschäftigten hin und bringt zum Aus- 
druck, dass Beschäftigte keine freie Verfü- 
gungsmasse für Unternehmen sein dürfen. 
Viele Beschäftigte erleben aber tagtäglich 
das Gegenteil: Sie werden zur Ware degra- 
diert, ihre Rechte stehen nur auf dem Pa- 
pier. In Ländern, in denen Arbeitsrechte er- 
folgreich durchgesetzt werden, verteuert 
sich der Faktor Arbeit und in der Folge wird 
die Produktion automatisiert oder verlagert. 
Die verschiedenen technologischen Revolu- 
tionen der letzten 100 Jahre haben unzähli- 
ge Arbeitsplätze wegrationalisiert und 
menschliche Arbeitskraft in vielen Berei- 
chen überflüssig gemacht. 


Die vielleicht größte Herausforderung für 
die ILO und für ihre aktuelle Diskussion 
um die Zukunft der Arbeit wird deshalb 
sein, auf umweltfreundliche Arbeits- und 
Produktionsverhältnisse hinzuwirken, die 
alle Menschen integrieren und keinen über- 
flüssig machen. 


Bonn, September 2017 


Werner Rügemer 


Arbeitsunrecht bei H&M 


Werner Rügemer ist Vorstandsmitglied der aktion./.arbeitsunrecht. Er hielt die folgende Rede am Freitag, den 13. Oktober 
2017 vor der H&M-Filiale in der Schildergasse 24 in Köln - anlässlich eines bundesweiten Aktionstags gegen H&M. 


Liebe Bürgerinnen und Bürger, Liebe Be- 
schäftigte von H&M, 

wir demonstrieren hier vor der Filiale von 
H&M für die Menschen- und Arbeitsrechte 
der Beschäftigten in allen Filialen dieser 
Stadt und in den 440 H&M-Filialen in ganz 
Deutschland. 

Wir, das ist die Aktion gegen ArbeitsUn- 
recht, Gewerkschafterinnen und Gewerk- 
schafter, Beschäftigte und Angehörige von 
Beschäftigten, engagierte Bürgerinnen und 
Bürger. 


H&M kommt so modern und locker da- 
her. Man verspricht schöne Mode und fröh- 
liches Leben für alle! Aber was macht der 
Konzern mit seinen Verkäuferinnen und 
Verkäufern? Da ist der Konzern keineswegs 
modern und fröhlich und locker. Er beutet 
seine Angestellten aus: hässlich, brutal, mit- 
telalterlich. Er macht ihnen das Arbeiten 
und Leben zur Hölle. 

Immer mehr Beschäftigte bekommen 
zwangsweise einen sogenannten Flex-Ver- 
trag. Der sieht eine Mindestarbeitszeit von 
10 Stunden pro Woche vor. Damit verletzt 
H&M den geltenden Tarifvertrag zum Bei- 
spiel in Nordrhein-Westfalen: der sieht min- 
destens 18 Stunden vor. 

Damit kann sich die wöchentliche und mo- 
natliche Arbeitszeit ständig ändern. Mal 
sind es 10 Stunden pro Woche, mal sind es 
aber auch 40 Stunden und in der nächsten 
Woche die Hälfte. Ständig ändert sich das 
Einkommen, mal reicht es gerade zum Le- 
ben, manchmal eben nicht. 

Die Filialleiter, die store manager und ande- 
re Führungskräfte sind die einzigen, die 
noch Vollzeit-Arbeitsverträge bekommen. 
Aber die Flexi-Mitarbeiter sitzen zuhause — 
auf Abruf. (...) Kurzfristige Änderungen 
werden telefonisch durchgegeben. Jeder 
Mitarbeiter muss jeden Tag auf dem Dienst- 
plan nachgucken: Hat sich was geändert? 
Muss ich schon morgen kommen statt über- 
morgen? Um 18 Uhr statt um 16 Uhr? Die- 
se Woche auch am Samstag? Oder am 
Sonntag? 

Die store manager haben auch das Recht, 
die Mitarbeiter im Urlaub anzurufen und 
Änderungen der Arbeitszeiten anzuordnen. 


Belohnen und Strafen 

Wer nicht gleich superflexibel jeder Ände- 
rung zustimmt, kann bestraft werden. Dann 
wird man oft kurzfristig zum Einspringen 
verdonnert, wenn Kolleginnen und Kolle- 
gen zum Beispiel krank werden. Oder man 
bekommt zur Strafe gar keine zusätzlichen 
Stunden und man bleibt auf den 10 Wo- 
chenstunden sitzen. 


Außerdem sind die Arbeitsverträge immer 
häufiger befristet. Befristete Verträge wer- 
den hintereinander geschaltet: Kettenbefris- 
tung. Die Mitarbeiter müssen jedes Jahr 
bibbern, ob sie im nächsten Jahr wieder 
einen Arbeitsvertrag bekommen, wieder 
einen befristeten. 

Diese Flexi-Arbeit macht das Leben 
schwer. Das Einkommen ist unsicher. Be- 
sonders Mütter mit Kindern müssen ständig 
umorganisieren und bringen das Leben ih- 
rer Kinder und ihrer Ehe- und Lebenspart- 
ner und Freunde und Bekannten durchein- 
ander. 


Arbeitnehmerfreundlichkeit ist nur 
Fassade 

H&M verkündet öffentlich, dass man gern 
mit Betriebsräten zusammenarbeitet. Aber 
viele Beschäftigte trauen sich nicht. Wer 
sich zur Wahl stellt, dem wird dann schon 
mal der befristete Arbeitsvertrag nicht ver- 
längert. 

H&M hat jetzt drei Betriebsratsmitgliedern 
in Bonn, Leverkusen und Tübingen gekün- 
digt. Wenn das Arbeitsgericht die Kündi- 
gung abweist - H&M geht in die nächste 
Instanz. (...) 


ILO-Kernnormen als Lippenbekenntnis 
H&M setzt viele Versprechen über Transpa- 
renz und Ethik und Nachhaltigkeit und Ge- 
rechtigkeit und Menschenrechte in die Welt. 
Aber H&M profitiert von menschenrechts- 
widrigen Arbeitsverhältnissen - in Deutsch- 
land und in vielen anderen Staaten. 

H&M lässt produzieren, natürlich möglichst 
billig, vor allem in armen Staaten mit Nied- 
rigstlöhnen und niedrigsten Arbeitsstan- 
dards, in Indien und Bangladesh zum Bei- 
spiel. In 1.900 Fabriken weltweit wird für 
H&M geschuftet. 


Mehr, mehr, mehr! Immer weiter wach- 
sen 

So fährt der H&M-Konzern einen rabiaten 
weltweiten Expansionskurs. Im Jahr 2016 
hat H&M 427 neue Geschäfte eröffnet. 
2016 war der Umsatz in den 4.300 Filialen 
in 64 Ländern mit 160.000 Mitarbeitern 
wieder höher als im Jahr zuvor. 

In Deutschland hat der schwedische Kon- 
zern 440 Geschäfte und 20.000 Mitarbeiter. 
Das sind mehr als in jedem anderen Staat. 
Weil Schröder- und Merkel-Deutschland 
der größte Niedriglohnsektor in Europa 
ist. 

Die weltweite Ausbeutung der Beschäftig- 
ten lohnt sich, jedenfalls für die Eigentümer 
von H&M. Der Gewinn für die Eigentü- 
mer im Jahr 2016 betrug 1,8 Milliarden 
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Euro. Die Gewinnrate betrug damit sagen- 
hafte 12 Prozent. 

Vater Stefan Persson ist der Haupteigentü- 
mer von H&M. Er steht mit 20 Milliarden 
an Privateigentum auf Platz 50 der reichs- 
ten Unternehmer der Welt. Seine drei Kin- 
der sind ebenfalls schon Multimilliardäre. 
H&M nutzt in Schröder- und Merkel- 
Deutschland auch die Möglichkeiten der 
Steuerflucht, pardon: der Steuergestaltung. 
H&M Deutschland hat seinen rechtlichen 
und Steuersitz nämlich gar nicht in 
Deutschland, sondern in den Niederlanden. 
Jeder deutsche Mitarbeiter von H&M unter- 
schreibt seinen Arbeitsvertrag mit Hennes 
& Mauritz B.V. & Co. KG in der Kalver- 
straat 112, Amsterdam. Dort müssen Hol- 
dings ausländischer Unternehmen fast keine 
Steuern zahlen. Die deutschen Mitarbeiter 
aber müssen natürlich ihre Steuern in 
Deutschland zahlen. 

(...) Dann profitieren auch weitere H&M- 
Aktionäre von der Ausbeutung der einfa- 
chen Beschäftigten in Deutschland, den 
USA, Frankreich, Bangladesh, Indien und 
soweiter und von der Steuerflucht in der 
Europäischen Union: Investmentfonds der 
schwedischen Banken Swedbank und SEB 
und Clearstream Banking aus Luxemburg 
und State Street Bank und JPMorgan 
Chase aus den USA. 


Liebe Bürgerinnen und Bürger, liebe Käufe- 
rinnen und Käufer! Protestieren Sie gegen 
das Arbeits-Unrecht bei H&M! 
Unterstützen Sie die Wahl von Betriebsrä- 
ten in allen Filialen von H&M! 

Gehen Sie in die H&M-Geschäfte und fra- 
gen Sie die Beschäftigten nach ihren Ar- 
beitsbedingungen! 

Gehen Sie in den H&M-Geschäften zu den 
Filialleitern, pardon store managern, und 
fragen Sie sie nach den Flexi-Arbeitsverträ- 
gen der Mitarbeiter! 

Fragen Sie nach der Herkunft der Produkte! 
Fragen Sie nach der Steuerflucht! 


https://arbeitsunrecht.de/warum-demonstrieren-wir-Vor- 
hm-filialen/#more-12369 


Aktion Arbeitsunrecht vor dem H&M 
gegen die „Flexverträge“ , Film 














Aus der Antwort der Bundesregierung auf 
eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 


In Deutschland arbeitete 2016 jeder Fünfte in 
einem unsicheren Beschäftigungsverhältnis. 
Die Zahl der LeiharbeitnehmerInnen ist auf 
992.756 im Jahr 2016 angestiegen ( Verdrei- 
fachung seit 1996), die Zahl der Teilzeitbe- 
schäftigten mit weniger als 20 Wochenstun- 
den von 3,1 auf 4,8 Millionen (Zuwachs um 
54,8 Prozent). die Zahl der befristet Beschäf- 

tigten von 1,89 auf 2,65 Millionen. 
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Bundestagswahlen in Deutschland 


Rechtsentwicklung: woran liegt es? - und wie begegnet man ihr? 
Drei sich ergänzende Vorschläge 


1. Charta von ATTAC International (Dez.1998) 


"Die Globalisierung der Finanzwelt verstärkt die soziale Un- 
gleichheit und verschärft die ökonomische Unsicherheit. Sie 
verhindert die freie Selbstbestimmung der Völker, umgeht ihre 
demokratischen Institutionen und behindert jegliches gemein- 
wohlorientiertes Agieren der souveränen Staaten. Sie ersetzt 
dieses durch eine rein spekulative Handlungslogik im einzigen 
Interesse der multinationalen Unternehmen und Finanzmärk- 
le. 

Diese Umwandlung der Welt wird wie ein Naturgesetz darge- 
stellt, den Bürgern und Volksvertretern wird das Recht abge- 
sprochen, über ihr eigenes Schicksal zu bestimmen. Die herab- 
lassende Arroganz, mit der dies geschieht und das Gefühl der 
Machtlosigkeit, welches so entsteht, führen den antidemokra- 
tischen Parteien neue Stimmen zu. 


Es ist höchste Zeit diesen Prozess zu stoppen, neue Kontroll- 
und Regulationsinstrumente zu schaffen, auf nationaler, euro- 
päischer und internationaler Ebene. Die Erfahrung lehrt uns, 
dass die Regierungen dies nicht ohne äußeren Anstoß tun wer- 
den. Nur das entschiedene Engagement der Bürger kann der 
doppelten Bedrohung der sozialen Implosion und der politi- 
schen Hoffnungslosigkeit entgegenwirken. (...) 

weiter hier 


2. Walter Baier: Die reaktionäre Rebellion (2016) 


"(...) Die Ursachen für den Aufstieg der rechtsradikalen 
Parteien sind vielmehr komplex und schließen zahlreiche 
politische und kulturelle Faktoren ein: Neben Krise, Prekarität 
und Abstiegsangst der Mittelschichten sind es der Verfall der 
Sozialdemokratie, der, wenn er auf der Linken nicht durch eine 
glaubwürdige radikale Alternative kompensiert wird, die Ent- 
täuschung über das politische System nur allzu leicht auf die 
Mühlen der radikalen Rechten leitet. Elisabeth Gauthier machte 
in ihren Arbeiten über den Front National immer darauf auf- 
merksam, dass der hohe Stimmanteil des FN statistisch und 
politisch das Resultat der Wahlenthaltung und der Demobilisie- 
rung der von der Politik des PS und leider auch der des Front de 
Gauche enttäuschten linken Milieus darstellt.(...) 

Eine Erfahrung der Zwischenkriegszeit behält ohne Zweifel 
ihre Gültigkeit: Der Siegeszug der radikalen Rechten, nament- 
lich in Deutschland und Österreich, war durch Massenarbeitslo- 
sigkeit und Verelendung der Mittelschichten ausgelöst worden. 
Das heißt, ohne europaweiten Kampf gegen Arbeitslosigkeit, 
für Verteidigung, Weiterentwicklung und Umbau des Sozial- 
staats, für Ausbildungsplätze und gesetzlich geregelte Arbeits- 
verhältnisse, für das Recht auf Wohnen und die öffentlichen 


Dienste kann der Rechtsradikalismus nicht besiegt werden. 

Das erfordert eine nachhaltige Wirtschaftspolitik, Kontrolle 
der Finanzmärkte, eine Politik der industriellen Rekonstruktion 
und einen ökologischen Umbau.(...) 

Der Machtanspruch rechtsradikaler Parteien ist eine Bedrohung 
der liberalen Demokratie, die von vielen Menschen und jen- 
seits parteipolitischer Bindungen wahrgenommen wird. Der 
Kampf um eine andere sozialökonomische Politik reicht daher 
nicht aus. 


Der Rechtsradikalismus ist aber auch nicht die einzige Ge- 
fahr, die heute der Demokratie droht. 

Die autoritären Mittel, mit denen in der EU die Austeritäts- 
politik durchgesetzt wird, der unter dem Vorwand des Kampfes 
gegen den Terrorismus aufgerüstete Sicherheits- und Überwa- 
chungsapparat, der medial vervielfachte anti-muslimische Ras- 
sismus und die zur Abwehr von Flüchtenden geschlossenen 
Grenzen, sie alle bereiten nicht nur ein Klima, in dem Rechtsra- 
dikalismus gedeiht. Sie stellen für sich genommen Einschrän- 
kungen und Gefahren für Demokratie und Freiheit dar. 
Zivilgesellschaft, Kirchen, Antifa-Gruppen und politisch Libe- 
rale sind hier nächste Verbündete der Linken. Die entstehenden 
neuen Allianzen sind nicht dieselben wie auf dem Gebiet der 
Sozialökonomie, doch deshalb nicht weniger wertvoll im Hin- 
blick auf eine neue Hegemonie.(...)" 

(ab S. 20 in SiG 120) 


3. Jens Berger: Wie rechtsextreme Kräfte in 
Großbritannien marginalisiert wurden (25.9.2017 


" (...) Großbritannien zeigt, wie man rechtspopulistische und 
rechtsextreme Kräfte marginalisiert. Als Labour den neolibera- 
len Kurs einschlug, gehörten vor allem die rechtspopulistische 
UKIP und die rechtsextreme BNP zu den Gewinnern. UKIP 
wurde 2014 bei den Europawahlen sogar vor Labour und den 
Tories mit 27,5% stärkste Partei. Doch als Jeremy Corbyn La- 
bour neu aufstellte und zur echten sozialdemokratischen Alter- 
native machte, gingen die Werte für UKIP und BNP rasant zu- 
rück. Labour wurde nun als Alternative wahrgenommen und bei 
den letzten Unterhauswahlen konnte UKIP nur noch 1,8% der 
Stimmen holen.(...) Nachdenkseiten 


4. Attac Frankreich zur Rechtsentwicklung in 
Frankreich und Europa: 


„Les Possibles“ - Newsletter 12 (Winter 2017) des 
Wissenschaftlichen Beirats von Attac Frankreich. - Leider nur 
auf Französisch 


Anette Sorg, Nachdenkseiten - 


Statistiken, Analysen und mehr zur Bundestagswahl 2017 
Die offiziellen Daten und Statistiken finden Sie auf der Seite des Bundeswahlleiters (bundeswahlleiter.de) — Falls Sie die Bundes-, 
Landes- und Wahlkreisergebnisse nach Bundesländern sortiert studieren wollen, können Sie das hier tun. 
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Ulla Jelpke 


Steigbugelhalter 


Union hat in Fluchtlingspolitik zum Aufstieg der AfD beigetragen. 
SPD kritisiert jetzt, hat aber Asylrecht verschärft 


Am Wahlabend übten sich Vertreter der 
Noch-Regierungsfraktionen in Abgrenzung 
zur AfD. Die SPD bemühte gar den Wider- 
stand gegen den Aufstieg der Nazis, wäh- 
rend CDU und CSU empört über die AfD 
redeten, als stünde ihre Politik den rassisti- 
schen Wahnideen der AfD so fern. Doch die 
Wahlergebnisse haben deutlich gemacht, 
dass die Unionsfraktionen durch ihre Stim- 
mungsmache gegen Schutzsuchende in der 
zweiten Hälfte der letzten Legislaturperiode 
viel zum gesellschaftlichen Klima beigetra- 
gen haben, von dem die AfD profitiert hat. 


Infolge der Eskalation des Syrien-Krieges, 
aber auch weil die Hilfen für Flüchtlinge in 
den Camps in den Nachbarländern zurück- 
gingen, stieg ab Frühjahr 2015 die Zahl der 
in Deutschland neu ankommenden Schutz- 
suchenden sprunghaft an. Als sich im Sep- 
tember 2015 verzweifelte Flüchtlinge in 
Ungarn an den Bahnhöfen stauten, ließ An- 
gela Merkel sie nach Abstimmung mit Ös- 
terreich über Wien einreisen. Die »Will- 
kommenskultur« war in aller Munde. 

Doch das war nur ein scheinbar freundli- 
cher Anstrich. Denn während viele ehren- 
amtlich Engagierte sich tatsächlich uner- 
müdlich für eine humanitäre Aufnahme der 
Ankommenden einsetzen, wurde auf politi- 
scher Ebene längst an weiteren Verschär- 
fungen des Asylrechts und Abschottungs- 
möglichkeiten gefeilt. (1) Rechtspopulisten, 
Neonazis und sogenannte »besorgte Bür- 
ger« aber auch Politiker vom rechten Rand 
der Unionsparteien nahmen die ansteigen- 
den Flüchtlingszahlen zum Anlass für frem- 
denfeindliche Hetze. 


»Fake News« der Regierung 


So goss im Oktober 2015 Bundesinnenmi- 
nister Thomas de Maiziere (CDU) öffent- 
lich Wasser auf die Mühlen der extremen 
Rechten, als er behauptete, 30 Prozent der 
ankommenden Flüchtlinge würden nur vor- 
täuschen, aus Syrien zu stammen. Das war 
glatt gelogen, denn bis August 2015 waren 
überhaupt nur 116 Pässe von Syrern als 
falsch oder manipuliert beanstandet wor- 
den. Obwohl Zahlenangaben der Bundesre- 
gierung in der Flüchtlingspolitik mit er- 
staunlicher Regelmäßigkeit etwa durch par- 
lamentarische Anfragen der Opposition wi- 
derlegt wurden, folgten in kontinuierlichem 
Rhythmus Falschbehauptungen, so zu »Ge- 
fälligkeitsattesten« von Ärzten, die Ab- 
schiebungen verhinderten oder einem ver- 
meintlichen Handel mit falschen Vater- 
schaftsanerkennungen mit dem Ziel, das 
Aufenthaltsrecht zu erlangen. 

Auf juristischer Ebene wurde mit einem 


Stakkato flüchtlingsfeindlicher Gesetze 
nachgezogen. Insbesondere mit dem soge- 
nannten Asylpaket II im März 2016 sowie 
dem Gesetz »zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht« im Mai 2017 manifes- 
tiert sich die zunehmende Aufspaltung von 
Flüchtlingsgruppen in »gute« und »schlech- 
te« Flüchtlinge, in solche mit guter Bleibe- 
perspektive und andere aus vermeintlich si- 
cheren Herkunftsstaaten. Diese Gesetze dis- 
kriminieren vor allem Schutzsuchende aus 
den Westbalkanstaaten, darunter viele ver- 
folgte Roma — und sie wurden von AfD- 
nahen Kreisen aufgegriffen, um gegen so- 
genannte »Scheinasylanten« und deren Un- 
terbringung zu hetzen. Statt auf der Unteil- 
barkeit des Grundrechts auf Asyl zu beste- 
hen, goss die Bundesregierung Ressenti- 
ments in Gesetzestexte. 

Zur Legitimierung der flüchtlingsfeindli- 
chen Gesetzesverschärfung »zur besseren 
Durchsetzung der Ausreisepflicht« verbrei- 
tete das Bundesinnenministerium völlig 
überhöhte Prognosen zu angeblich Ausrei- 
sepflichtigen. Im Oktober 2016 wurde in ei- 
nem Referentenentwurf von angeblich 
100.000 weiteren Ausreisepflichtigen bis 
zum Ende des Jahres 2016 ausgegangen. 
Mit derartigen Szenarien wurden Mitte 
2017 weitere erhebliche Gesetzesverschär- 
fungen begründet. Dabei ist die Zahl der 
Ausreisepflichtigen, anders als vorherge- 
sagt, zwischen Juni 2016 bis Juni 2017 fast 
gleich geblieben: Es gab lediglich einen ge- 
ringfügigen Zuwachs von 221.000 auf 
229.000. Das ist angesichts von Hundert- 
tausenden Asylbescheiden ein extrem gerin- 
ger Wert. 


Abgrenzung wird Makulatur 


Der baden-württembergische Innenminister 
Thomas Strobl (CDU) sagte im Dezember 
2016 sogar: »Wir können nicht 500.000 
Ausländer ohne Bleiberecht in unserem 
Land dulden.« Ins gleiche Horn stößt die 
AfD, deren Spitzenkandidatin Alice Weidel 
von angeblich 630.000 abgelehnten Asylsu- 
chenden sprach, indem sie kurzerhand und 
unsinnigerweise die Zahl der Ausreise- 
pflichtigen mehrerer Jahren addierte. Diese 
haben aber inzwischen zu 78 Prozent eine 
Aufenthaltserlaubnis erlangt. Auch die Bun- 
deskanzlerin schwadronierte beim 
»Deutschlandtag« der Jungen Union im 
vergangenen Jahr von einer »nationalen 
Kraftanstrengung bei Rückführungen« ab- 
gelehnter Asylbewerber. Mit dieser Wort- 
wahl hat sie der AfD alle Ehre gemacht. 

In Wahrheit war die Zahl der Ausreise- 
pflichtigen nicht nur kaum angestiegen. Bei 
einem Großteil der als ausreisepflichtig 
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Geltenden liegen zudem gute Gründe vor, 
dass sie nicht abgeschoben werden dürfen. 
Dies ist etwa der Fall, weil ihnen von ihren 
zum Teil nur angenommenen Herkunfts- 
staaten keine Papiere ausgestellt werden, 
weil sie krank sind oder weil ein Abschie- 
beverbot besteht. 


Die Bundestagswahlen haben es noch ein- 
mal deutlich gezeigt: Der Versuch der CSU, 
mit rechter Stimmungsmache keine Partei 
rechts neben sich emporkommen zu lassen, 
führte in Wahrheit zu einem Erstarken der 
AfD in Bayern und gravierenden Verlusten 
der CSU. Auch für Bundesinnenminister de 
Maiziere zahlte sich seine harte Linie nicht 
aus. In seinem eigenen Wahlkreis wurde die 
CDU von der AfD überholt. 


Doch wie sieht es nach den Wahlen aus? 


Haben die Parteien aus ihren Fehlern ge- 
lernt? Offensichtlich nicht. Ihre Forderung, 
den Familiennachzug für subsidiär ge- 
schützte Flüchtlinge über 2018 hinaus aus- 
zusetzen, bezeichnet die CSU in Hinblick 
auf kommende Koalitionsverhandlungen als 
»nicht verhandelbar«, ebenso den Ruf nach 
einer »Obergrenze« für Flüchtlinge. Letzte- 
res ist ein klarer Angriff auf das Grundrecht 
auf Asyl und suggeriert, dass das »Boot 
voll« sei. CDU/CSU haben sich in ihrem 
Diskurs, vor allem aber auch praktisch — 
durch die Unterstützung einer massiven Ab- 
schottungspolitik bis hin zur Errichtung von 
Flüchtlingslagern im Bürgerkriegsland Li- 
byen und der Zusammenarbeit mit den 
Menschenhändlern der libyschen Küsten- 
wache - gegen Geflüchtete an den Forde- 
rungen der Rechtsaußenpartei orientiert. 
Dadurch wird die verbale Abgrenzung der 
Unionsparteien von der AfD zu Makulatur. 
Während die Unionsfraktionen in der Re- 
gierung als Einpeitscher gewirkt haben, 
muss sich die SPD vorwerfen lassen, dass 
sie den asylgesetzlichen Grausamkeiten der 
letzten Legislaturperiode zugestimmt hat. 
Immer wieder hat sie sich in Sachen Famili- 
ennachzug opportunistisch von der Union 
über den Tisch ziehen lassen, statt klare 
Kante für Grundrechte und insbesondere 
die Rechte der Flüchtlinge zu zeigen. Inso- 
fern trägt auch sie eine Mitverantwortung 
für die systematische Verschiebung des Dis- 
kurses nach rechts. 


Hetze aus Überzeugung 


Die Wahlen haben gezeigt, dass die durch 
den Alarmismus der Bundesregierung auf- 
gehetzten Menschen offensichtlich lieber 
die offenen Rassisten wählen, als diejeni- 


Get DO Sr ee a nn 


gen, die sich diesen anbiedern. 

Die Wurzeln des braunen AfD-Sumpfes lie- 
gen nicht nur in der extremen Rechten, son- 
dern vor allem auch in den Unionsparteien 
— Personalien wie die neu gewählten Bun- 
destagsabgeordneten Alexander Gauland 
und Martin Hohmann stehen dafür exem- 
plarisch. Diese Wurzeln wurden und wer- 
den aber weiterhin genährt von Unions- 
Politikern wie Strobl oder de Maiziere. Sie 
hetzen nicht aus Opportunismus, sondern 
aus Überzeugung. Das Argument des Baye- 
rischen Ministerpräsidenten und CSU-Vor- 
sitzenden Horst Seehofer, so die »rechte 
Flanke schließen« zu wollen, ist taktisch 
und zielt darauf ab den rechten Diskurs im- 
mer weiter hoffähig zu machen. Das ist of- 
fensichtlich, denn diese Strategie hat schon 
seit den Pogromen der 1990er Jahren im- 
mer wieder zu neuen Wahlsiegen, nicht der 
Unionsparteien, sondern von extremen 
Rechten geführt, begleitet von einer allge- 
meinen Rechtsentwicklung. Dass die Sozi- 
aldemokratie auf diesem Weg seit dem 
Großangriff auf das Asylrecht 1993 immer 
wieder willfährig sekundierte, hat zu ihrer 
heutigen Misere beigetragen. 


Die Linke 


All dem gegenüber muss sich Die Linke 
weiterhin entschlossen an der Seite der 
Schutzsuchenden positionieren. Diese Hal- 
tung war und ist kein Fehler, wie auch ein- 
zelne Stimmen innerhalb der Partei Die 
Linke nach der Bundestagswahl suggerie- 
ren, sondern menschliche Notwendigkeit 
und politische Folgerichtigkeit. Denn 
Flucht und Migration sind Konsequenzen 
der globalen ökonomischen Ungleichheit, 
von der Länder wie Deutschland dauerhaft 
profitieren. Die deutsche Politik trägt zu- 
dem mit Rüstungsexporten und Bundes- 
wehreinsätzen im Ausland sowie dem 


Schulterschluss mit Autokraten wie dem 
türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdo- 
gan selbst zur Vertiefung von Fluchtgrün- 
den bei, anstatt Fluchtursachen ernsthaft zu 
bekämpfen. 

Andererseits spitzt sich auch in Deutsch- 
land als reichem Land die soziale Frage im- 
mer weiter zu. Aber daran sind nicht 
Flüchtlinge schuld, wie die völkischen Het- 
zer der AfD behaupten, sondern dasselbe 
kapitalistische System, das weltweit Millio- 
nen in die Flucht treibt, Kriege verursacht 
und die menschliche Lebensgrundlage zer- 
stört. Die Linke muss daher wesentlich grö- 
ßere Anstrengungen zur Vermittlung dieser 
Positionen unternehmen, damit nicht 
Flüchtlinge gegen Erwerbslose oder deut- 
sche Arbeiter gegen Migranten ausgespielt 
werden. 


Ulla Jelpke ist innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion Die Linke im Deutschen Bun- 
destag 


https://www.jungewelt.de/artikel/318997.st 
eigp%C3%BCgelhalter.html 


(1) (SiG-Red.) s. SIG _Nr.118 und Nr. 119 


Hintergrund: Fluchtwege in EU 


Nach einem deutlichen Rückgang ist die 
Zahl der in Italien ankommenden Flüchtlin- 
ge innerhalb eines Tages wieder dramatisch 
angestiegen. Am 26.9. seien »insgesamt 
1.105 Migranten von italienischen und eu- 
ropäischen Schiffen im Mittelmeer gerettet 
worden«, schrieb der Sprecher der Interna- 
tionalen Organisation für Migration (IOM), 
Flavio Di Giacomo, am 27.9. auf Twitter. 


Die Regierung in Rom hatte in den letzten 
Monaten verstärkt Migranten von der 
Flucht nach Europa abgehalten, seit im Mai 


(fast 23.000) und Juni (rund 23.500) beson- 
ders viele im Mittelmeer Gerettete in Italien 
ankamen. Die italienische Marine arbeitet 
mittlerweile mit der libyschen Küstenwache 
zusammen. Erst am 26.9. wurde laut einer 
Erklärung der Organisation »Mission Lifeli- 
ne« erneut ein ziviles Rettungsschiff von ei- 
nem Boot der Küstenwache in internationa- 
len Gewässern angegriffen. 


Unterdessen hat die EU-Kommission die 
Absicht bekundet, mindestens 50.000 
Flüchtlingen in den kommenden beiden 
Jahren die legale Einreise zu ermöglichen. 
Profitieren sollen davon etwa Migranten 
aus Niger, dem Sudan, dem Tschad oder 
Äthiopien, wie die Brüsseler Behörde am 
Mittwoch erklärte. (...) Die EU-Staaten ha- 
ben mit ähnlicher Methodik seit Juli 2015 
lediglich rund 23.000 Menschen aufgenom- 
men. Es müsse Alternativen zur gefährli- 
chen »irregulären« Einreise geben, sagte 
EU-Migrationskommissar Dimitris Avra- 
mopoulos. »Deshalb sind mehr Möglichkei- 
ten zur legalen Einreise unbedingt notwen- 
dig — sowohl zum Schutz von Menschen als 
auch zu Studien- oder Beschäftigungszwe- 
cken.« 


(...) Beim Versuch, Flüchtlinge aus den 
Hauptankunftsländern Italien und Griechen- 
land in andere europäische Länder zu brin- 
gen, hat die EU ihr selbst gesetztes Ziel ver- 
fehlt. Im September 2015 hatten die EU- 
Staaten mehrheitlich beschlossen, bis zu 
120.000 Migranten binnen zwei Jahren auf 
andere Länder umzuverteilen. Aber nur bei 
etwa 29.000 Menschen ist das gelungen. 
Etwa 10.000 weitere Flüchtlinge sitzen 
indes weiter in Italien und Griechenland 
fest, obwohl sie die nötigen Bedingungen 
für die Aufnahme anderswo in Europa er- 
füllen. Genaue Zahlen dazu nennt die 
EU-Kommission nicht. (dpa/jW) 


Pro Asyl-Petition: Familien gehören zusammen! 
Flüchtlinge dürfen nicht über Jahre von ihren Angehörigen getrennt werden! 


Viele Flüchtlinge in Deutschland sind ge- 
zwungen, lange Zeit von ihren Familien ge- 
trennt zu leben. Die Situation ist unerträg- 
lich und muss geändert werden! 


Wir fordern alle Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestags dazu auf, die erzwungene 
Trennung von Flüchtlingsfamilien zu been- 
den. 

Die Aussetzung des Familiennachzugs für 
subsidiär Geschützte muss sofort aufgeho- 
ben werden! Das Visumsverfahren für 
nachzugsberechtigte Familienmitglieder 
muss beschleunigt werden! In Griechen- 
land gestrandete Familienangehörige müs- 
sen unverzüglich einreisen dürfen! 


Während ein Familienmitglied in Sicherheit 
ist, müssen die anderen um ihr Leben fürch- 
ten — dies ist das unverantwortliche Ergeb- 


nis einer Gesetzesverschärfung im Asylpa- 
ket II. Zum Hintergrund: Verfolgte, die aus 
Kriegsgebieten nach Deutschland fliehen, 
erhalten seit einiger Zeit häufig nur noch 
einen so genannten subsidiären Schutz. Im 
März 2016 beschloss die Bundesregierung, 
den Familiennachzug für diese Menschen 
bis März 2018 komplett auszusetzen. Erst 
nachdem diese Frist verstrichen ist, dürfen 
die Betroffenen überhaupt beantragen, ihre 
Angehörigen zu sich nach Deutschland zu 
holen. Diese Regelung ist unmenschlich. 
Und nicht nur das: Im schlimmsten Fall hat 
sie tödliche Folgen! 

Die Gefahr, der zurückgebliebene Familien 
in Kriegs- und Krisengebieten ausgesetzt 
sind, ist groß. Manche können nicht mehr 
warten und wagen sich sogar mit kleinen 
Kindern auf die gefährlichen Fluchtrouten. 
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Erst Ende März ertrank die Familie eines in 
Deutschland subsidiär Geschützten in der 
Ägäis. Nach über zwei Jahren Trennung 
hatte sich seine Frau mit ihren zwei kleinen 
Kindern zu ihm auf den Weg gemacht. 

(...) Dazu kommt: Tausende Flüchtlinge, 
deren Familienangehörige bereits in 
Deutschland sind, sitzen aktuell in Grie- 
chenland fest. Familien haben gemäß der 
Dublin-Verordnung einen Rechtsanspruch 
darauf, dass ihr Verfahren im gleichen EU- 
Staat durchgeführt wird. Trotzdem werden 
diese Überstellungen von Deutschland be- 
wusst verzögert, wie die öffentlich gewor- 
dene Korrespondenz zwischen dem griechi- 
schen Migrationsminister Mouzalas und In- 
nenminister de Maiziere zeigt (...). 

Mehr Details: 


www.proasyl.de/thema/familiennachzug/ 
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Attac Österreich 


Zivilgesellschaft schließt Solidaritätspakt 


Für soziale Sicherheit und Demokratie und gegen Angriffe auf zivilgesellschaftliches Engagement 


Wenige Tage vor der Nationalratswahl prä- 
sentierten Attac, epicenter.works, GLO- 
BAL 2000, Greenpeace, die Katholische 
ArbeitnehmerInnen Bewegung, ÖBV - 
Via Campesina Austria, die Plattform 
20000 Frauen, SOS Mitmensch, Süd- 
wind, die Volkshilfe und die Gewerk- 
schaft vida einen Solidaritätspakt für den 
Schutz und Ausbau von zivilgesellschaftli- 
chen Handlungsspielräumen, sozialer Si- 
cherheit, Menschenrechten und Demokra- 
tie. 

Ohne eine lebendige und von Millionen 
Menschen unterstützte Zivilgesellschaft und 
Gewerkschaften wäre es um Umweltschutz, 
Menschen- und ArbeitnehmerInnenrechte, 
soziale Gerechtigkeit, Gleichberechtigung 
und den Rechtsstaat in Österreich schlecht 
bestellt. Doch Angriffe auf viele dieser Er- 
rungenschaften und auf zivilgesellschaftli- 
ches Engagement und demokratische Hand- 
lungsspielräume werden immer häufiger. 
Dazu zählen: 

° Der Abbau von rechtsstaatlichen Garanti- 


en, Grund- und Menschenrechten 

« Einschränkungen der Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit, offline und online 

« Politische Einflussnahme auf die unab- 
hängige Justiz sowie Angriffe und Anzeigen 
gegen RichterInnen 

Die Verschärfung von Überwachungsmaß- 
nahmen 

° Die Diskreditierung von NGOs, die Kür- 
zung von Förderungen oder die Drohung, 
ihnen Geld zu entziehen 

«Die Kriminalisierung von politischer Akti- 
vität und legitimen Formen des Protests 

° Der Versuch, bei unliebsamen Gerichts- 
entscheidungen die Verfassung zu ändern, 
um andere politisch gewollte Ergebnisse 
herbeizuführen 

« Angriffe auf die demokratisch legitimier- 
ten Interessenvertretungen der Arbeitneh- 
merInnen und die innerbetriebliche Mitbe- 
stimmung 

° Der Abbau von ArbeitnehmerInnenrechten 
und Angriffe auf den Sozialstaat 

° Das Schüren von Vorurteilen gegen Be- 


Attac Österreich 


völkerungsgruppen 


„Wir rechnen auch in Zukunft mit weiteren 
Angriffen dieser Art. Mit dem Solidaritäts- 
pakt verpflichten wir uns gemeinsam unsere 
Stimme für die Demokratie, grundlegende 
Rechte sowie die rechtlichen, wirtschaftli- 
chen und sozialen Rahmenbedingungen für 
zivilgesellschaftliches Handeln zu erheben. 
Wir werden dabei auch solidarisch Bei- 
stand leisten und aktiv werden - vor allem, 
wenn einzelne Bevölkerungsgruppen oder 
Organisationen staatlicher Repression aus- 
gesetzt sind", erklären die Organisationen. 
Für eine funktionierende Demokratie müs- 
sen die Grundrechte der gesamten Bevölke- 
rung geschützt werden. Demokratische 
Freiräume und eine aktive und starke Zivil- 
gesellschaft sind mehr denn je notwendig, 
um solidarische und emanzipatorische Ant- 
worten auf die gegenwärtigen Krisen zu 
entwickeln. 

Langfassung des Solidaritätspakts unter: 


http://bit.1y/2xU4wGK 


Amazon verurteilt: Kommission bekämpft Symptome, nicht Ursachen 


Gerechte Konzernbesteuerung: EU droht 
völlig zu scheitern 

Die EU-Kommission hat heute entschieden, 
dass Amazon 250 Millionen Euro an unzu- 
lässigen Steuervergünstigungen an Luxem- 
burg zurückzahlen muss. 

Attac begrüßt diese Entscheidung, weist je- 
doch darauf hin, dass damit nur die Sym- 
ptome, nicht aber die Ursachen der Steuer- 
vermeidungsstrategien multinationaler 
Konzerne angegriffen werden. Das europäi- 
sche Wettbewerbsrecht reicht jedenfalls für 
Attac nicht aus um dem Steuerdumping der 
Konzerne wirkungsvoll zu begegnen. „Das 
gesamte System internationaler Besteue- 
rung ist weiterhin faul“, erklärt David 
Walch von Attac Österreich. „Solange nur 
Einzelfälle sanktioniert werden und die Re- 
gierungen die Komplizen der Konzerne 
bleiben, werden diese ihre Steuertricks auf 
Kosten der Allgemeinheit fortführen (1). 
Die Regierungen müssen sich daher endlich 
von der Ideologie der ruinösen Steuerkon- 
kurrenz verabschieden.“ 


Attac fordert öffentliche Finanzberichte 
Weiterhin sind alle Informationen über die 
Steuerleistungen internationaler Unterneh- 
men grundsätzlich geheim — unterstützt üb- 
rigens von den Regierungen Österreichs 
und Deutschlands (2). Attac fordert, dass 
Unternehmen offenlegen, wo sie weltweit 
ihre Umsätze und Gewinne machen und 
wieviel Steuern sie zahlen. Aktuelle Vor- 
schläge der EU-Kommission dazu sind un- 


zureichend (3). 

Gerechte Konzernbesteuerung: EU droht 
völlig zu scheitern 

Auf Basis dieser öffentlichen Finanzberich- 
te fordert Attac eine einheitliche Bemes- 
sungsgrundlage für die Körperschaftssteuer 
mit verpflichtenden Mindeststeuersätzen in 
der EU. Die aktuellen Pläne der EU und der 
Regierungen diesbezüglich sind aus vielen 
Gründen völlig unzureichend. Vor allem 
wird eine einheitliche Bemessungsgrund- 
lage ohne Mindeststeuersätze die ruinöse 
Steuerkonkurrenz in der EU noch weiter 
anheizen, warnt Attac. (4) 

(1) Bestes Beispiel dafür: Das als Folge der 
Bankenrettung hoch verschuldete Irland will 
Einspruch gegen ein ähnliches Urteil im Falle 
Apples eingelegt. EU-Kommissarin Vestager 
kündigte heute an, den Europäischen Ge- 
richtshof anzurufen, da Irland sich nach wie 
vor weigert, 13 Milliarden Euro von Apple zu- 
rückzufordern. Luxemburg schließt weiterhin 
sogenannte „Sweetheat-Deal“ mit Konzernen 
ab und geht gerichtlich gegen jene Whist- 
leblower vor, denen wir die Informationen 
über die Steuertricks von Konzernen verdan- 
ken. 

(2) Siehe: Schelling blockiert EU-Steuertrans- 
parenz von Konzernen: 

(3) Siehe:_attac at 12. April 2016 

(4) Die Idee, Gewinne (in der EU tätiger) 
Konzerne auf einer gemeinsamen Basis zu er- 
mitteln, nach Wertschöpfung den Ländern zu- 
zuordnen und dann zu besteuern, existiert auf 
EU-Ebene bereits seit 2011: Die „Gemeinsa- 
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me Konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemes- 
sungsgrundlage“ (GKKB). Doch in der Um- 
setzung droht die EU völlig zu scheitern. 
Nichts wissen wollte man von Anfang an von 
Mindeststeuersätzen, die verhindern würden, 
dass die GKKB den Steuerwettlauf nach unten 
auf die Ebene der Steuersätze verlagern wür- 
den. Und schon in den ursprünglichen Plänen 
sollten Konzerne auch Verluste gegenrechen 
und frei wählen können, ob sie mittels GKKB 
bilanzieren. Damit würden aber nur jene Un- 
ternehmen mitmachen, die sich eine Steuerre- 
duktion erwarten. 

Noch problematischer ist das aktuelle Vorha- 
ben, nur mehr Tochterfirmen IN der EU zu er- 
fassen. Damit würden ausgerechnet Verschie- 
bungen in Steueroasen unbehelligt blieben, 
was das Konzept ad absurdum führt. Zuletzt 
drohte die GKKB zu einem bloßen Torso na- 
mens GKB zu verkommen. Nun soll nur mehr 
die Berechnung der Steuerbasis in der EU har- 
monisiert werden, die Konsolidierung (das 
zweite „K“) und somit faire Aufteilung und 
Besteuerung der Gewinne aber zu einem spä- 
teren Zeitpunkt beschlossen werden. Die Ge- 
fahr ist groß, dass das nie erfolgen wird. 





Attac Österreich 

Die Beratergruppen der Europäischen 
Zentralbank werden von globalen Fi- 
nanzkonzernen dominiert — das zeigt 
eine neue Studie der Brüsseler NGO Cor- 
porate Europe Observatory. 508 von 517 
verfügbaren Sitzen in den Beratergruppen 
sind VertreterInnen von Finanzinstituten 
zugewiesen, das sind mehr als 98 Prozent. 











Ele DV ee ne 


Volker Hermsdorf 


Che Guevara: Ein Leben fur die Revolution 


Vor 50 Jahren wurde Che Guevara in Bolivien auf Befehl der CIA ermordet 


»Che hat mir den Weg gewiesen«, beendet 
der heute 83jährige Schweizer Soziologe 
Jean Ziegler gern eine Anekdote über ein 
Gespräch mit Ernesto Guevara. Ziegler war 
während einer Weltzuckerkonferenz in 
Genf im Jahr 1964 für zwölf Tage der Fah- 
rer des damaligen kubanischen Industriemi- 
nisters. Als der Schweizer diesen am Vor- 
abend seiner Abreise mit den Worten an- 
sprach »Comandante, ich möchte mit euch 
gehen«, stand Guevara am Fenster eines 
Hotels und schaute über das abendliche 
Genf. »Siehst du diese Stadt«, sagte er. 
»Das ist das Gehirn des Monsters. Da bist 
du geboren, da musst du kämpfen.« Ziegler 
ist überzeugt davon, dass der Kampf, in 
dem der Revolutionär Che Guevara am 9. 
Oktober 1967 in Bolivien auf Befehl der 
CIA ermordet wurde, angesichts der »kan- 
nibalischen Weltordnung, in der wir leben« 
noch heute gerechtfertigt ist. 50 Jahre nach 
dem Tod des zur Legende gewordenen Co- 
mandante stehe sein Beispiel noch immer 
für die Hoffnung von Millionen Menschen, 
dass eine andere Welt möglich sei. 


Medizin ist nicht genug 


Das kurze Leben des Ernesto Rafael Gue- 
vara de la Serna, der am 14. Juni 1928 in 
der argentinischen Industriestadt Rosario 
als ältestes von fünf Kindern auf die Welt 
kam, war nicht das eines romantischen Hel- 
den, sein Tod nicht der eines Märtyrers. 
(...) Als seine Großmutter 1946 an Krebs 
verschied und er 17 Tage lang an ihrem 
Sterbebett gewacht hatte, beschloss er, ein 
Heilmittel gegen die Krankheit zu finden, 
um andere davor zu bewahren. 1947 imma- 
trikulierte Ernesto sich an der medizini- 
schen Fakultät der Universität von Buenos 
Aires und bewältigte das Pensum eines 
sechsjährigen Studiums, obwohl er seit dem 
zweiten Lebensjahr schwer an Asthma litt, 
in drei Jahren. Er verließ Argentinien, be- 
reiste mit einem Freund auf dem Motorrad 
Südamerika und träumte von großen Taten, 
die er vollbringen wollte. »Als er dann je- 
doch die Wirklichkeit auf unserem Konti- 
nent, die Armut seiner Völker und die Aus- 
beutung, der sie unterworfen sind, erlebte, 
reifte der junge Mann und entwickelte sich 
zu einem sozialen Wesen«, urteilte die 1960 
in Havanna geborene Tochter Aleida Gue- 
vara später über diese Zeit im Leben ihres 
Vaters. In Ernesto keimte die Überzeugung, 
so schrieb er selbst, dass es etwas gab, das 
»ebenso wichtig ist, wie ein berühmter For- 
scher zu sein oder einen bedeutenden Bei- 
trag zur Medizin zu leisten, nämlich jenen 
Menschen zu helfen, die durch Unterernäh- 
rung und dauernde Unterdrückung ernied- 
rigt werden«. 


Trotz solcher Überlegungen promovierte 
Ernesto Guevara 1953 mit einer Dissertati- 
on über Allergien zum Doktor der Medizin. 
Er verzichtete jedoch auf eine bürgerliche 
Karriere als Arzt und reiste über Bolivien, 
Peru und Ecuador nach Guatemala, wo Prä- 
sident Jacobo Ärbenz Guzmän Ländereien 
des US-Konzerns United Fruit Company 
verstaatlicht und an landlose Bauern über- 
geben hatte. In Guatemala erhielt der junge 
Idealist nach seiner Motorradtour eine 
zweite Lektion, die sein weiteres Leben 
prägen sollte. Mit Hilfe der CIA initiierte 
das noch heute unter dem Namen Chiquita 
existierende Obst- und Gemüseunterneh- 
men 1954 einen Putsch. US-Bomber zer- 
störten seinen Iraum von sozialen Verände- 
rungen, die den Menschen ein Leben in 
Würde ermöglichen sollten. Vergeblich ver- 
suchte er gemeinsam mit anderen den Wi- 
derstand gegen die United Fruit und die In- 
vasoren zu organisieren. »In Guatemala war 
es notwendig gewesen zu kämpfen, aber 
fast niemand kämpfte«, beklagte er später. 
Die Erfahrungen, so meinte sein jüngerer 
Bruder Juan Martin Guevara später, ließen 
in ihm einen definitiven Entschluss reifen: 
»Medizin war nicht genug, um die Mensch- 
heit zu heilen.« 


Bekanntschaft mit den Castros 


Auf der Flucht vor den Mörderbanden der 
Putschisten landete Ernesto Guevara in Me- 
xiko, wo er die Bekanntschaft Raül Castros 
machte. Der ebenfalls im Exil lebende jun- 
ge Kubaner studierte wie er die Werke von 
Marx, Engels und Lenin, um Erklärungen 
für die sozialen Probleme sowie Anregun- 
gen zu deren Überwindung zu finden. Als 
Raül den Freund an einem Tag im Juli 1955 
seinem älteren Bruder Fidel vorstellte, dis- 
kutierten die beiden die ganze Nacht hin- 
durch. Fidel Castro stellte in Mexiko eine 
Rebellengruppe zusammen, um die Rück- 
kehr nach Kuba vorzubereiten. In Erinne- 
rung an den gescheiterten Überfall auf die 
im Osten Kubas gelegene Moncada-Kaser- 
ne zwei Jahre zuvor erhielt sie den Namen 
»Bewegung 26. Juli«. Ernesto, so bat Ca- 
stro, sollte sich der Truppe als Feldarzt zur 
Verfügung stellen. 

Schon bald beteiligte sich der Argentinier 
am militärischen Training unter dem Kom- 
mando von Oberst Alberto Bayo, einem er- 
fahrenen Ausbilder, der im spanischen Bür- 
gerkrieg auf seiten der Republikaner gegen 
die Franco-Faschisten gekämpft hatte. Als 
am 25. November die Yacht »Granma« mit 
82 Guerilleros an Bord vom mexikanischen 
Tuxpan aus gen Kuba in See stach, war 
auch Guevara an Bord. 
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In den Bergen der Sierra Maestra wurde er 
zum »Che«. Seine Gefährten hatten ihm 
den Namen verpasst, weil er als Argentinier 
jedem Satz am Ende »che« (»Hör mal!« 
oder »Mann!«) hinzufügte. Er selbst emp- 
fand seinen Spitznamen als Ehre, denn 
»Che« steht im Süden Argentiniens und 
Chiles auch für die indigenen Ureinwohner 
vom Stamm der »Mapuche« und bedeutet 
»Menschen der Erde«. 

In den Bergen der im Osten Kubas gelege- 
nen Sierra Maestre traf Che auf ausgehun- 
gerte und unterernährte Kinder, von denen 
der Großteil nicht wusste, wie Milch 
schmeckt. Die Verhältnisse vor allem im 
ländlichen Kuba waren katastrophal. Ledig- 
lich vier Prozent der Kubaner konsumierten 
Fleisch. Eine medizinische Versorgung auf 
dem Land war de facto inexistent. Der di- 
rekte Kontakt mit dem Elend des Volkes 
spornte Ches Kampfgeist weiter an. Im Juli 
1957 wurde er von Fidel Castro wegen sei- 
ner Umsicht, Entschlusskraft und Durchset- 
zungsfähigkeit zum Comandante ernannt. 
Am 29. Dezember 1958 nahm Che Guevara 
mit seiner nur 300 Mann starken Einheit die 
Stadt Santa Clara gegen 5.000 von den 
USA unterstützte Batista-Soldaten ein. Da- 
mit war der Weg nach Havanna frei. Nach 
einem zweijährigen erbitterten Kampf hat- 
ten die Rebellen die Schreckensherrschaft 
des Diktators Batista und seiner korrupten 
Clique gebrochen. Am 1. Januar 1959 floh 
Batista in die Dominikanische Republik. 
Kurz darauf zog die Guerilla als umjubelter 
Sieger in der Hauptstadt ein. 

Che Guevara wurde einen Monat später der 
Ehrentitel »von Geburt an kubanischer 
Staatsbürger« verliehen. In den folgenden 
fünf Jahren der Festigung des Revolutions- 
sieges, der Abwehr konterrevolutionärer 
Anschläge, der Vereinigung der Sierra- 
Maestra-Kämpfer mit der Kommunisti- 
schen Partei und der Annäherung an das so- 
zialistische Lager erwies er sich dieser Ehre 
als würdig. Er arbeitete im Institut für 
Agrarreform, als Präsident der National- 
bank und ab 1961 als Industrieminister. Ne- 
ben Raul Castro wurde er zur treibenden 
Kraft der Agrarreform und der Verstaatli- 
chung der US-Monopolgesellschaften. 


Gegner der Kubanischen Revolution und 
westliche Biographen werfen Guevara seine 
Rolle bei der Verfolgung und Verurteilung 
von Anhängern der Batista-Diktatur vor. 
Tatsächlich wurde jedoch nach dem Sieg 
der Rebellen im Volk die Forderung nach 
Bestrafung der Folterknechte und anderer 
Täter des verhassten Regimes immer lauter 
erhoben. Am 22. Januar 1959 versammelten 
sich rund eine Million Menschen vor dem 
ehemaligen Präsidentenpalast in Havanna 


le DI a 


und verlangten die Abrechnung mit den 
Mördern der Diktatur. Die Rebellenführer 
fürchteten, dass sich Szenen wie nach dem 
Sturz des Diktators Gerardo Machado im 
Jahr 1933 wiederholen könnten, als dessen 
Anhänger von den wütenden Massen aus 
ihren Häusern geholt und durch die Straßen 
geschleift worden waren. Über das Radio 
warnten sie die Bürger vor ähnlichen Ra- 
cheaktionen. Die Revolutionsführer ver- 
sprachen, die Beschuldigten vor Gericht zu 
stellen und zur Verantwortung zu ziehen. In 
Diskussionen wurde an die Nürnberger Pro- 
zesse gegen die Kriegs- und Naziverbrecher 
in Deutschland erinnert. Auch Batistas 
Schergen sollten ordentliche Gerichtsver- 
fahren und das Recht auf Verteidigung er- 
halten. In öffentlichen Prozessen, an denen 
Beobachter und Journalisten aus aller Welt 
teilnahmen, wurden die Anklagen verlesen, 
Zeugen angehört und schließlich die Urteile 
verkündet. Rund 500 Vertreter des alten 
Unterdrückungsapparates erhielten die To- 
desstrafe. Die Erschießungen führten zu ei- 
ner internationalen Protestwelle. Noch heu- 
te schlachten Gegner der Revolution die 
Exekutionen aus, um auf das angeblich ver- 
brecherische Wesen des »Castro-Regimes« 
hinzuweisen. Fidel Castro selbst räumte 
später Fehler, verteidigte die Gerichtsver- 
fahren und Exekutionen aber grundsätzlich 
mit dem Hinweis, dass es nur deshalb »kei- 
ne persönlichen Rachefeldzüge« und »keine 
Lynchjustiz« gegeben habe. 


Kritik an der UdSSR 


Drei Monate nach dem gescheiterten Inva- 
sionsversuch exilkubanischer CIA-Söldner 
vom 17. April 1961 sagte Guevara dem 
DDR-Schriftsteller Eberhard Panitz »Das 
hier war nur ein kleines Gefecht, kein 
Krieg, keine Konterrevolution. Aber dass 
wir es geschafft haben, dass weder ein 
Krieg, noch eine Konterrevolution daraus 
geworden ist, das sollte man zur Kenntnis 
nehmen und sich überall gut merken.« 


Nachdem Fidel Castro die Kubanische Re- 
volution zu einer sozialistischen erklärt hat- 
te, verhängten die USA die bis heute gelten- 
de und mehrfach verschärfte Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzblockade gegen die In- 
sel. In einer vielbeachteten Rede vor der 
UN-Vollversammlung kritisierte Che Gue- 
vara am 11. Dezember 1964 die atomare 
Bewaffnung der NATO-Länder und vertei- 
digte das Recht der Völker auf Selbstbe- 
stimmung. Kuba sei einer der »Schützen- 
gräben für die Freiheit, nur wenige Schritte 
vom nordamerikanischen Imperialismus 
entfernt«. 


Im eigenen Land versuchte Che Guevara 

selbst ein Beispiel für das propagierte Leit- 
bild des »neuen Menschen« zu geben. Statt 
für sich oder seine Angehörigen Vergünsti- 


gungen in Anspruch zu nehmen, beteiligte 
er sich auch als Minister an freiwilligen Ar- 
beitseinsätzen, förderte nichtmonetäre An- 
reize und die Bildung. »Wir bekämpfen Ar- 
mut, aber auch Entfremdung«, erklärte er. 
(...) Im Sommer 1960 verärgerte Che die 
Regierung der Sowjetunion mit einer Reise 
in die Volksrepublik China und der Unter- 
zeichnung eines Handelsvertrages. Ende 
1960 legte er bei einem Besuch in Moskau 
gegen den Willen der Gastgeber Blumen 
am Grab Josef Stalins nieder. 

Eine Rede in Algier auf einer internationa- 
len Konferenz verschiedener afrikanischer 
und asiatischer Staaten schlug einige Jahre 
später hohe Wellen: Am 24. Februar 1965 
warf Guevara der UdSSR vor, sich in man- 
chen Fragen wie ein kapitalistisches Land 
zu verhalten und die revolutionären Befrei- 
ungsbewegungen in der sogenannten dritten 
Welt nicht ausreichend zu unterstützen. 
»Fidel und die gesamte Parteiführung wa- 
ren gar nicht so ganz anderer Meinung als 
Ernesto, aber Fidel stand unter Druck. Der 
Staatschef war immer noch er«, berichtet 
Ches Bruder Juan Martin in seinem jüngst 
veröffentlichten Buch (»Mein Bruder 
Che«). Westliche Politiker und Medien spe- 
kulierten sofort über ein »Zerwürfnis« zwi- 
schen den beiden Revolutionären. An dieser 
»alten Fabel«, die bis heute immer wieder 
aufgewärmt wird, sei absolut nichts dran, 
versichert jedoch Ches Tochter Aleida. »Als 
sich Fidel und mein Vater in Mexiko ken- 
nenlernten, schloss sich mein Vater der Ex- 
pedition nach Kuba unter der Bedingung 
an, dass er nach dem Sieg der Revolution 
seinen eigenen Weg gehen dürfe.« 


Nach der Rückkehr von seiner letzten offi- 
ziellen Staatsreise nach Algerien habe Che 
Fidel dann in einer längeren Unterredung 
mitgeteilt, dass er die Revolution andern- 
orts fortsetzen wolle, schreibt Juan Martin 
Guevara. »Du kannst anderswo keine Revo- 
lution machen, weil du als Kopf der hiesi- 
gen weitermachen musst. Ich aber kann 
das«, habe sein Bruder zu Fidel gesagt. 
Aleida berichtet, dass Fidel ihm während 
dieses Gesprächs ein Hilfsgesuch von einer 
kongolesischen Befreiungsbewegung um 
Laurent-Desire Kabila vorgelegt habe. Bald 
schon wurde eine von Che geleitete Gruppe 
kubanischer Freiwilliger in den Kongo ge- 
schickt. Zahlreiche Dokumente belegen, 
dass Guevara, so schreibt Aleida, »in diesen 
Monaten permanent Rücksprache mit Fidel 
hielt, der die Truppe mit allen zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln unterstützt hat«. 
Das »Bolivianische Tagebuch« ihres Vaters 
belege außerdem, so Aleida Guevara, dass 
»mein Vater in Bolivien bis zuletzt mit 
»Manila«, das war ja das Codewort für 
Kuba, in Kontakt« stand. 


Dorthin war Che nach seiner enttäuschten 
Rückkehr aus dem Kongo 1966 mit einer 


Gruppe bewaffneter kubanischer Kämpfer 
aufgebrochen. Aber auch hier scheiterte der 
Versuch, die kubanischen Guerillaerfahrun- 
gen zu übertragen. Ches Kampf in Bolivien 
war aussichtslos. Nachdem die inzwischen 
zu »Tania la Guerillera« gewordene Tamara 
Bunke, die zur Nachhut der Partisanen ge- 
hörte, bereits am 31. August 1967 am Rio 
Grande im Kugelhagel der bolivianischen 
Regierungssoldaten gefallen war, wurde am 
8. Oktober 1967 auch Che als Anführer der 
Hauptgruppe festgenommen. Der für die 
CIA arbeitende Exilkubaner Felix RodrI- 
guez flog daraufhin extra nach Bolivien, um 
ihn zu verhören. Einen Tag später wurde 
Ernesto Che Guevara ohne Gerichtsver- 
handlung auf Befehl von Rodriguez von 
dem Soldaten Mario Teran Salazar in der 
Gemeindeschule des Ortes La Higuera er- 
schossen. Man schnitt ihm beide Hände ab 
und verscharrte die Leiche. Der von der 
CIA gedungene Mörder Rodriguez wurde 
für »besondere Tapferkeit« mit einem Or- 
den ausgezeichnet wurde. Er lebt heute un- 
behelligt in den USA und wird von den al- 
ten Batista-Anhängern in Miami und den 
von Washington finanzierten Systemgeg- 
nern auf Kuba verehrt. 


Aus einem Guss 


Es ist nicht genau bekannt, wann Che das 
von ihm sehr geschätzte Buch »Wie der 
Stahl gehärtet wurde« des sowjetischen 
Schriftstellers Nikolai Ostrowski zum ers- 
ten Mal las. Doch wie dessen Held Pawel 
Kortschagin lebte auch er so, dass er im 
Sterben hätte sagen können: »Mein ganzes 
Leben, meine ganze Kraft habe ich dem 
Herrlichsten in der Welt - dem Kampf für 
die Befreiung der Menschheit — geweiht.« 
Fidel Castro würdigte seinen Freund, Ge- 
nossen und Kampfgefährten nach dessen 
Tod mit den Worten: »Als Che fiel, vertei- 
digte er keine anderen Interessen, keine an- 
dere Sache als die der Ausgebeuteten und 
Unterdrückten dieses Kontinents, die der 
Armen und Gedemütigten dieser Erde.« 


Jahre später begründete der französische 
Philosoph Jean-Paul Sartre seine Bewunde- 
rung für Che Guevara damit, dass bei ihm 
»Wort und Tat aus einem Guss sind«. Ches 
Tochter Aleida Guevara sieht das ganz ähn- 
lich. Das ungebrochen große Interesse am 
Denken und Wirken ihres Vaters, die anhal- 
tende Begeisterung für seinen Kampf resul- 
tiert ihrer Meinung nach auch aus der Ent- 
täuschung vieler Menschen über die Unehr- 
lichkeit und die Manipulationen in der heu- 
tigen Politik. »Mein Vater sagte immer, was 
er dachte und tat das, was er sagte«, so 
Aleida Guevara. Ähnlich wie ihr Vater vor 
53 Jahren führte sie in einem Interview aus: 
»Die beste Hilfe für Kuba wäre ein Durch- 
bruch der Linken in den kapitalistischen 
Zentren.« 


In JungeWelt am 9.10.2017 erschienen - Hinweis: Aleida Guevara "Das Erbe von Che ist lebendig" 
Anlässlich des Todestages von Che Guevara am 9. Oktober 1967 sprach Amerika21 mit seiner Tochter Aleida Guevara (Interview: Sergio Ferrari) Amerika21 


Sand im Getriebe Nr. 125, 28.10.2017 


Ele DA an 


Eduardo Lucita 


WTO-Konferenz in Argentinien - Stüurmisches Klima zu erwarten 


Auf der 11. Ministerkonferenz der WTO soll 
ein neues Diskussionsfeld eröffnet werden: 
der Elektronische Handel (E-Commerce) 


Inmitten eines Rückgangs der Handelsströ- 
me und zu einem Zeitpunkt, da die Doha- 
Runde und die Welthandelsorganisation 
(WTO) selbst seit Jahren festgefahren sind, 
wird im Dezember in Buenos Aires die Mi- 
nisterkonferenz der WTO tagen. Der elek- 
tronische Handel wird zu einem neuen Feld 
der Auseinandersetzungen. 

Die WTO, die im Jahre 1995 geschaffen 
und aus 164 Mitgliedern (Länder und Zoll- 
vereinigungen), besteht, ist eine aus der 
neoliberalen Hegemonie der neunziger Jah- 
re hervorgegangene Institution. Auf ihrer 
vierten Ministerkonferenz im Jahre 2001 
startete die Doha-Runde, deren explizite 
Ziele — vorangetrieben durch die großen 
multinationalen Unternehmen - in der 
“Teilhabe der Entwicklungsländer an den 
Vorteilen des freien Welthandels sowie an 
der Erweiterung dieser Liberalisierung“ 
bestehen. Obgleich ihre Gründung in die 
Phase der Erholung der Weltwirtschaft und 
des Wachstums des Welthandels fiel, wird 
sie sehr durch Interessenkonflikte bestimmt. 


Strittige Fragen 

Von Beginn an haben die USA von der Eu- 
ropäischen Union (EU) gefordert, ihre 
Agrarzölle zu senken. Eine Gruppe von 
Ländern (EU, Brasilien, Indien) fordert ih- 
rerseits von den USA die Reduzierung ihrer 
Agrarsubventionen; die USA wiederum for- 
dern von der EU die Modifizierung ihrer 
gemeinsamen Agrarpolitik und zudem die 
Senkung der finanziellen Unterstützung für 
die Landwirte. Die europäische Gemein- 
schaft kann dieser Forderung nicht nach- 
kommen, da neben der Einbindung der Län- 
der Osteuropas die nationalen Widersprü- 
che auf der Tagesordnung stehen, die auf- 
grund der Agrarzuschüsse eine wichtige 
Rolle in den politischen Übereinkommen 
spielen. Gleichzeitig fordern die Länder des 
fortgeschrittenen Kapitalismus als "Aus- 
gleich" für die Senkung der Subventionen, 
dass die weniger entwickelten Länder ihre 
Handels- und Industriemärkte noch mehr 
öffnen und die Beschränkungen für auslän- 
dische Investitionen aufheben. 

Bei den bisherigen Treffen ging es um die 
Errichtung von speziellen Schutzmechanis- 
men für die Entwicklungsländer, die gerade 
von ihren Kernländern vorgeschlagen wur- 
den (unter anderem China, Indien, Südafri- 
ka, Brasilien, Argentinien). Die USA stell- 
ten sich diesen Maßnahmen mit dem Argu- 
ment entgegen, dass damit protektionisti- 
schem Missbrauch Tür und Tor geöffnet 
werden könnte, während Indien deren Ver- 


teidigung anführte und Diskussionen um 
Ernährungssouveränität, den Erhalt ihrer In- 
dustrien und die Verteidigung der Binnen- 
märkte auf die Tagesordnung setzte. 

So sind die Versuche des Allgemeinen Ra- 
tes der WTO, die festgefahrene Situation zu 
überwinden, in die die multilateralen Ver- 
handlungsrunden aufgrund des Überein- 
kommens zu "Handelserleichterungen" — 
schrittweiser Abbau der Subventionen und 
Zollrechte — geraten waren, gescheitert und 
es scheint im Moment auch so, dass kein 
konkretes Vorankommen zu erwarten ist. 


Wenn dem so ist und abgesehen von den 
allgemeinen Zielen der Liberalisierung des 
internationalen Handels, worauf werden 
sich die Diskussionen in Argentinien kon- 
zentrieren? 


Neue Kontroversen 

Während sich die bisherigen Diskussionen 
um Subventionen, Zölle auf landwirtschaft- 
liche Produkte und die Öffnung der nicht- 
landwirtschaftlichen Märkte drehten, soll 
auf der nächsten Ministerkonferenz ein neu- 
es Diskussionsfeld eröffnet werden: der 
Elektronische Handel (E-Commerce). Nach 
mehreren Jahren, in denen die WTO die 
Diskussionen über den Freihandel nicht 
fortgeführt hatte, müssen sich die großen 
Unternehmen in der internationalen Organi- 
sation neu positionieren, auch angesichts 
der Stagnation, in die die Transpazifische 
Partnerschaft (TIPP) aufgrund der Entschei- 
dung von Donald Trump geraten ist, dass 
sich die USA aus selbiger zurückziehen. 
Am meisten daran interessiert ist der Sektor 
der Spitzentechnologie, dem fünf der sieben 
weltweit größten Unternehmen angehören, 
die die Normen für den Datenhandel flexi- 
bilisieren möchten. Eines der Hauptargu- 
mente derer, die Regelungen zur Begünsti- 
gung des Elektronischen Handels vor- 
schlagen, ist, dass damit die Entwicklung 
der kleinen und mittleren Unternehmen auf 
diesem Gebiet vorangetrieben würde, die 
laut dem Generaldirektor der WTO, Rober- 
to Azevedo, “zu erfolgreichen internationa- 
len Händlern werden könnten”. Doch selbst 
wenn die kleinen und mittelständischen Un- 
ternehmen diesen Wettbewerb aufnähmen, 
wäre es mehr als wahrscheinlich, dass die 
wichtigsten Technologiekonzerne ihre oli- 
gopolistische Macht geltend machen. 

Der Konflikt besteht zwischen den USA 
und der Europäischen Union (EU). Die eu- 
ropäischen Länder haben einige der welt- 
weit höchsten Standards in Bezug auf den 
persönlichen Datenschutz, während die 
USA überhaupt keinen Schutz haben. Sie 
versuchen daher, eine spezielle Klausel für 
Unternehmen wie Facebook, Google, Ama- 
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zon, FedEx und andere einzuführen, damit 
diese auf europäischem Territorium agieren 
können. 


Meinungen 

Die Expertin Evelin Heiden meint auf unse- 
re Frage, dass "die Technologieunterneh- 
men versuchen, ihre Selbstregulierungspra- 
xis zu festigen und weltweit die Gesetze 
zum persönlichen Datenschutz zu flexibili- 
sieren; dafür müssen sie diese als Handels- 
hindernis darstellen". 

Deborah James, Koordination des weltwei- 
ten Netzwerkes “Unsere Welt ist nicht zu 
verkaufen”, sagt: "Normen festzulegen, die 
es den Unternehmen erlauben, weltweit un- 
eingeschränkt Daten zu übermitteln, würde 
künftig für immer das Recht der Länder 
verwirken, sich ihre eigenen Daten und In- 
formationen künftig zunutze zu machen. 
Was sie 'Lokalisierungshindernisse' nennen, 
sind in Wirklichkeit Instrumente der Län- 
der, um in ihrer eigenen Entwicklung vor- 
anzukommen." 

Der internationale Datenaustausch wird 
möglicherweise die Hauptachse sein, um 
die sich die Diskussionen auf der 11. Minis- 
terkonferenz drehen und je nachdem, was 
beschlossen wird, wird unsere technologi- 
sche Abhängigkeit wachsen und die natio- 
nale Souveränität von Ländern wie dem un- 
seren noch mehr geschwächt. Im Moment 
verfügen die Mitglieder der WTO nicht 
über das Mandat, neue Normen des Elektro- 
nischen Handels zu formulieren. Werden sie 
es in Buenos Aires erhalten? 


Widerstände 

Diese ungelösten Diskussionen und Dispute 
halten die Doha-Runde und die WTO selbst 
in Intensivtherapie. Dem Allgemeinen Rat 
ist es nicht gelungen, die wichtigsten um- 
strittenen Punkte zu entzerren, da die 
großen Länder und Unternehmen auf ihre 
Interessen pochen und lediglich vor- 
schlagen, das Freihandelsmodell fortzufüh- 
ren und auszubauen. Gleichzeitig wachsen 
die protektionistischen Tendenzen und der 
Widerstand in zahlreichen Ländern. 


Die am 24. Juni dieses Jahres in Buenos Ai- 


res beim "Nationalen Treffen gegen die 


Welthandelsorganisation" versammelten so- 
zialen Netzwerke und Organisationen (...) 


haben die Völker der Welt zur Mobilisie- 
rung im Zusammenhang der 11. Minister- 
konferenz aufgerufen (...) 


Eduardo Lucita aus Argentinien ist Mit- 
glied des Kollektivs „Linke Ökonomen“ 
(Economistas de Izquierda, EDI) 
https://amerika21.de/analyse/183149/wto- 
beratung-argentinien. 
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Aufruf zum Protest in Argentinien 
Im Dezember sagen wir Nein zur WTO, 
der Förderin der Liberalisierung 


WIR STELLEN UNS DEM TREFFEN 
DER WELTHANDELSORGANISATION 
(WTO) IN BUENOS AIRES ENTGEGEN 


Die sozialen, gewerkschaftlichen, politi- 
schen, territorialen, studentischen, Men- 
schenrechts-, Frauen-, Bauern-, und antiex- 
traktivistischen Organisationen und Netz- 
werke, versammelt auf dem nationalen Vor- 
bereitungstreffen gegen die Welthandelsor- 
ganisation am 24. Juni in Buenos Aires, ru- 
fen die Gemeinschaften der Welt auf, sich 
im Rahmen der 11. Ministerkonferenz der 
Welthandelsorganisation, die vom 10. bis 
13. Dezember 2017 in Argentinien stattfin- 
den wird, zu mobilisieren. 

Gleichermaßen laden wir zur Durchführung 
eines Gipfels der Gemeinschaften in Bue- 
nos Aires ein, der dazu dienen soll, den Wi- 
derstand gegen den sogenannten "Freihan- 
del", der eine Politik der Ausbeutung unse- 
rer Gesellschaften und der Natur fördert, zu 
artikulieren und Alternativen zum bestehen- 
den Handels- und Wirtschaftssystem zu dis- 
kutieren. 

Der Kampf gegen die WTO ist global und 
blickt auf eine reiche Geschichte an Mobili- 
sierungen und Artikulationen zurück, ange- 
spornt von der Orientierung besagter Insti- 
tution, die die Interessen der transnationa- 
len Unternehmen und nicht die Rechte und 
Bedürfnisse der Menschen vertritt. Ein 
Meilenstein im Kampf gegen der WTO war 
die Demonstration sozialer Bewegungen, 
die 1999 während der Konferenz in Seattle, 
USA, die negativen Auswirkungen der 
Handelsliberalisierung sichtbar machten, 
was eine umfassende, antikapitalistische 
Widerstandsbewegung auf der ganzen Welt 
inspirierte. 

Vier Jahre später bedeuteten auch die mas- 
siven Aktionen zivilen Ungehorsams wäh- 
rend der WTO-Ministerkonferenz in Can- 
cün einen weiteren wichtigen Schritt im 
Widerstand gegen die Agenda des transna- 
tionalen Großkapitals. 

Es unser Ziel, dass der Kampf gegen die 
W'TO in diesem Jahr einen eindeutig regio- 


nalen Charakter bekommt, um die erfolgrei- 
che Geschichte sozialer und politischer Or- 
ganisation gegen die verschiedensten Herr- 
schaftsformen des Kapitals in den letzten 
Jahren fortzusetzen und zu vertiefen. 


an diciemhre 
decimos 


organizacion 
mundial del 
comercie 


promotora de-la 
LIBERALIZACION 


Der Kampf gegen das inter-amerikanische 
Freihandelsabkommen ALCA ist solch ein 
herausragender Prozess kontinentaler Arti- 
kulation, und der Gipfel der Gemeinschaf- 
ten in Mar del Plata in 2005 hat wichtige 
Fortschritte hinsichtlich alternativer Formen 
der regionalen Integration erst möglich ge- 
macht. Mehr als 10 Jahre später müssen 
wir unsere Kämpfe wieder vereinen, um ge- 
gen korporative Freiheiten und Privilegien 
der Investoren in der Region zu mobilisie- 
ren. Die Freiheit sollte ein Recht der Men- 
schen sein, so wie bspw. die Freiheit der 
Arbeiter*innen sich zu bewegen, und nicht 
der Unternehmer*innern und Investor*in- 
nen, die unsere sozialen Errungenschaften 
und natürlichen Ressourcen verspekulieren. 
In diesem Zusammenhang müssen wir er- 
neut die Frage der von der Gemeinschaft 
ausgehenden Alternativen diskutieren sowie 
die Dringlichkeit des Voranbringens von 
Projekten, die neue, solidarische und kom- 
plementäre Formen des Miteinanders schaf- 
fen. 


Zudem erleben wir nach 20 Jahren Freihan- 
delsabkommen (FTAs) in der Region, mit 





der entsprechenden Deregulierung und der 
Ausweitung der Konzernprivilegien, deren 
negative Auswirkungen auf Mensch und 
Umwelt. 


Daher lehnen wir das Modell des "Frei"han- 
dels und Investorenschutzes in all seinen 
Formen, das u.a. durch bilaterale und inter- 
regionale Handelsabkommen (bspw. EU- 
Mercosur, das Ende des Jahre abgeschlos- 
sen werden soll) sowie durch multilaterale 
Organisationen wie die WTO und 

Gruppen wie die G20 verfestigt wird, ab. 
Es ist an der Zeit, dieser Agenda soziale, 
wirtschaftliche, feministische, ökologische 
und politische Alternativen entgegenzuset- 
zen. 

Wir hoffen, dass wir es schaffen, auf die- 
sem Weg die Agenden und Kampagnen der 
sozialen und politischen Organisationen in 
unserem Land, wie auch in der Region und 
auf globalem Niveau besser zu artikulieren. 
Aus diesem Grund senden wir diesen Auf- 
ruf zu aktiver Teilnahme und der Durchfüh- 
rung eines Gipfels der Gemeinschaften vom 
10.-13. Dezember 2017 in Buenos Aires 
hinaus an alle Organisationen und Gemein- 
schaften der Welt. 

Kommt, um euch gegen die weltweit von 
der WT'O geförderten Strukturen zu stellen 
sowie über gemeinschaftsorientierte Alter- 
nativen zum Kapitalismus nachzudenken 
und zu diskutieren. Gemeinsam können wir 
die anderen möglichen Welten erschaffen. 
Der Kampf ist global! Nieder mit den Frei- 
handelsabkommen, die uns unterdrücken! 
Wir fordern solidarische Abkommen zum 
Handel zwischen den Gesellschaften! 

2017 bringen wir den Erfolg von Seattle 
nach Buenos Aires 

Quelle: 


https://mejorsintlcorg.files.wordpress.com/2 
017/07/erklc3a4rung-nein-Zur-wto-in- 
argentinien.pdf 


Weitere Informationen: 
https://mejorsintlc.org/ 











Anlässlich des EU-Afrika-Gipfels Ende November 2017 findet ein „Bürger-Forum“ 
vom 26. bis zum 28. November in Abidjan (Elfenbeinküste) statt: 


FORUM GITOYEN AFRIQUE-UE 


«Porter plus haut la voix des peuples» 


http://www.forumcitoyenafrique-ue.com/ ; Strategische Achsen 











Über Afrika s. auch die Veröffentlichung vom DGB-Bildungsnetzwerk: 
https://www.nord-sued-netz.de/sites/nord-sued-netz.de/dateien/pdf/nsn-2017-iii-web.pdf 
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Mohssen Massarrat 


Trumps hinterlistige Drohgebärden 


Donald Trump hatte kaum seine Drohungen 
ausgesprochen und schon tappen die Adres- 
saten in seine Falle. Auf Trumps Vernich- 
tungsdrohung bei der Vollversammlung der 
UNO in New York am 21. September gegen 
Nordkorea hat der nordkoreanische Herr- 
scher Kim Yong-un mit verbalem Säbelras- 
seln „Amerika wird für einen Krieg gegen 
Nordkorea einen hohen Preis bezahlen“ 
und mit der Androhung der Explosion einer 
Wasserstoffbombe im Pazifik reagiert. Der 
Präsident der Islamischen Republik Hassan 
Rouhani hat unmittelbar nach seiner Rück- 
kehr aus New York und am Jahrestag des 
Beginns des iranisch-irakischen Krieges 
vor 37 Jahren auf die Drohung Trumps, das 
Atomabkommen mit Iran aufkündigen zu 
wollen, mit einer massiven Aufrüstung der 
Islamischen Republik gedroht. 


Also funktioniert alles ganz gut, was sich 
der US-Präsident ausgedacht hat. Seit dem 
Beginn seiner Amtszeit unterlässt Trump 
keine Gelegenheit, um demonstrativ zu be- 
kunden, dass er in allererster Linie ein 
Mann der US-Rüstungsindustrie ist. 
Schon bei der Vorlage des Haushaltsgeset- 
zes im Februar diesen Jahres verkündete er, 
in allen Haushaltssektoren sparen zu wol- 
len, nicht jedoch bei der Sicherheit. 

Die Militärausgaben wolle er vielmehr um 
54 Milliarden Dollar anheben, die „ausge- 
laugte Armee“ brauche endlich „eine Fi- 
nanzspritze“. 

In der UN-Generaldebatte brüstete sich 
Trump mit seinem Militäretat von 700 Mil- 
liarden Dollar, was im Vergleich zu 2016 
eine Steigerung von 11,5 % bedeutet - ein 
Rekord in der US-Geschichte. 

Damit wird ein neues globales Wettrüsten 
mit Kettenreaktionen in alle Richtungen in 
Gang gesetzt: Erst rüsten Russland und 
China als Reaktion auf den gigantischen 
Ausbau des US-Rüstungsarsenals auf, dann 
die europäischen Staaten als Reaktion auf 
die „neue“ Bedrohung durch Russland, und 
dann reagieren auch noch Japan und andere 
Länder Asiens ebenfalls mit eigener Aufrüs- 
tung auf die Bedrohung durch China. So 
kann sich die Spirale des nuklearen Rüs- 
tungswettlaufs nach oben drehen. 


Der US-Präsident vergisst auch nicht, bei 
jeder Gelegenheit andere NATO-Staaten an 
„ihre Verpflichtung“ zu erinnern, „ihr Mili- 
tärbudget auf 2 Prozent ihres Inlandspro- 
dukts zu erhöhen“. Um bei ihnen auch noch 
ein Schuldgefühl zu erzeugen, wird ergän- 
zend hinzugefügt, dass die NATO-Verbün- 
deten der USA „schließlich selbst für ihre 
Sicherheit zahlen sollten“. Dass Europas 
Regierungen, allen voran Angela Merkel 
und Ursula von der Leyen, in ihrer Naivität 
auf die für die Nato-Staaten zurechtgebas- 


telte Sicherheitsfalle hereinfallen und sich 
dabei hinter früheren Nato-Beschlüssen 
verstecken, ist einfach zum Verzweifeln. 


Auch der vollständig absurde Atomkonflikt 
mit Nordkorea kann, würde man einen 
halbwegs rationalen Verstand voraussetzen, 
in letzter Instanz ein gefährliches nukleares 
Wettrüsten nicht nur auf der koreanischen 
Halbinsel, sondern zwischen den USA und 
den nordkoreanischen Verbündeten China 
und Russland auslösen. 

Was würde eigentlich um Himmels Willen 
in der Welt passieren, wenn die US-Regie- 
rung die Forderung des nordkoreanischen 
Regimes nach einer Sicherheitsgarantie er- 
füllte und damit dieser mörderischen Insze- 
nierung des lächerlichen, aber dennoch ge- 
fährlichen Wettkampfes eines halbstarken 
Davids gegen einen muskelprotzigen Goliat 
ein Ende setzte? Aus meiner Sicht nichts. 
Vielmehr würde der Weg dafür geebnet 
werden, dass sich beide Staaten der korea- 
nischen Halbinsel wiedervereinigen und 
den seit dem Koreakrieg anhaltenden Kon- 
flikt beenden könnten. 

Alle US-Regierungen haben jedoch 
Nordkorea bisher diese Sicherheitsga- 
rantie verweigert, weil ohne Feindbild des 
nordkoreanischen Regimes die USA ihren 
Grund als Schutz- und Hegemonialmacht 
von Korea, Japan, Indonesien, Malaysia 
und anderen asiatischen Staaten über Nacht 
verlieren würden. 

Trump provoziert mit seinen verbalen Atta- 
cken Nordkorea zusätzlich zu mehr Atom- 
bomben, um das Wettrüsten in Asien aufzu- 
heizen. 


Das ist aber noch längst nicht alles. 

Gleich nach seinem Wahlsieg geißelte der 
US-Präsident neben Nordkorea auch Iran. 
Die Islamische Republik sei der größte Un- 
sicherheitsfaktor im Mittleren Osten. Au- 
ßerdem stellte er das nach mühsamen Ver- 
handlungen der internationalen Gemein- 
schaft mit dem Iran erzielte Iran-Atomab- 
kommen in Frage. 

Die Früchte seiner zutiefst antiiranischen 
Drohgebärden erntete er im Mai 2017, als 
er in Saudi-Arabien Aufträge im Umfang 
von über 300 Milliarden Dollar für die US- 
Rüstungsindustrie an Land zog. Schon da- 
mals war die Aufrüstung dieses archaischen 
Wüstenstaates eine klar an die iranische 
Adresse gerichtete ungeheure Provokation. 
In der jüngsten UN-Vollversammlung setzte 
'Trump seine Attacken gegen die Islamische 
Republik fort, die er als Schurkenstaat be- 
zeichnete. 


Doch damit nicht genug. Er drohte auch 
ernsthaft damit, das Iran-Atomabkommen 
zu annullieren und erneut jene Unsicherheit 
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herzustellen, die 2006 beinahe zu einem 
Krieg der USA unter George W. Bush ge- 
gen Iran geführt hätte. 

Leider tappte nun auch der iranische Präsi- 
dent mit seiner Reaktion auf Irumps Provo- 
kation in die Falle eines neuen und sehr ge- 
fährlichen Wettrüstens im Mittleren Osten. 
Ein ähnliches Wettrüsten in den 1980er Jah- 
ren zwischen Iran unter dem Schah- Re- 
gime und Irak unter Saddam Hussein mün- 
dete schließlich 1980 in den achtjährigen 
Krieg zwischen diesen Staaten, der auf bei- 
den Seiten verbrannte Erde und über eine 
Million Opfer hinterlassen hat. 

Gewinner dieses Wettrüstens und des darauf 
folgenden Krieges war der globale Rüs- 
tungssektor und allen voran die amerikani- 
sche Rüstungsindustrie. Verlierer waren 
nicht nur Iran und Irak, sondern die gesam- 
te Region, in der bis heute Krieg geführt 
und gemordet wird, ganz im Sinne der Rüs- 
tungsindustrie. Trump beabsichtigt offen- 
sichtlich, diese historische Katastrophe aufs 
Neue zu entfachen. 


Inzwischen ist der Tausch von Petrodollars 
gegen Waffen für die US-Rüstungsindustrie 
zu einer Selbstverständlichkeit und zu ei- 
nem Wachstumsmotor für die amerikani- 
sche Wirtschaft geworden. 


Welche Absicht aber verfolgt Donald 
Irump, dass er seit seinem Wahlsieg unun- 
terbrochen mit dem Feuer des Wettrüstens 
in der Welt spielt und dass er auch mit sei- 
nem unsäglichen Nationalismus „Amerika 
First“ einer Welt das Wort redet, in der jeder 
gegen jeden seine kurzfristigen Interessen 
zu Lasten der schwächsten und ärmsten 
Staaten und der künftigen Generationen 
durchsetzt, notfalls auch mit Gewalt? 

Und was hätte schließlich dieser US-Präsi- 
dent davon, wenn er so offen, so gezielt, so 
systematisch und so akribisch in allen Re- 
gionen der Welt, in Europa, in Asien und im 
Mittleren Osten mit einem hemmungslosen 
Wettrüsten zündelt, das irgendwann aus 
dem Ruder geraten und in einen Dritten 
Weltkrieg einmünden könnte? 


Ich habe den Verdacht, dass Donald Trump, 
seines Zeichens ein erbarmungsloser Immo- 
bilienhändler, das Ziel verfolgt, sich mit 
seiner bisherigen Politik die hundertprozen- 
tige Unterstützung des Militärisch-Industri- 
ellen Komplexes, des größten innerameri- 
kanischen Machtfaktors, zu sichern. Ange- 
sichts seines grandiosen Scheiterns in allen 
andern Bereichen, wie z.B. Obamacare, der 
Einwanderungspolitik oder der Beziehung 
zur EU, ist die Gefahr immer realer gewor- 
den, dass Trump nicht bis zum Ende seiner 
Amtszeit Präsident der Vereinigten Staaten 
bleibt. 


Ele DT ee ne a 


Jeder weiß, dass keine politische Kraft in 
den USA in der Lage ist, ohne Rückende- 
ckung der Rüstungsindustrie einen US-Prä- 
sidenten zu wählen oder abzuwählen. 
Trump, der mit allen Mitteln US-Präsident 
bleiben will, egal was er sonst noch in der 
Welt für Katastrophen anrichtet, weiß das 
längst. Zudem schafft er mit seiner verant- 
wortungslosen Politik des nach-mir-die- 
Sintflut auch einen wichtigen Nebeneffekt: 
die massiven US-Rüstungsexporte dürften 
nämlich die sonst nicht wettbewerbsfähige 
amerikanische Wirtschaft kräftig ankurbeln 
und neue Arbeitsplätze schaffen, damit wür- 
de also wenigstens ein zentrales Wahlver- 
sprechen Trumps gegenüber den eigenen 
Wählern erfüllt. Diese Arbeitsplätze werden 
allerdings mit dem Risiko eines millionen- 
fachen Blutvergießens, gerade auch bei der 


Zivilbevölkerung, in der Welt erkauft —- von 
der Gefahr eines Dritten Weltkrieges ganz 
zu schweigen. 


Um jedoch Trumps Versuche der neuerli- 
chen Aufheizung eines Wettrüstens ins Lee- 
re laufen zu lassen, müssten die EU und 
die internationale Gemeinschaft insge- 
samt erstens auf der Gültigkeit des Iran- 
Atomabkommens bestehen. 

Ferner und zweitens wäre es angebracht, 
statt die Krise verschärfende, fast rituali- 
sierte Sanktionen durch den UN-Sicher- 
heitsrat gegen Nordkorea fortzuführen, den 
UN-Generalsekretär darin zu bestärken, 
Verhandlungen um eine diplomatische 
Lösung des Konflikts zwischen Nordko- 
rea und den USA auf die politische Agen- 
da zu setzen. 


Der Autor ist Professor i. R. für Politik und 
Wirtschaft des Fachbereichs Sozialwissen- 
schaften der Universität Osnabrück. Sein 
neustes Buch „Braucht die Welt den Fi- 
nanzsektor“ erschien Mitte September im 
Hamburger VSA Verlag. 


http://www.nachdenkseiten.de/? 
p=40391#more-40391 





Hinweis der SiG-Redaktion: 

Den Hintergrund der gefährlichen Ner- 
vosität in den USA zum voranschreiten- 
den ökonomischen Niedergang kann 
man z.B. hieraus ersehen: https://isw- 


muenchen.de/2017/09/grenzen-oder- 


neue-perspektiven-der-globalisierung- 
aus-chinesischer-sicht/ 











Inga Blum, IPPNW-Vorstand 
Bündnis gegen Atomwaffen steht 


Die gefährliche Eskalation des atomaren 
Konflikts zwischen Nordkorea und den 
USA zeigt, dass Atomwaffen nicht mehr Si- 
cherheit schaffen. Ganz im Gegenteil: Sie 
machen die Welt instabiler und unsicherer. 
Seit Ende des Kalten Krieges sei die Gefahr 
eines Atomwaffenangriffs nicht mehr so 
hoch gewesen wie heute, erklärte UN- 
Generalsekretär Antonio Guterres jüngst 
vor der UN-Generalversammlung. Während 
US-Präsident Donald Trump Nordkorea mit 
vollständiger Zerstörung drohte, warnte Gu- 
terres davor, dass eine flammende Rhetorik 
zu fatalen Missverständnissen führen könn- 
te. 

122 Staaten haben vor dem Hintergrund 
dieses erhöhten Risikos und der katastro- 
phalen humanitären Folgen eines Atom- 
waffeneinsatzes am 7. Juli 2017 in den 
Vereinten Nationen (UN) einen Vertrag 
zum Verbot von Atomwaffen beschlossen. 
Nun liegt der Vertrag in den UN zur feierli- 
chen Unterzeichnung aus und bereits mehr 
als 50 Staaten haben unterzeichnet. Sobald 
50 Staaten den Vertrag ratifiziert haben, tritt 
er in Kraft und verbietet alle Aktivitäten mit 
Atomwaffen wie beispielsweise auch die 
direkte oder indirekte Weitergabe der Kon- 
trolle über Atomwaffen sowie deren Lage- 
rung auf dem Territorium der Vertragsmit- 
glieder. 

Das hätte auch Konsequenzen für Deutsch- 
land. Denn eine Stationierung von US- 
Atomwaffen widerspricht nach Inkrafttreten 
des Vertrages dem Völkerrecht, auch wenn 
die Bundesregierung den Vertrag nicht un- 
terzeichnet. Ein Abzug der etwa 20 verblie- 
benen US-Atomwaffen aus der Eifel, wie 
ihn jüngst SPD-Kanzlerkandidat Martin 
Schulz gefordert hat, wäre also Vorausset- 
zung, damit Deutschland dem Abkommen 
überhaupt beitreten kann. 


Gabriel gegen Verbotsvertrag 

Bisher hat die Bundesregierung die Ver- 
handlungen des Vertrags boykottiert und 
sich gegen einen Beitritt ausgesprochen. 
Ein Novum in der bundesdeutschen Ge- 
schichte, denn noch nie zuvor hat sich 
Deutschland multilateralen Gesprächen zur 
Abrüstung und Rüstungskontrolle verwei- 
gert. Dabei handelt die Bundesregierung 
gegen die Meinung einer deutlichen Mehr- 
heit der Bevölkerung. Eine repräsentative 
YouGov-Umfrage im Auftrag der Interna- 
tionalen Kampagne zur Abschaffung der 
Atomwaffen (ICAN) ergab, dass sich 71 
Prozent der Bürger für einen Beitritt 
zum Verbotsvertrag aussprechen. 

Laut Außenminister Sigmar Gabriel macht 
ein Verbotsvertrag keinen Sinn, solange die 
Atomwaffenstaaten sich nicht beteiligten. 
Das Argument greift zu kurz: Denn die Ab- 
rüstung stockt seit langem und braucht 
einen neuen Schub. Mit dem Verbotsvertrag 
werden Atomwaffen delegitimiert. Damit 
wird es etwa für die Hersteller dieser Waf- 
fen schwieriger, finanzielle Mittel zu erhal- 
ten. Verbote von Landminen und Streumu- 
nition trugen in der Vergangenheit zu deren 
Abrüstung und schließlich zur völligen Ab- 
schaffung bei. Und das geschieht selbst 
dann, wenn die Besitzerstaaten dem Vertrag 
zunächst nicht beitreten. 

Zudem wird die Nukleardoktrin der Nato 
mit Inkrafttreten des Vertrages illegal. 
Dementsprechend übten die USA bereits im 
Vorfeld der Verhandlungen Druck aus und 
forderten ihre Nato-Verbündeten auf, sich 
nicht zu beteiligen. In einem als geheim 
eingestuften Schreiben warnte der US-Bot- 
schafter bei der Nato davor, dass der atoma- 
re Schutz der USA für seine Verbündeten in 
Europa durch einen solchen Vertrag delegi- 
timiert oder rechtswidrig und somit gefähr- 
det werden könnte. 
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Druck auf die schwedische Regierung 
Ein Großteil der Staaten, darunter auch die 
Bundesregierung, beugten sich dem Druck. 
Nur die Niederlande beteiligten sich auf- 
grund großen öffentlichen Drucks und eines 
Parlamentsbeschlusses an den Verbotsver- 
handlungen, stimmten dann aber als einzi- 
ges Land gegen den Vertrag. 

Nun setzen die USA und ihre Alliierten 
selbst befreundete, neutrale Staaten massiv 
unter Druck, den Verbotsvertrag nicht zu 
unterzeichnen. Das bekam Schweden zu 
spüren. Wie die schwedische Zeitung 
„Svenska Dagblatt“ Ende August berichte- 
te, schrieb US-Verteidigungsminister James 
Mattis an seinen schwedischen Kollegen 
Peter Hultqvist, dass eine Unterzeichnung 
Schwedens negative Konsequenzen sowohl 
für die bilaterale Rüstungszusammenarbeit 
als auch für die Bereitschaft der USA haben 
werde, dem Land im Falle eines militäri- 
schen Angriffs zu helfen. 

Neben den USA haben nach schwedischen 
Medienberichten auch Großbritannien, 
Frankreich und die Bundesregierung Druck 
auf die schwedische Regierung ausgeübt. 
Sollte der Vorwurf stimmen, wäre das ein 
ungeheuerlicher Vorgang, der die Lippenbe- 
kenntnisse der Bundesregierung zu einer 
Welt ohne Atomwaffen Lügen straft. 


Als Gastbeitrag in der Frankfurter 
Rundschau erschienen, 27. September 2017 
Inga Blum ist Vorstandsmitglied der deut- 
schen IPPNW (Internationale Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges). 





ale De a a 


Günter Küsters 


Aktionskonferenz vereinbart einen bundesweiten 
Aktionstag fur den Frieden am 18.11.2017 


Am 8.10.2017 fand in Essen eine Aktions- 
beratung aus der Friedensbewegung statt, 
an der etwa 60 Teilnehmer bundesweit aus 
örtlichen Friedensinitiativen und Organisa- 
tionen sowie Vertreter des einladenden bun- 
desweiten Friedensratschlages wie der Frie- 
denskooperative teilnahmen. Ein Video mit 
Auszügen zur Aktionsberatung steht hier 


In dieser Beratung wurde die aktuelle Ver- 
leihung Friedensnobelpreises an ICAN sehr 
begrüßt, da ICAN für den UNO-Beschluss 
zum Verbot von Atomwaffen eine großarti- 
ge, kluge Arbeit geleistet hat, wobei aber 
nicht nur wegen der Haltung der Atom- 
mächte sondern auch wegen des Drucks aus 
Nato-Kreisen die Ratifizierung in allen, der 
UNO zustimmenden Ländern noch kein 
Selbstläufer ist und weitere Arbeit hierfür 
auch seitens der Friedensbewegung erfor- 
derlich sein wird. 


Die Bundestagswahlen und das politische 
Umwelt wurden analysiert, was sich in 
Stichworten folgendes zusammenfassen 
lässt: 

- Mit der BT-Wahl erfolgt eine neue Ak- 
zentverschiebung zur Friedensthematik 

- Wenn es zur Jamaika - Koalition kommt, 
dann wird sie instabil und sich damit druck- 
anfällig nach allen Seiten erweisen. Daraus 
ergeben sich auch Chancen für uns mit zi- 
vilgesellschaftlichen Widerstand. 

- Momentan besteht die reale Gefahr eines 
großen Krieges - Hauptmotor hierbei ist 
US-Präsident Trump. 

- Es gibt eine wachsende Verunsicherung/ 
Sorgen der Menschen im Land , was An- 
satzpunkte weiterer, gesteigerter Friedens- 
arbeit beinhaltet (insbesondere gegen die 
krassen Aufrüstungspläne, EU-Militarisie- 
rung, gegen Interventionskriege und zur 
Atomwaffen-Abschaffung auch auf dem 
Hintergrund des aktuellen Friedensnobel- 
preises). 

- Der Ton und der Umgang mit uns als wi- 
derständiger Bewegung wird rauher und 
härter werden (siehe Repression beim G20 
in Hamburg). 

- Ein Beschluss zur Kampfdrohnen- 
Beschaffung (im Juni wegen Widerstand 
aus der SPD vertagt) ist zu erwarten. 

- Es sollten selbst minimale, neue Ansatz- 
punkte wie bei der SPD (außerhalb der 
Großen Koalition) sowie über die verstärkte 
Bündnisarbeit zu Gewerkschaften/Kirchen 
aufgegriffen und darüber seitens der FB 
eine politisch-kulturelle Hegemonie ange- 
strebt werden. 

- Die BT-Wahl war auch Ausdruck einer 
politischen Rechtsverschiebung inkl. einer 
AFD als künftiger System-Partei (nicht eine 


Anti-System/Protest-Partei; Aufklärung 
hierüber für die Wechselwähler von SPD 
und Linken zur AFD ist zu leisten) 


In der darauffolgenden Diskussion kamen 
auf dem Hintergrund eines drohenden, 
großen Krieges auch einige Beiträge zu ei- 
nem "Krefelder Appell" 2.0. 

Der politische Hintergrund und die Situati- 
on dieses, verschiedene Friedenskräfte eini- 
genden "Minimalkonsenses" war natürlich 
damals anders als heute , doch die Suche 
nach einem "Krefelder Appell" 2.0. mit 
Konzentration auf wenige, zentrale und 
bündnisfähige Forderungen scheint wieder 
sehr aktuell zu werden. 

Der Krefelder Appell mit 4 Millionen Un- 
terschriften zur Aufforderung der Bundesre- 
gierung, den Stationierung-Beschlusses 
neuer atomarer Mittelstreckenraketen in 
Europa zurückzunehmen und die damit ver- 
bundenen Großdemonstrationen waren in 
den 80’er Jahren von großer gesellschaftli- 
cher Ausstrahlung (aufgrund des breiten 
Bündnisses und auch dank anderer Medien 
als heute). 


Zur geplanten Aufrüstung der Bundesregie- 
rung sollten in der Öffentlichkeitsarbeit we- 
niger die gering wirkenden 2 % nach NATO 
Kriterien erwähnt, sondern betont werden, 
dass es sich dabei um die Verdoppelung des 
Rüstungshaushalts bzw. 20-25 % des ge- 
samten Bundeshaushalts handelt und dies 
im Sozialbereich dann überall fehlt. 


Weiterhin wurde darauf hingewiesen, dass 
Bündnisgespräche zu einem gemeinsamen 
Handeln /Aufruf zum Protest insbesondere 
zu den geplanten Aufrüstungen momentan 
laufen würden. 


Bereits geplante Aktionen im nächsten 
Jahr 

- 17.2.2018: Proteste gegen die Sicherheits- 
konferenz in München 

- Östermärsche (Ostersonntag am 1.4.) 

- Staffellauf für den Frieden (Start am 
Pfingstmontag, den 21.5. - Schlussaktion 
am 2.6. in Berlin) 

- Ramstein-Aktionstage mit vorheriger Ak- 
tionskonferenz am 9.12.2017 in Frankfurt 
a.M. 


Überlegungen zu weiteren Aktionen in 
der Diskussion 

- zentrale Demo in Berlin im Frühjahr / 
Frühsommer 2018 

- Nutzung des 3.10. als jährliches Fixdatum 
für Aktionen der Friedensbewegung 

- geschichtliches Datum: Kieler Matrosen- 
aufstand Anfang November 1918 (auch als 
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Gegenpol zur bisheriger Bundeswehr-Tradi- 
tionspflege und Reichswehr- /Wehrmachts- 
glorifizierung a la Gauland) 


Nach der intensiven, solidarischen und kon- 
struktiven Diskussion wurde vereinbart: 
Die Essener Aktionsberatung aus der 
Friedensbewegung ruft auf zum bundes- 
weiten Aktionstag am 18.11. 2017 mit fol- 
genden Kernaussagen 

- Kriege beenden 

- Abrüstung für globale Gerechtigkeit 

- Entspannungspolitik jetzt 

- Atomwaffen abschaffen 

Wir verstehen diesen Aktionstag als Schritt 
zu einer längerfristigen Kampagne der Frie- 
densbewegung. 

Beim Netzwerk Friedenskooperation wurde 
eine Webseite zum Informationsaustausch 
eingerichtet: 


https://www.friedenskooperative.de/aktionst 


ag18.November . 
Ein Plakat und ein regelmäßiger Newsletter 


mit Informationen sind in Vorbereitung. Ihr 
könnt die Kampagne unter 


info@friedensdemo.org erreichen. 


Wie dramatisch und zugespitzt die Situa- 
tion ist, haben in den letzten Tagen auch 
Äußerungen von Personen verdeutlicht, die 
man nicht unbedingt zur Friedensbewegung 
zählen kann. 

Der republikanische Senator Bob Coker 
sprach von Präsident Trump als den Kriegs- 
vorbereiter, der „ die USA auf den Weg in 
den 3. Weltkrieg“ führt und der Herausge- 
ber des Handelsblatt Gabor Steingart 
schreibt in seinem „morning briefing“ über 
die immense Kriegsgefahr ‚ die Trump Re- 
volution marschiert“ und er meint in einen 
großen Krieg. Die Sorge um Krieg und 
Frieden, ja die Angst um den Frieden ist 
schon lange nicht mehr nur im „friedensbe- 
wegten Milieu“ verbreitet. 

Die dramatische Zuspitzung der Lage zwi- 
schen Nord Korea und den USA erfordert 
Dialog und Verhandlungen, keine Kriegs- 
rhetorik. 

Es gibt mehr als genug Gründe, in dieser 
Situation aktiv zu werden und in einer län- 
gerfristigen Kampagne mit einer stärker 
werdenden Friedensbewegung in die politi- 
schen Prozesse einzugreifen. 

Frieden braucht Bewegung - beteiligt Euch 
am bundesweiten Aktionstag ! 





Friedensaktivisten bei Attac Deutschland: 
Eine unter mehreren: Frieden-AG in 
Würzburg 

Bundesweite AG Globalisierung und Krieg 











Ele De ne en a a 


Elsa Rassbach 


Forderungen der Friedensbewegung begrenzen sich nicht auf Geldfragen! 


Oktober 2017 

Die Forderung, die Rüstungsausgaben 
nicht zu erhöhen ist sicherlich wichtig 
und wird nicht nur durch DIE LINKE 
sondern anscheinend auch durch die Par- 
teiführungen der SPD und der Grünen 
unterstützt (Zeit-Online). 


Jedoch sind viele der wichtigsten, sehr 
aktuellen Forderungen der Friedensbewe- 
gung nicht direkt mit Kostenfragen oder 
erhöhten Rüstungsausgaben verbunden. 
Es sind Forderungen, die laut Umfragen 
durch eine Mehrheit der Bevölkerung un- 
terstützt wird, z. B.: 


a) für den Abzug der Atomwaffen aus 
Deutschland — 65% der Bevölkerung ist 
dafür (Civey); 

b) für die Teilnahme der Bundesregierung 
an den UNO-Verhandlungen zum Ver- 
bot von Atomwaffen — 75% der Bevöl- 
kerung ist dafür (taz); 

c) gegen die Beschaffung von bewaffne- 
ten Kampfdrohnen für die Bundeswehr 
(obwohl Drohnen-Einsatz preiswerter als 
Einsatz von Truppen oder bemannten 
Flugobjekten sein kann) — 64% der Be- 
völkerung ist gegen die Beschaffung; 

d) gegen die Beteiligung an US-Droh- 
nenkriegen — 50% der Bevölkerung ist 


dagegen; nur 26% ist dafür (Sputnik- 
News). 


Es geht der Bevölkerung bei Friedensfragen 
nicht nur ums Geld in den eigenen Taschen. 
Ein Beispiel, dass dies nicht so ist, ist die 
Mobilisierungsfähigkeit der Ramstein- 
Kampagne mit der zentralen Forderung, 
die Beteiligung am US-Drohnenkrieg zu 
beenden — d.h. eine Forderung worin es 
um das Stoppen von Tötungen in entfernten 
Ländern geht und überhaupt nicht ums 
Geld. Ist es nicht so, dass die Bevölkerung 
durch ethische und moralische Gesinnung 
und Menschenliebe in Bewegung kommt? 


Anti-Atom-Weltsozialforum 2017 


2.-5. 


Seit dem ersten Weltsozialforum (WSF) 
in Porto Alegre 2001, hat sich die welt- 
weite altermondialistische Bewegung 
ausgebreitet und verfestigt. Weltsozialfo- 
ren haben in Lateinamerika, Asien, Afrika 
und im August 2016 in Nordamerika 
stattgefunden. Neue Themenbereiche ha- 
ben diese dynamische Entwicklung berei- 
chert. 2013 und 2015 war die Atomkraft 
Thema mehrerer Tagungen und das erste 
thematische WSF gegen die Atomkraft 
fand 2016 in Tokio statt, wo der Aufruf 
nach einer weltweiten Vernetzung für 
eine Welt ohne Atomkraft lanciert wurde. 
In Montreal gab es das zweite WSF zum 
Thema Atomkraft, bzw. diese war Thema 
beim FSM. 

Da Frankreich das Land ist, in dem es im 
Vergleich zur Bevölkerungsanzahl die 
größte Atomkraftbenutzung gibt, fanden 
es französische Anti-Atomkraft-Bewe- 
gungen sinnvoll, das nächste Anti-Atom- 
WSF in Paris im November 2017 zu or- 
ganisieren. 

In Frankreich gab es in den letzten Jah- 
ren schallende Niederlagen für die Atom- 
industrie. Die Pleite von Areva wurde nur 
durch massive Eingriffe seitens des Staa- 
tes verhindert, der Betrug beim Bau von 
Reaktorbehältern und Dampfgeneratoren 
hat dazu geführt, dass viele Anlagen aus 
Sicherheitsgründen abgeschaltet wurden. 
Die abenteuerliche Beteiligung der EDF 
(Electricite de France) an Projekten des 
EPR (Olkiluoto, Flamanville, Hinkley 
Point) gefährden die finanzielle Sicher- 
heit dieser Firma. 

Auf der ganzen Welt hat die Atomkraft 
zu unkontrollierbaren Problemen geführt. 
Die radioaktiven Abfälle existieren nun 
für Millionen von Jahren und wir überlas- 


November 2017 in 


sen sie künftigen Generationen. Aber 
müssen wir nicht erstmal aufhören, wei- 
teren radioaktiven Müll zu produzieren? 
Die Urangewinnung in vielen Entwick- 
lungsländern ist eine wesentliche Ursache 
für die Umweltverschmutzung, unter der 
zuerst die Arbeiter und Arbeiterinnen im 
dortigen Bergbau leiden. Diejenigen, die 
die Anlagen warten, sehen sich ebenfalls 
gesundheitlichen Problemen ausgesetzt. 
Die Nuklearkatastrophen von Mayak, 
Windscale, Three Miles Island, Tcherno- 
byl und Fukushima haben uns gezeigt, 
dass diese Technik zu unkontrollierbaren 
Umweltzerstörungen führt. Die verant- 
wortlichen Behörden, die eigentlichen 
Bevölkerung beschützen sollten, versu- 
chen statt dessen, diese dazu zu zwingen, 
in kontaminierten Gebieten zu leben 
(ETHOS Programm). 





3özme Forum social mondial antinucleaire 


Wie kann man diese Technik stoppen, die 
vom Abbau des nuklearen Materials bis 
zur Lagerung der Abfälle tödliche Folgen 
hat? Wie kann die nächste große Kata- 
strophe vermieden werden? Wie kann die 
nötige Energiewende beherzt eingeleitet 
werden? 

Entgegen den Zusicherungen der Atomin- 
dustrie kann diese keine Lösung gegen 
die Klimaveränderung darstellen. Erst- 
mal gibt auch diese Technologie Treibh- 
ausgase ab (Förderung, Konstruktion, 
Transport, Abbau, Lagerung), aber vor al- 
lem müsste man Hunderte Reaktoren 
bauen, um den Energiebedarf zu stillen — 
und würde so das Risisko vervielfachen 
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Paris 


(Störfall, Abfälle, radioaktive 
Belastung,..) Welche Strategie würde den 
schnellen Ausstieg aus der Kernkraft und 
gleichzeitig die Reduzierung der anthro- 
pogenen Treibhausgase bewirken? 


Die Verbindungen zwischen ziviler und 
militärischer Nutzung der Kernkraft 
sind zahlreich, zumal die erstere den Aus- 
bau der zweiten beflügelt, mit den glei- 
chen Akteuren: in Frankreich Areva, CEA 
und EDF. 
Die nukleare Abschreckung ist nicht nur 
teuer, sondern auch kriminell. Es ist ein 
Verstoß gegen eine UN-Resolution, die 
Nuklearwaffen als Verbrechen gegen die 
Menschheit bezeichnet. Erinnern wir uns 
daran, dass beim Bau der Bomben bereits 
mehr Menschen umgekommen sind als 
bei ihrer Benutzung. Die nördliche Hemi- 
sphäre ist immer noch von radioaktiven 
Rückständen überzogen, die aus den 
Atomversuchen der 1960er Jahre stam- 
men. Könnte die Einleitung von Verhand- 
lungen in der UNO in 2017, mit dem 
Ziel, Atomwaffen zu verbieten, endlich 
ein entscheidender Schritt zu einer welt- 
weiten nuklearen Abrüstung sein? 
Um alle diese Fragen zu besprechen, la- 
den wir euch zu einem internationalen 
Treffen ein, auf dem wir unsere Erfahrun- 
gen austauschen werden und gemeinsam 
nach Wegen suchen werden, um eine 
Welt ohne Atombomben und Kernkraft- 
werke zu schaffen. 
Der vorbereitende Arbeitsausschuss für 
ein Anti-Atom-WSF 2017 
Mehr: http://fsm- 
antinucleaire2017.nuclearfreeworld.net/de/ant 
i-atom-wsf-in-paris/ 

Programm 
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’ENERGYDEMOCRACY 


Britischer Gewerkschaftsbund TUC 
Energiesektor in die öffentliche Hand! 


Rückenstärkung für Corbyn, Gewerkschaften des Vereinigten Königreichs fordern die 
Ruückübertragung des Energiesektors in die Öffentliche Hand und seine demokratische Kontrolle 





Der 5,7 Millionen Mitglieder starke Ge- 
werkschaftsbund TUC unterstützt das Ma- 
nifest der Labour Party zum Klimawandel 
und zur Energiewende. 











12. September 2017, Brighton, Vereinigtes 
Königreich 


Auf der Jahrestagung des TUC wurde eine 
historische Resolution zum Klimawandel 
verabschiedet, in der die Rückübertragung 
des Energiesektors in die öffentliche Hand 
und seine demokratische Kontrolle unter- 
stützt wird. 

Die einstimmig angenommene Resolution 
ruft den 5,7 Millionen Mitglieder starken 
Verband dazu auf, mit der Labour Party zu- 
sammenzuarbeiten, um dieses Ziel zu errei- 
chen und außerdem ein umfassendes Pro- 
gramm zur Energieeinsparung und Energie- 
effizienz aufzulegen, die Entwicklung einer 
Strategie des „fairen Übergangs“ für betrof- 
fene Beschäftigte voranzutreiben und eine 
Analyse der längerfristigen Risiken für Pen- 
sionsfonds durch Investitionen in fossile 
Brennstoffe durchzuführen. 

Das Wahlprogramm der Labour Party von 
2017 mit dem Titel For the Many, Not the 
Few (Für die Vielen, nicht die Wenigen) 
stuft die Privatisierung der Stromversor- 
gung als Fehler ein und verweist auf die 
Energiearmut sowie die Notwendigkeit, die 
Klimaverpflichtungen des Vereinigten Kö- 
nigreichs zu erfüllen und die notwendigen 
Schritte dafür zu unternehmen, dass die 
Energieversorgung im Vereinigten König- 
reich bis 2030 zu 60% auf kohlenstofffreien 
oder erneuerbaren Quellen beruht. 

Im Programm ist außerdem vorgesehen, 
„den Energiesektor wieder in öffentliches 
Eigentum zu überführen mit dem Ziel, er- 
neuerbare Energie zu für Verbraucher er- 
schwinglichen Preisen zur Verfügung zu 
stellen und den Energiesektor unter demo- 
kratische Kontrolle zu stellen“. Es verlangt 
die Schaffung von „im öffentlichen Besitz 
befindlichen, lokal rechenschaftspflichtigen 
Unternehmen und Genossenschaften, die in 
Konkurrenz zu den bestehenden privaten 
Energieversorgern treten“. 


Die von Sarah Woolley, Bezirksleiterin der 
Bakers, Food and Allied Workers Union 
(BFAWU, Gewerkschaft der Bäcker und 
Nahrungsmittelarbeiter), eingebrachte Re- 


solution verweist auf die „unbestreitbare 
Tatsache, dass ein gefährlicher Klimawan- 
del noch nie dagewesene Veränderungen in 
unserer Umwelt bewirkt“, sowie die durch 
den von Trump angekündigten Ausstieg aus 
dem Pariser Abkommen und durch die 
chaotischen Ansätze sowohl beim Brexit als 
auch in der generellen Politik der gegen- 
wärtigen konservativen Regierung entstan- 
denen Risiken für die Bewältigung der Kli- 
maherausforderungen. 

Die Resolution bekräftigt, dass die Be- 
kämpfung des Klimawandels und der Um- 
stieg auf eine kohlenstoffarme Wirtschaft 
nicht den Märkten überlassen werden kön- 
nen, sondern dass der öffentliche Sektor da- 
bei eine führende Rolle übernehmen muss. 
Bei der Unterstützung der Resolution bezo- 
gen sich mehrere Sprecher auf die Verwüs- 
tungen, die in den vergangenen Tagen durch 
den Hurrikan Irma — den stärksten Sturm im 
Atlantischen Ozean seit Beginn der Auf- 
zeichnungen - in der Karibik und nur weni- 
ge Tage vorher im südlichen Texas durch 
den Hurrikan Harvey verursacht wurden. 


Cliff Holloway von der Lokomotivführer- 
gewerkschaft (ASLEF) erwähnte den be- 
deutenden Anteil des Verkehrs am Ausstoß 
von Treibhausgasen im Vereinigten König- 
reich. Der Repräsentant der Gewerkschaft 
der Eisenbahner (RMT') Glenroy Watson 
betonte die Notwendigkeit, dass bei der Er- 
arbeitung von Lösungen die Beschäftigten 
beteiligt sind und dass der globale Süden 
bei seinen Anpassungsbemühungen mehr 
Unterstützung als bisher erhält. Nicky Ra- 
manandi von der Dienstleistungsgewerk- 
schaft UNISON beleuchtete das Thema 
Brennstoffarmut, während Eleanor Wade 
von der Energiegewerkschaft Prospect fest- 
stellte, dass die Verringerung der Emissio- 
nen hinter den festgesetzten Zielen zurück- 
bleibe. Iain Dalton von der Einzelhandels- 
gewerkschaft USDAW sprach über das Ver- 
sagen des privaten Sektors und betonte, 
dass „Energieversorgung in öffentlicher 
Hand und unter demokratischer Kontrolle 
einen entscheidenden Bestandteil dieser 
Resolution darstellt“. 

Der stellvertretende Generalsekretär der 
Dienstleistungsgewerkschaft PCS Chris 
Baugh sprach sich ebenfalls für die Resolu- 
tion aus. Eine Videoaufzeichnung seiner 
Rede ist hier zu finden. 
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Die Resolution wurde auch von der Fire 
Brigades Union (FBU, Gewerkschaft der 
Feuerwehren) unterstützt, deren Vertreter 
Andy Noble die Gewerkschaften des Verei- 
nigten Königreichs dazu aufrief, die Ge- 
werkschaften für Energiedemokratie 
(TUED) zu unterstützen und sich Gewerk- 
schaften in allen Teilen der Welt im globa- 
len Kampf für eine demokratische Kontrol- 
le der Energieversorgung anzuschließen. 





Ausdrücklich anerkannt wird in der Resolu- 
tion auch die wichtige Arbeit des TUED- 
Partners Transnational Institute (TNI) mit 
Sitz in Amsterdam, dessen jüngster Bericht 
„Reclaiming Public Service: how cities 
and citizens are turning back privatizati- 
on“ die globalen Trends hin zu einer Re- 
kommunalisierung des öffentlichen Diens- 
tes, einschließlich der Energieversorgung, 
beleuchtet. Der TNI-Bericht ist hier erhält- 
lich. 


Nach der Abstimmung, erklärte Martin 
Mayer, Vertreter der Gewerkschaft UNITE 
im Labour Party’s National Executive Com- 
mittee (Vorstand der Labour Party), gegen- 
über den TUED: „Heute haben die briti- 
schen Gewerkschaften zum ersten Mal eine 
visionäre Strategie zur Bekämpfung des 
Klimawandels vereinbart. Das muss dazu 
führen, dass die Kontrolle über unsere pri- 
vatisierte Energieversorgung zurückgewon- 
nen wird und ernsthafte Anstrengungen für 
einen fairen Übergang unternommen wer- 
den, um Arbeitsplätze zu sichern.“ Jenny 
Patient von der Sheffield Climate Alliance 
(Klimaallianz Sheffield) — Teil der 
Kampagne gegen den Klimawandel - fügte 
hinzu: „Wir wissen, dass der Übergang zur 
Kohlenstofffreiheit mit der Schaffung soli- 
der und hochwertiger Arbeitsplätze verbun- 
den ist, und diese Resolution weist den 
Weg, indem dies zu einem wesentlichen Be- 
standteil einer sektorübergreifenden Wirt- 
schaftsstrategie gemacht wird, die geeignet 
ist, Industrien wieder ins Gleichgewicht zu 
bringen und umzustrukturieren sowie die 
Beschäftigten zu schützen.“ 


Quelle: 


http://unionsforenergydemocracy.org/tuc- 
resolution-on-public-ownership-of-energy- 


. and-climate-change/ 
Übersetzung: Werner Horch, SiG-Redaktion 
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Resolution zu Klimawandel und Energieversorgung in öffentlicher Hand, 


einstimmig angenommen vom Britischen Gewerkschaftsbund TUC 
auf dem Kongress 2017 in Brighton, 12. September 2017 


CO04 Klimawandel - Antrag 10 


Der Kongress konstatiert die unbestreitbare 
Tatsache, dass ein gefährlicher Klimawan- 
del noch nie dagewesene Veränderungen in 
unserer Umwelt bewirkt, wie die verheeren- 
de Überschwemmung im Vereinigten Kö- 
nigreich 2004 bewiesen hat. 

Der Kongress konstatiert außerdem die 
durch den von Donald Trump angekündig- 
ten Ausstieg der USA aus dem Pariser Kli- 
maabkommen entstandenen Risiken für die 
Bewältigung der Herausforderungen des 
Klimawandels. Gleichermaßen drohen die 
Brexit-Verhandlungen und die inkonse- 
quente Politik der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs die Maßnahmen zu blo- 
ckieren, die zur Erreichung der Ziele des 
Vereinigten Königreichs zur Verringerung 
der Kohlenstoffemissionen notwendig sind. 


Der Kongress begrüßt den Bericht des 
Transnational Institute „Reclaiming Public 
Service: how cities and citizens are turning 
back privatization“, der den weltweiten 
Trend zur Rekommunalisierung des öf- 
fentlichen Dienstes, einschließlich der 
Energieversorgung, ausführlich beschreibt, 
und unterstützt internationale Bemühungen 
der Gewerkschaften, Themen wie öffentli- 
ches Eigentum und demokratische Kontrol- 
le als Teil der Ansätze zur Bewältigung des 
Klimawandels aufzugreifen. 

Der Kongress stellt fest, dass der Verkehr 


für ein Viertel der Treibhausgasemissionen 
im Vereinigten Königreich verantwortlich 
ist, und ist der Ansicht, dass eine Verminde- 
rung des Kohlendioxidniveaus die Grund- 
lage für die künftige Verkehrspolitik des 
Vereinigten Königreichs sein muss, zusätz- 
lich zum Ausbau öffentlicher Verkehrsmit- 
tel und zur Verlagerung des Güterverkehrs 
von der Straße auf die Schiene. 

Der Kongress ist der Meinung, dass die 
wirksame Bekämpfung des Klimawandels 
und der Umstieg auf eine kohlenstoffarme 
Wirtschaft nicht den Märkten überlassen 
werden können und deshalb der öffentliche 
Sektor eine führende Rolle dabei über- 
nehmen muss, die für den Umbau erforder- 
lichen Maßnahmen in die Wege zu leiten. 
Der Kongress stellt fest, dass Rentenversi- 
cherungen Milliarden von Pfund in Unter- 
nehmen investieren, die fossile Brennstoffe 
fördern. 


Um dies zu beenden, ruft der Kongress den 
TUC dazu auf: 

1. mit der Labour Party und anderen zusam- 
menzuarbeiten, die für ein Ende des über- 
holten Energiesystems des Vereinigten Kö- 
nigreichs eintreten, um es wieder in Öffent- 
liches Eigentum und unter demokratische 
Kontrolle zu bringen 


2. für ein umfassendes Programm zur Um- 
rüstung und Dämmung britischer Wohnhäu- 
ser und öffentlicher Gebäude einzutreten 


3. für die Forderung von Rechten für Ar- 


beitssicherheitsbeauftragte einzutreten 


4. für die Entwicklung einer Strategie des 
fairen Übergangs für die Beschäftigten ein- 
zutreten, die von dem für die Schaffung ei- 
ner ökologisch nachhaltigen Zukunft erfor- 
derlichen industriellen Wandel betroffen 
sind, und praktikable Vorgehensweisen zu 
entwickeln, die dieses Ziel zu einem we- 
sentlichen Bestandteil einer Wirtschaftsstra- 
tegie werden lassen 


5. nahestehende Organisationen zu konsul- 
tieren, die zur Entwicklung einer sektor- 
übergreifenden Wirtschaftsstrategie beitra- 
gen können, die geeignet ist, international 
vereinbarte Ziele zur Verringerung von 
Kohlenstoffemissonen zu erreichen 


6. die langfristigen Risiken für Pensions- 
fonds zu untersuchen, die in fossile Brenn- 
stoffe investieren, den Rückzug von Investi- 
tionen und alternative Anlagen in der nach- 
haltigen Wirtschaft zu propagieren 


Antragsteller: Bakers, Food and Allied Wor- 
kers Union / Befürworter: Communication 
Workers Union / Unterstützer: Fire Brigades 
Union; ASLEF; TSSA 





Derzeit sind 26 % der Arbeitnehmer in 
Großbritannien Mitglied einer Gewerk- 
schaft, die große Mehrheit gehört einer der 
Mitgliedsgewerkschaften des TUC an, dem 
einzigen Gewerkschaftsbund in Großbri- 
tannien. Mehr über die britischen Gewerk- 


schaften hier (von http://www.etui.org/ ) 











Aktionen - Informationen - Analysen zur Klima- und Atompolitik 


® attac 


Schluss mit dem faulen Zauber! 


Aufnach Bonn zu den Protesten } 
rund um die Weltklimakonferenz 





4. November: Klima schützen - Kohle 
stoppen, Demonstration in Bonn 
https://www.klima-kohle-demo.de/ 

3.- 7. November: People’s Climate 
Summit 2017, https://pcs2017.org/de/ 
3.-5. November: Ende Gelände - Aktion 
11. November: Schluss mit dem faulen 
Zauber, Demonstration in Bonn, 
https://www.no-climate-change.org/ 


Mehr Infos: Bundesweite Attac-AG 
„Energie — Klima - Umwelt“ 





Nach den Bundestagswahlen ... 
ausgestrahlt fordert: 


A. Sofortausstieg: Alle acht noch laufen- 
den Atomkraftwerke sofort abschalten, 
denn sie werden zur Stromversorgung 
nicht mehr benötigt und stellen eine massi- 
ve Bedrohung dar (...). Die Regierung 
könnte also das Risiko neu bewerten und 
die Laufzeiten im Atomgesetz auf Null 
verkürzen. Dieses Recht hat das Bundes- 
verfassungsgericht im Dezember ausdrück- 
lich bestätigt. 


B. Rahmenbedingungen erschweren 

Mit verschiedenen Maßnahmen könnte der 
Betrieb der AKW teilweise deutlich ver- 
kürzt werden, selbst ohne die Abschalt- 
Termine im Atomgesetz zu ändern. 


C. Es gibt nicht nur AKW 

Die Atomfabriken in Lingen und Gronau 
und die Forschungsreaktoren müssen still- 
gelegt werden. Forschung darf es nur noch 
zum Umgang mit Atommüll geben. Der 
Euratom-Vertrag muss gekündigt werden. 
D. Atommüll _M(...) 

weiter in Ausgestrahlt 
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AlterSummit: „Just Transition“ - 
Bericht über die Konferenz am 21.6. 2017 


Attac Frankreich u.a.: Kampagne 


1 Million Arbeitsplätze fürs Klima — 
Heft auf Französisch 








Klimagerechtigkeit: Liste der in SiG 
erschienenen Artikel 
SiG-SN: Attac Frankreich (Mai 2013) 
Die Energiewende aus der Sicht der 
Bewegung für eine andere Welt 

















Die Autoindustrie und der Weg ins 
Klimachaos, eine Sendung von Kontext-tv 
mit Winfried Wolf 








Der Kohleausstieg 2025 ist technisch 
machbar und klimapolitisch notwendig. 
Diskussionspapier von Attac, Robin Wood, 

NaturFreunde Deutschlands, PowerShift, 


Konzeptwerk Neue Ökonomie, 


BürgerBegehren Klimaschutz, 350.org, 
Umweltinstitut und das INKOTA-netzwerk 


Es kann hier heruntergeladen werden. 











El De a 


